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1. Die Européaische Union zwischen Traum und
Wirklichkeit

LErtrdumen wir also Europa!* — mit dies Aufforderung anseine europaischen
Kolleginnen und Kollegen erdffnete der elsige franzosische Staatsprasident
Valéry Giscard d’Estaing diArbeit des Konvents zumukunft Europas (vgl. Giscard
d’Estaing 2002: 15). Dieséfonvent sollte eine umfassen&=form der rechtlichen
Grundlagen der Europaischen Union (Bldybereiten, um dieserweiterungs- und
handlungsfahig zu machen. AnschlieR3aotite eine Regierungskonferenz tber die
Annahme der erarbeiteten Reformen befinden.

Die EU bewegt sich seit ihrer Grindungigehen Traum — wie soll das Europa von
morgen aussehen — und Wirklichkeit — wie funktioniert das Europa von heute. Mit
jedem Jahr st das europaische nigungsprojekt dabei komplizierter,
undurchsichtiger und unverstandlicher fir ihre Birger und Politiker geworden, so
dass selbst die ,Wirklichkeiler EU’ schwer zu verstehest. Doch ein Blick in
unser Portmonee lasst uns erkennen, lveeloraktische Bedeutung die europdaische
Einigung fir unser tagliches Leben gewomimat. Mit der Einfihrung des Euro am

1. Januar 2001 als gemeinsame Wahrung idlfzMitgliedstaaten ist die EU fur
jeden greifbarer geworden. Die Entscheidungsverfahren, Institutionen und Politiken
zu verstehen, ist jedoch eine andere Sache.

Doch die EU steht auch im 21. Jahrhundent neuen Herausforderungen, die die
Grundlagen der europaischen Einigungeretkomplexer als einfacher machen
werden. Mit der beschlossenen Erweiterung um zehn mittel- und osteuropaische
Staaten zum 1. Mai 2004 wird ein weiterer Schritt zur politischen Einigung Europas
vollbracht. Hinzu kommen neuaréig Iinternationale sicherheits- und
wirtschaftspolitische Herausforderumgedie auch von der EU als Akteur ein
starkeres aulenpolitischesofflr verlangen. Die EU befiret sich erneut an einem

kritischen Punkt, der Chance und Gefahr zugleich ist.

Aber nicht nur die EU hat sich iden letzten zehn Jadw entscheidend
weiterentwickelt, sondern auch Deutschland hat durch seine Wiedervereinigung
tiefgreifende innen- und aul3enpolitiscWieranderungen durchlaufen. Der Zuwachs
an Machtpotenzial, ob nun unterstellt odésdahlich, hat die ,alte-neue’ Frage nach
der Rolle Deutschlands in Europa wietletebt. Mit der Heradsrderung, die EU zu



reformieren, stellt sich zwangslaufig audle Frage nach dem deutschen Einfluss,
diesen Prozess mitzugestaltand eigene Vorschlagefeigreich umzusetzen. Die
Geschichte der europdaischen Integmatist seit ihren Anfangen mit der Einbindung
Deutschlands in europdaische Struktuuerd Institutionen verbunden. Doch wie steht
es am Beginn des 21. Jahrhunderts um pi@itischen Einfluss des grofRten EU-

Mitgliedes, das européaische Einigaprojekt kreativ mitzugestalten?

1.1. Ziel der Arbeit

Im Gegensatz zu vorangegangenen Reém, die auf Regierungskonferenzen
ausgehandelt wurd&rentschied sich der Europaische Rat (ER) im Dezember 2001
fur die Einberufung eines Konvents zur Zukunft Europas, der die Vertragsreform
vorbereiten sollte. Schnell wurde deutliakgss dieser Konvent das ambitionierte
Projekt einer europaischen Verfassumg Angriff nahm, die die bestehenden
rechtlichen Grundlagen der EU ersetzenirde. Dieses Projekt ist auf der
Regierungskonferenz in Brissel am 18zBmber 2003 bis auf weiteres gescheitert.
Umso dringlicher erscheint es, denrromissbildungsprozess im Konvent einer
genaueren Analyse zu unterziehen unaisdie Frage nach der Zukunft der EU und

der Rolle Deutschlands in Europa miteinander zu verbinden, d.h.

Welchen Einfluss hatte die deutsche Europapolitik auf die Reform der EU im Rahmen des Konvents

zur Zukunft Europas?

Sowohl die Reform der Institutioneand Entscheidungsverfahren als auch die
Weiterentwicklung der ESVPdten zwei entscheidende Politikbereiche dar, die flr
die EU und Deutschland von besonderer Wichtigkeit sind.

Um die innere Handlungsfahigkeit der EU auch nach der Osterweiterung zu
gewahrleisten, miussen die Institutionen &mischeidungsverfahren, die sich seit der
Griindung der Europaischen Gemeinschaft(en) {B®) zogerlich fortentwickelt
haben, an die neuen RahmenbedingungenAwrfigaben angepasst werden. Mit der
Vollendung der Wirtschafts- und Wahruogson (WWU) hat sich zudem eine

! Die Mitgliedstaaten entscheiden als ,Herrdar Vertrage’' Uber Vertragsdnderungen, die im
Anschluss die nationalen Ratifikationsprozesse durchlaufen missen.

2 EG wird im folgenden Synonym fiir die Europaischen Gemeinschaften, d.h. EGKS, EWG und EAG
verwendet, auch wenn die Autorin sich auf die europdaische Integration vor dem Fusionsvertrag
(1965/67), der die EG etablierte, bezieht.



ernstzunehmende Liucke zwischen wintstlicher und politischer Integration
aufgetan. Eine Losung der Fragen, wie duropaischen Institutionen — Gro3e der
Kommission, Rolle des ER, der Kommission wtes Européaischen Parlaments (EP)
— ausgestaltet sein sollten und wie Entscheidungen — Eingikaihiqualifizierte
Mehrheit oder ,doppelte Mehrheit’ — gefaliterden sollten, wurde bereits auf den
Reformgipfeln in Amsterdam (1997) umdizza (2000) verschole Die Tiefe und
Breite, mit der Brussel bereits heute in die nationalen Politiken eingreift, ist fur
einige Mitgliedstaaten diingstigend, obgleich Deutschland die Forderung eines
vereinten Europas zu einem im deutscl#ondgesetz verbirgten Leitbild gemacht
hat (vgl. Praambel GG).

Um die auflere Handlungsfahigkeit und dfil der EU alsinternationalem
sicherheitspolitischem Akteur zu steigern, mussen die finanziellen, institutionellen
und  materiellen  Grundlagen einer gemeinsamen  Sicherheits- und
Verteidigungspolitik gestarkt werde  Neuartige sicherheitspolitische
Herausforderungen fordern die Entwickluexgropaischer Fahigkeiten, wenn die EU
mehr als eine ,Wirtschaftsgemeinschaft’ ssall. Eine Europaische Sicherheits- und
Verteidigungspolitik (ESVP) bietet Déschland dabei die Moglichkeit, im
europaischen Verbund international eimewichtigere Rolle zu spielen und
gleichzeitig Befurchtungen Uber eine miligine Grolimachtsrolle Deutschlands zu

zerstreuen.

Der Einfluss deutscher Europapolitik, durch Vertragsreformsenstitutive politick

die innere und aulere Handlungsfahigkeit @8 zu erhalten und zu steigern, steht
im Fokus dieser Arbeit. Die Unfahigkeit, auf politische Herausforderungen
reagieren zu kénnen, wirde die Grundlagen européaischen B&igung erschittern
und zu einem weiteren Verlust an offerttlic Akzeptanz des Integrationsprojektes
fuhren. Anhand von zwei Fallstudien — Reform der Institutionen und
Fortentwicklung der ESVP — wird die deutsche Europapolitik im Rahmen des
Konvents analysiert. Beide Fallstudien besotén sich mit Themen, die sowohl fur
die deutsche Europapolitik als cu die Zukunftsfahigkeit der EU von
herausragender Bedeutung sind, da seeidnere und &ulRere Handlungsfahigkeit
betreffen.

Mit der Konzentration auf die ,DiskursgestaltungsmachtarGing deutscher

Positionen und Politiker soll die Mdghkeit geschaffen werden, Aussagen Uber den



Einfluss und Erfolg deutscher Vorschlager machen. Sowohl die inhaltliche
Umsetzung von ,deutschen’ Positionen als auch die Fahigkeit, die Verhandlungen
durch gezielte Beitrage zu beeinflussdilden die Grundlage zur Beurteilung des
Einflusses Deutschlandswuf die Reform der EU. ,Diskursgestaltungsmacht’
auszulben, bedeutet in einem langeren informellen und formellen
Verhandlungsprozess aktiv an der riRalierung gemeinsamer Vorschlage
mitzuwirken. Innerhalb diesd3rozesses ist es erfordelj auch eigene Positionen
gegebenenfalls zur Diskussian stellen, um langfristigas Ubergeordnete Ziel einer
gestarkten inneren und &ufReren Handltélggkeit der EU zu erreichen. Die
,Diskursgestaltungsmacht’ wird dabein der inhaltlichen und konzeptionellen
Bedeutung und dem prozessualekinfluss von Beitragen deutscher

Entscheidungstrager erortert.

1.2. Quellenauswahl und methodische Anmerkungen

Fur die Analyse des deutschen EinflussasKonvent wird auf unterschiedliche
Quellen zurtckgegriffen, um ein moglichselfaltiges, dennoch nicht vollstandiges,
Bild nachzuzeichnen. Zeitlich beschrangich die Auswahl des Materials im
Wesentlichen auf die Arbeitsphase désnvents zwischen Februar 2002 und Juli
2003, wobei es an einigen Stellen ertotith war, die Debatten in einen
umfassenderen Entwicklungskontext einzubetten.

Als Priméarquellen wurden dabei schriftiche und mindliche Beitrdge deutscher
Konventsmitglieder zu den Themen institutionelle Reform und ESVP herangezogen.
Ebenfalls wurde auf verschiedene Bajgd Reden und Erklarungeas.a. deutscher,
franzosischer und britischdPolitiker sowie diverse (gopaische und nationale)
Veroffentlichungen im Kontext der Konmtsarbeit zurickgegriffen, um die
Dynamik der Diskussion differenzierter nachzeichnen zu kéhnen

Zusatzlich wurden im September 2003 petiche Interviews mit Peter Altmaier
(MdB), Wolfgang Gerhards (Justizministdes Landes Nordrhein-Westfalen), Dr.
Klaus Hansch (MdEP), Dr. Joachim Woeling (MdEP), Prof. Dr. Jirgen Meyer
(MdB a.D.), Prof. Dr. Manfred Dammeyd€MdL) sowie Gesprachspartnern und

Gesprachspartnerinnen im Auswartigéimt und im Staatsministerium Baden-

® Da beispielsweise die Plenardebatten des Konsebieher) nur in Originalsprache veréffentlicht
sind, konnten lediglich deutschsprachige, franzdsischsprachige und englischsprachige Reslebeitrag
einbezogen werden.



Wiirttemberg, die an der Arbeit deoh@ents teilgenommen haben, geflthEin
weiteres Gesprach wurde mit Michael State geflhrt, der als Korrespondent der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung regelmafiger die EU berichteDiese Interviews
wurden als diskursive Leitfadenge&phe konzipiert, umVorstellungen und
Deutungen ,kommunikativ. zu validieren®* (Hopf 1995. 179) und
Hintergrundinformationen zu€onventsarbeit zu sammeln.

Konzeptionell ist die vorliegende Arbeitls eine Rekonstruikin des deutschen
Einflusses auf den Verfassungsgebungsprogzemsgelegt. Sowohl die ,historische’
Entwicklung der Debatte Uber eine europhes Verfassung, die desche Politik im
Konvent als auch die Ergebnisse des \&stmgsvertrags (VVE) werden dabei einer
inhaltlichen und prozessuwal Analyse unterzogen. Daflir werden als bedeutsam
eingeschatzte Wegmarken in der Vorphades Konvents aufgegriffen, um die
Dynamik der erneuten Debatte Uber dilalité politique zu verdeutlichen. Ein
zeitlich umfassender Ein- und Uberblickietet dabei die Moglichkeit, die
inhaltlichen und prozessualen Dynamikaolitischer Vorstellungen Uber die Zukunft
der EU zu veranschaulichen, denn jguditische Entscheidung hat ihre ,eigene
Geschichte’. Erst wenn man diese ,Gesbtet rekonstruiert — eine Aufgabe, die
zwangslaufig dokumentierenden Chieter hat -, wird die kreative

,Gestaltungsmacht’ politischer Akteuund ihrer Vorstellungen erkennbar.

1.3. Aufbau der Arbeit

Die ambivalente Rolle Deutschlands in &o& ist das Thema des folgenden Kapitels
(vgl. Kapitel 2.1.). Anhand einer kurzen i3tellung der Begriffe Macht und Einfluss
und wissenschaftlicher Studien, die sich deim Einfluss Deutschlands in der EU
beschaftigt haben, wird ein Einblick in die Thematik gegeben (vgl. 2.2.). Daran
anschlieBend wird in Kapitel 2.3. eineigene Konzeption der Einfluss- und
Mitgestaltungsmdglichkeiten deutscheEuropapolitik entworfen, um einen
,unbeschrankteren’ Blick auf die Re Deutschlands im Rahmen des
Verfassungsprojektes werfen zu kénnen.

Die folgende kurze Auseinanderastg mit den Begriffen Verfassung und

Verfassungsgebung im Kon-Text der euisplen Integration soll helfen, die

“ Die Autorin mdchte freundlich darum bitten, bei einer mdglichen Weiterverwendung der zitierten
Ausziige aus den Interwvis darauf zu achten, den inhaltlichen Zusammenhang der Aussagen zu
wahren.



Reichweite der erneuten Debatte umfagee nachzuzeichnen (vgl. Kapitel 3.1.) und
anhand von drei ausgewéhlten Redenitipoher Entscheidungstrager deren
Dynamik beispielhaft zu verdeutlichen.

Mit der Einrichtung des Konvents hat diese Diskussion ein Offentliches Forum
erhalten (vgl. Kapitel 4.). Um die deutecUnterstitzung fur das Verfassungsprojekt
zu verdeutlichen, werden in Kapitel 4.1. zwei Entwirfe zur Zukunft der EU von
deutschen Parteien herangezogen, dach dem Reformgipfel in Nizza die
Diskussion Uber diénalité politiquewieder aufgenommen haben. Nach einer kurzen
Darstellung des Auftrags, der persibe® Zusammensetzung und der Arbeitsweise
des Konvents wird der Frage nach dem deutschen Einfluss auf die Neugestaltung der
EU und ihrer Politiken anhand von zweillsaudien nachgegangen (vgl. Kapitel 4.3.
zur Reform der Institutionen und 4.4. Zeortentwicklung der ESVP). Sowohl die
prozessuale Dynamik als auch die Utmaag ,deutscher Vorschlage' in den
Verfassungsentwurf stehen dabei im Foldexr vorliegenden Arbeit. Besondere
Bertcksichtigung finden dabei in der Diatking und Analyse die Einschatzungen
und Bewertungen der deutschen Konventdmedigr aus den personlich gefuhrten
Gesprachen.

Nach der abschlieBenden Zusammenfagsdes deutschen Einflusses auf den
Verfassungsgebungsprozess und dessen Hsegebr(vgl. Kapitel 5) folgt ein
kritischer Ausblick in die Zukunft deEU und auf die neuen Herausforderungen
deutscher Europapolitik (vgl. Kapitel 6).



2. Deutschland in Europa:mehr Macht, aber weniger

Einfluss?

2.1. Deutschland in Europa

Die europdische Einigung ist seit dérindung der Bundesrepublik Deutschland
neben der sicherheitspolitischen Emdhing in die NATO der entscheidende Dreh-
und Angelpunkt deutscher (AufRen-)PdlitiDeutschland war dabei gleichzeitig
Subjekt und Objekt der europaisch Integration. Die Einbindung der
Bundesrepublik in die Strukturen rdeeG war die politische Grundlage der
friedlichen Koexistenz und des wirtsdftlichen Wiederaufbaus innerhalb
Westeuropas. Die Bundesrepublik als teilsouveraner Staat erlangte jedoch ihrerseits
durch die EG Handlungs- und Mitgestaltungsspume zurtick. Zuséatzlich schaffte
die europaische Integration durch die \@rginschaftung bestmte Politikbereiche
neue Problemlésungskapazitaten, dienal&-Mitgliedern zugute kamen (vgl. zur
Ubersicht Link 2002).

Mit dem Ende des Kalten Krieges wandalsich die Rahmenbedingungen deutscher
Politik grundlegend (vgl. u.a. Kreile 2001:36f.). Durch die Wiedervereinigung
erlangte Deutschland seinelle Souveréanitat und eineerheblichen Statusgewinn.
Gleichsam wurde es das flachenméaf3ig grafbid bevolkerungsreichste Land der EU
und erhielt seine geografische Mittellageerstarkt durch @i Osterweiterung der
NATO und EU, zuriick. Neue aul3enpolitisdHandlungsspielraume eréffneten sich
in einer multipolaren Welt, die glgizeitig durch neuartige Bedrohungen
ungewohnte Anforderungen an das internat®iagagement Deutschlands stellten.
Von den mittel- und osteuropdischen Staatia in Deutschland ihren Makler flr
einen zugigen Beitritt in die EG/Eunhd NATO sahen, wurden neue Anforderungen
an die deutsche (Auf3en-)Politik gestefluch innerhalb der NATO und von Seiten
der USA wurde ein deutlich starkerendinzieller und militarischer Beitrag von dem
wiedervereinten Deutschland gefordeder jedoch auf franzdsischer Seite alte
Beflirchtungen Uber eine deutsche Grol3rmaelginstigte. Wahrend Deutschland in
die europaische und weltpolitischbampions leaguaufstieg, verlor Frankreich an
(sicherheits-)politischeBedeutung. Weniger die deghe Frage als die neue
franzdsische Frage’ stand nun im Folder Europapolitik (vgl. Hellmann 2002 a:
11fff,; 2002 b: 29), um eine Marginsierung Frankreichsbei gleichzeitiger



Dominanz Deutschlands zu verhindern. fef Verhandlungen in Maastricht (1991)
war dementsprechend neben der Schaffung der EU die Vereinbarung der WWU, um
die Wirtschaftskraft dedeutschen D-Mark ,europ&bk“ zu binden. Wahrend der
damalige Bundeskanzler Helmut Koldie WWU zielstrebig unterstitzte und
Sensibilitat far franzésische Bedenken besyizeigte sich bereits auf der folgenden
Regierungskonferenz in Amsterdam, dagsakutsche Bundesregierung vehementer
als bisher nationale Intessen verfolgte. Dennoch koanhan nicht von einer neuen
deutschen Dominanz in Europa sprechg@ondern Deutschland bewies als ,gentle
giant* (Bulmer/Paterson 1996: 31), s$aes Verstandnis fur die ,Angste und
Winsche’ seiner europdischen Partner hatte.

Innenpolitisch hingegen schrankte die fineelle Belastung der Wiedervereinigung,
das geringe Wirtschaftswastiim, die steigende Arbditsigkeit, die Uberlastung

der Gesundheits- und Sozialsysteme deumtsdben Handlungsspielraum auch auf
europaischer Ebene ein (vgl. Jopp 2002 Kreile 2002: 147; Schmalz 2002 a: 58).
Die Schwierigkeiten Deutschlands, edi Kriterien des Wachstums- und
Stabilitdtspaktes einzuhalten, geben daeam anschauliches Bapiel und fuhren
deutlich vor Augen, dass die derzeitige Bundesregierung gewillt und fahig ist, ihre
nationalen Interessen auchgge Widerstande durchzusetzeBie Gleichzeitigkeit

von gewachsener Gestaltungsmacht und neuem innen- und auf3enpolitischen
Problemdruck (vgl. Hellmann 2002 b: 2%®rforderte eine Neujustierung der
deutschen Rolle, zumal mit dem Regiggswechsel 1998 eine ,nachgewachsene’
Politikergeneration die inteationale Blihne betrat.

Diese strukturellen und personellen Uikintdre erforderten und verstarkten eine
.Normalisierung“ (Hellmann 2002 b: 24)nd ,Pragmatisierung“ (Schmalz 2002 a:
67f.) deutscher (Aul3en-)Politik. Dabei hattsiin den letzten Jahren gezeigt, ,(...)
dass Deutschland und Europa eine humend symbiotische Beziehung eingehen”
(Hellmann 2002 b: 29).

Die Frage nach der zukilnftigen Rolle Dsallands in Europa, ein ,deutsches

Europa® oder ein ,europaisches Deutschland” (Janning 1996), bestimmte erneut die

® Finanzminister Hans Eichel (SPD) hat Ende November 2003 im ECOFIN-Rat durchgesetzt, dass bis
auf weiteres die Kriterien des Wachstums- und Stabilitatspaktes ausgesetzt werden. Deutschland
wurde in seinen Bemihungen von der franzdsischen Regierung unterstitzt, die ebenfalls
Schwierigkeiten mit der Einhaltung der Kriteriert.Haie Auseinadersetzungen um den Wachstums-
und Stabilitditspakt haben sich bis zum Januar 2004 soweit verscharft, dass die Europdische
Kommission den Ministerrat vor dem EuGH verklagen will (vgl. Hageliken 2004).



politische und wissenschaftliche Diskussion (vgl. zur Ubersicht Harnisch 2001;
Kreile 2002; Peters 2001; Schmalz 2002 a). Dabei wurde immer deutlicher, dass die
alte Leitlinie der Bonner Republik, ,(..9owohl mit den USA (NATO) wie auch
Frankreich (EG/EU) engste Beziehungefrecht zu erhalten” (Hellmann 2003: 40),
schwieriger wurd®

Aus (neo-)realistischer Perspektive waradfensichtlich, das®in wiedervereintes
Deutschland sein auf3enpolitisches rh&dten im Sinne einer ,GroBmacht’
,normalisieren’ und wesentlich offensiveseine nationalen teressen vertreten
wirde (vgl. u.a. Hacke 1997; Mearshein2®01; Waltz 1993). Knstruktivistische
Ansatze hingegen machten deutlich, dassddigische ,europdisierte’ Identitat auch
weiterhin fur eine multilaterale, die Wteefung und Erweiterung der EU fordernde
Politik sorgen wirde (vgl. u.a. Bandh@999; Goetz 1996; Katzenstein 1997). Diese
wissenschatftliche Versicherunigr Kontinuitat lag auch irnteresse der politischen
Entscheidungstrager, um politisch kgsétige Spekulationen und Beunruhigungen
Uber einen neuen ,deutschen Sonderweg@erstreuen (vgl. Henann 2002 d: 502).
Ob nun Wandel oder Kontinuitdt die dsectie AufRen- und Europapolitik nach
nunmehr dreizehn Jahren Wiedervereinigbegtimmt, steht nichm Fokus dieser
Arbeit (vgl. u.a. Katzenstein 1997; Rittiger 2001; Schneider/Jopp/Schmalz 2002).
Vielmehr geht es um die politisch brisarFFrage, welchen Einfluss Deutschland auf
europaische Entscheidungen hat und wietstdhe Politiker ihren Einfluss nutzen,
um die Reform der EU mitzugestalten.

Bevor wir uns der Rekonstruktion g<le deutschen Einflusses auf den
Verfassungsgebungsgebungsprozess ndhemekorerscheint es wichtig, sich kurz
ein paar Gedanken Uber folgende Fragemaahen: Erstens, was versteht man unter

Macht und Einfluss? Zweitens, welchem#iiiss hat Deutschland in der EU?

2.2. Mehr Macht, abeweniger Einfluss?

Von den wenigsten durfte bestritten werden, dass Macht in der Politik eine
wesentliche Rolle spielt. Wenn es um endhere begriffliche Bestimmung und die

Frage, welche Rolle Macht spielt, geinéten jedoch gréReiRifferenzen auf.

® Auch wenn die Irak-Krise nicht im Blickfeld dieser Arbeit liegt, verdeutlicht Bundeskanzler
Schrdders (SPD) strikte Ablehnung eines militérischen Einsatzes und einer deutschen Beteiligung,
dass die derzeitige Bundesregierung sich in ungewohnt deutlicher Form fur die ,EU/Frankreich* und
gegen die ,NATO/USA" entschieden hat.
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Max Weber versteht unter Macht ,(...)dg Chance, innerhalb einer sozialen
Beziehung den eigenen Willen auch geger&tstreben durchzusetzen, gleichviel
worauf diese Chance beruht* (Weber 1928). Auf welchen Grundlagen Macht
beruht, bleibt dabei zuerst offen. Ratibsizsche bzw. (neo-)realistische Ansatze
legen ihr Hauptaugenmerk auf 6konomische und militdrische Ressourcen, wahrend
konstruktivistische Ansétze Ideen, ldentitdt&/erten und Normen eine ,machtige’
Rolle zuschreiben (vgl. zur Ubecht Baumann/Rittberger/Wagner 2001;
Boekle/Rittberger/Wagner 2001; vgl. rzueuropaischen Integrationsforschung
Hall/Taylor 1996).

In Bezug auf die in dieser Arbeit aufgevi@re Fragestellung lassen sich im Kon-
Text der EU verschiedene Aspekte von Mabtlematisieren. Einerseits verfigt jedes
EU-Mitglied Uber formale Macht, die sidh der Anzahl der Stimmen im Rat/ER
ausdruckt (vgl. Schneider/Bailer 2002: 5Rementsprechend zahlt Deutschland mit
29 Stimmen (nach dem Vertrag von Nizza)dam vier machtigsten Staaten. Einfluss
hingegen bezeichnet das ,(...) Vermdgen, einen Entscheidungsprozess in die
gewulnschte Richtung zu lenken” (Scluse/Bailer 2002: 52). Die Durchsetzung von
Préaferenzen und nationalen Interessen in Entscheidungsprozessen hangt dabei mit
formalen Machtaspekten, 6konomischer Et&und Interessenskoalitionen unter den
Akteuren zusammen (vgl. Brauninger et. al. 2001: 51fff.).

Die Beschrankung auf ,harte’, formaleaght und Einfluss verkennt jedoch, dass
Akteure Uber eine wesentlich breitdPalette an Handlungsmadglichkeiten verfigen.
Simon Bulmer betont vier Aspekte von ,pewt: durch ,deliberate power” (Bulmer
1997. 73) artikulieren Aktgre deutlich ihre Interessen und Nutzen formale
Machtressourcen, um diese umzusetzene Evesentlich sub&re Form von Macht
wird durch indirect institutional poer” (Bulmer 1997: 74) ausgeilbt, indem
Akteure die Institutionen der EU nachréim nationalen Vorbild ,designen’. Wahrend
Lunintentional power” im Wesentlichen mit GKiezu tun hat, bietet die EU an sich
ein ,empowerment“ der Akteure durchnen normativen und prozeduralen Bias
(Bulmer 1997: 76).

Eine brauchbare und eindeutige Unteesding zwischen Macht und Einfluss zu
treffen, erscheint schwierig. Sowohl btd als auch Einflss beruhen auf der
Verfiigbarkeit von Ressourcen, wobei dieseemeller als auchmmaterieller Art
sein konnen. Beide Begriffe sind zudem emn&kteur zugeschrielme Attribute, die
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erst in einer sozialen Sation ,aktiviert’ werden, wenn Macht und Einfluss ausgeubt
werden.

Betrachtet man europaische Entscheiduraygsse, erscheintra Unterscheidung
zwischen zwei Politiken, namlicltonstituitve politicsund regulative politics
notwendig, um die Frage nach Machhd Einfluss eines EU-Mitglieds néher
thematisieren zu kdnnen. Zum einen werden im Rat, in den Ministerraten und im EP
Entscheidungen zu bestimmten Politiken (ARautorichtlinie) getroffen. In diesen
regulativen Politiken zeigt sich ein geger Einfluss deutscher Positionen: ,Mé&chtig,
aber wenig einflussreichist der Befund im Bereiclder alltaglichen Sach- und
Personalpolitik (vgl. Schneider/Baile2002). Obwohl Deutschland mehr Macht
unterstellt wird und formal mehr Macht bizs;j ist die Bundesggerung haufig nicht

in der Lage, sich mit eigenen Interesgegen andere Mitgliedstaaten durchzusetzen,
so dass ,(..) in der EU-Politik deBundesrepublik eine Licke zwischen
Machtpotential und tatsachlichem Einfluss besteht* (Sclenddiler 2002: 52).
Ahnlich groRe Mitgliedstaaten wie GRbritannien, aber auch das kleine
Mitgliedsland Luxemburg haben einen wesieh gréReren Einfluss in der EU (vgl.
Schneider/Bailer 2002: 53). Als Ursachdes ,deutschen Integrationsdilemmas*
(Schneider/Bailer 2002) gelten zumnen die innenpolitische Rickbindung von
europapolitischen Entscheidungen an die Lander-Epedie jedoch nicht als
Verhandlungsvorteil genutzt wird (vglSchneider/Bailer 2002: 57). Auf EU-
Regierungskonferenzen  beziehe e di Bundesregierung zudem  wenig
durchsetzungsfahige Positionen (Schnéter 2002: 58) und betreibe eine ,(...)
kraft- und konzeptlose Personalitik, indem Brissel als ,(...) Abstellgleis flr
ausgediente Politiker, abgehalfterte $iaekretare oder Verbandsfunktionare*
(Schneider/Bailer 2002: 57) gebraucht Wird

Aber auch im Bereich der konstitutivétolitiken, die auf Rgierungskonferenzen
durch Revisionen der EU/EG-Vertrage sbklossen werden, wi eine geringe
Durchsetzungsfahigkeit deutscher sRonen deutlich. Am Beispiel der

Regierungskonferenz in Amsterdam zeigieh, dass Deutschland, aber auch

" Mit der Ratifizierung des Maastricht-Vertragesirde in das deutsche Grundgesetz Art. 23 GG
eingeflgt, der den Landern eiskéirkere Mitbestimmung in der Europapolitik gewahrt.

8 In der Studie von Schneider/Bailer bleibt unklar, bei welchen Sachentscheidungen Deutschland im
Rat/Ministerrat Uberstimmt wurde. Auch der ™Mairf der mangelhaften Personalpolitik Giberzeugt
nicht, da die derzeitigen ,deutschen Kommissare’ Schreyer und Verheugen wichtige
Generaldirektionen leiten. Die methodischend inhaltliche Kritik an dem Aufsatz von
Schneider/Bailer lieRe sich ohne weiteres vertiefen, wirde aber vom Anliegen der vorliegenden
Arbeit zu weit weg fiihren.
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Frankreich im Vergleich zu GroR3britaeni nicht in der Lage waren, eigene
Forderungen umzusetzen (vBrauninger et. al. 2001: 63).

Der Befund uUber den Einfluss deutscher Europapolitik in regulativen und
konstitutiven Politiken erschdiraus der Sicht spieltheoretischer Studien eindeutig:
mehr Macht, aber weniger Einfluss. EU-Regierungskonferenzen werden dabei als
Kooperationsspiele bzw. ,two-level-games* (vgl. zur Ubersicht Putnam 1988;
Scharpf 1997) modelliert. Akteure tanstitzen dementsprechend die
Vertragsreformen, die ihre Politikprafemsm am besten umsetzen (vgl. Brauninger
et. al. 1998: 49).

Zu meinen, der Einfluss eines Mitgliedstias zeige sich augsiellich durch die
Analyse der Umsetzung von Positionen aif. zlen grof3en Regierungskonferenzen,
vernachlassigt aber die aifjlichen Verhandlungsprozss (vgl. Falkner 2002: 3).
Rationalistische Anséatze sind nicht mer Lage, einen t@gjeren Prozess der
Kompromissbildung und inharente Verandegen der Positionen zu erfassen (vgl.
Olsen 2002: 582). Die Verwiridhung langfristiger Ziele und die Notwendigkeit, in
Verhandlungsprozessen auch eigene Fardgrn zur Diskussiostellen zu muissen,

um zu einem gemeinsamen Ergebnis zu gelangen, entscheiden ebenfalls tber den
Einfluss und Erfolg von Politiken. Dabei muss es nicht unbedingt um das
Uberzeugen mit dem ,besseren Argumegghen (vgl. Payne 2001: 41), aber die
Beschrankung auf ,harte’ Macht- undnBussressourcen wiStimmengewichtung

und Durchsetzung von nationalen Interessen unterschatzt bei weitem die
,Diskursgestaltungsmacht’ von Akteuren. Nicht nur wahrend der Prasidentschaft im
ER koénnen Mitgliedstaaten Einfluss dur@dgendasettingauf die europaische
Politikgestaltung austben. Sondern Bulmsieht die Organisation der EU und deren
Entscheidungsprozesse als einen wesentlistoeteil fir deutsche Europapolitik an,

da eine starke Korrespondenz zwiscligem Strukturen, Normen und Politiken der
EU und der deutschen ,europaisierten’ lii&h und den deutschen Interessen besteht
(vgl. Bulmer 1997: 61; zur regulativePolitik vgl. Anderson 1997). Zudem zeigt
sich, dass Deutschland tUbeeidgro3e Reformgipfel hineg (EEA, Maastricht und

Amsterdam) kontinuierlich eine Ausweitg von Mehrheitsentscheidungen und eine



13

Starkung des EP unterstitzt hat, diekieinen Schritten vertraglich umgesetzt
wurder? (vgl. Wagner 2001: 221).

Um einen ,unbeschrankteren’ Blick aufedRolle Deutschlands in der EU und im
europaischen Verfassungsgebungsprozeswerten, bemisst sich Einfluss in der
Konzeption der vorliegenden Arbeit daranwieweit es einem Akteur gelingt,
Verhandlungs- und Entscheidungsprozedsiech Vorschlage mitzugestalten und

dabei auch eigene Vorstellumgeur Diskussion zu stellen.

2.3. Einfluss, mitzugestalten

Rationalistische und spieltheoretische sAtze haben erhebliche Schwierigkeiten,
Veréanderungen und Inkonsistenzen von Pdiikzu erklaren. In einer komplexen
Welt, in der der Ausgang von Entscheidungmsicher ist, stehen Politiker immer
vor der Herausforderung, zwischen verschiedenen Handlungsalternativen wahlen zu
missen. Dabei spielen nicht nur (Machtig@hessen eine handlungsleitende Rolle,
sondern Ideen, Werte und Normen bietear@tagen fur effiziente und angemessene
Entscheidungen (vgl. March/Olson 199&51f.). Ideen als ,focal point*
(Goldstein/Keohane 1993: 17) helfen d&kteuren, in komplexen Situationen, in
denen Ergebnisse und deren Konsequenigdt sicher abgeschatzt werden kénnen,
Entscheidungen zu treffen, indem sieit&ien der Effizienz und Angemessenheit
liefern (vgl. Kohler-Koch 2000: 514)Dieses handlungsleitende Fundament an
Uberzeugungen und Vorstellungen bildet aimeehr oder weniger unhinterfragten
Bestandteil jeglicher Entscheidungsfindwngd muss dann einer kritischen Prifung
unterzogen werden, wenn neue Situaio und Herausforderungen nicht mit
bewahrten Handlungsmustern entschiederdere konnen. Neue Interpretationen der
Situation, der Probleme und deren Losungifgn auf ein geteiltes Wissen zurlck,

auf

»(...) einen Horizont von Mdglichkeiten, der in der Krise des Handelns neu erschlossen werden muss.
Es werden Hypothesen aufgestellt: Vermutungen Uber neue Bricken zwischen Handlungsimpulsen
und Situationsgegebenheiten. (...). Die VerankedergKreativitat im Handeln erlaubt es, Kreativitat

gerade als Freisetzung fur neue Handlungen aufzufassen.” (Joas 1992: 196).

° Gleichzeitig setzte auch Deutschland Ausnahmeregelungen in bestimmten Bereichen (z.B.
Asylfragen) durch, die besonders nationalen Interessen entsprachen (vgl. Wagner 2001: 224).
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Die Kreativitat des Handelns zeigt sich ,framing” (Rein/Schon 1991: 263), einem
sequenziellen Prozess, in dem nelissammenhange geschaffen werden, wobei
situative, personelle und institutidlee Kon-Texte Horizonte der mdglichen
Bedeutungen und zur Verfugung stehendetwieklungsoptionen begrenzen (vgl.
Diez 1996: 261; Pierson 1998: 47/Mraming bezeichnet dabei ,(..) a way of
selecting, organising, intergneg and making sense of amplex reality so as to
provide guideposts for knowing, analysinggersuading, anacting.” (Rein/Schon
1991: 263). Framing ist ein kreativer Prozess, indem eine gemeinsame
Situationsbeschreibung und mdoglicked angemessene Handlungsweisen durch
Kommunikation erzeigt werde Dabei ist die ,Vorbeitung und Absicherung durch
semantische Innovation“ (Jachtenfuchs 2082} entscheidend, um uUber differente
Entscheidungsoptionen verfiigen zu konrgie. Kommunikation untereinander und
die Wahl eines bestimmten Vokabuldmnstituieren die Moglichkeit zur Politik.
Politische Prozesse sind deshalb kom@l&ommunikationsprozesse, in denen die
Akteure eigene Positionen zur Diskussion stellen (midssen), um intersubjektiv
geteilte Vorstellungen und Bedeutungen emarbeiten (vgl. zur Ubersicht Zehful
1998).

Ein (Re-)framing ist dann wahrscheinlich, wenn neue Handlungsoptionen
erschlossen werden mussen, weil dasdrige Arrangement vomstitutionen seine
Handlungsfahigkeit verloren hat und somieei,ill-defined problematic situation®
(Rein/Schon 1991: 263) vorliegt. Di#énalité politique der EU ist dafir ein
anschauliches Beispiel, da eine gemmame Zielsetzung delntegration, der
Ausgestaltung der Institutionen und der Politiken erst durch Verhandlungsprozesse
erzeugt werden muss. Besonders deutlzeigt sich die Problematik, wenn
Vorstellungen tber das ,Wesen’ einer ipsthen Gemeinschaft zur Diskussion
stehen, die sich jenseits stadier Kategorien bewegen, weil die
Entscheidungstrager dann nicht auf Brimmgswerte zurickgreifen kdnnen (vgl.
Kohler-Koch 2000: 516)Framesdienen somit als ,guiding posts” (Kohler-Koch
2000: 516), die Handlungs- und Entscheidungssiume begrenzen und somit erst
ermoglichen, tatsachlich effektive uadgemessene Entscheidungen zu treffen.

Fur die Auswahl einefamesist es grundlegend, dass er zum einen prasent ist und
von offentlichen Personen unterstitzt wird. Zum anderen miiss@esgewissen
heuristischen Anforderungen geniigen. Daahlt, dass sie eineelativ einfache

Struktur haben (,parsimony*), an positive Erfahrungen erinnern und internalisierte
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Konstrukte aufgreifen. Hinzu kommt, skihr Erfolg von der Unterstitzung durch
Experten und Meinungsfiuhrer positiv be&isét wird, die einen fortlaufenden,
Standpunkte aufgreifenden Diskussionsprezies Gang setzeivgl. Kohler-Koch

2000: 517).

Besondere Aufmerksamkeit kommt dabei dem ,naming the problem* (vgl.
Rein/Schon 1991: 270) zu. Erst wenn daskiem’ eine Beschreibung erhalten hat,
konnen weitere Uberlegungen angestellt werden, welche Losungen angemessen und
machbar sind. Mit dem daran anschlieBendi@ming versuchen die Akteure,
Gestaltungsmacht auszuiiben, indem sie neue Zusammenhange zwischen
Problembeschreibungen unagtichen Losungen schaffen.

Im Rahmen der vorliegenden Arbeit wirdrsecht, dieses Konzept des framing fur

die Frage nach dem Einfluss deutscher Europapolitik im Konvent nutzbar zu

machen, denn

»()n the multifaceted wod of the European Union, the pretdion of the better arguments, the
search for partners, and the preparation of bargaining elements for concluding consensus-orientated
package deals will become more and more impoftanproducing successful outcomes institutional

and policy reforms. Being big and weak at the same time and having before it the European
Convention, the Intergovernmental Conference i&42é8nd the process oflargement, Germany and

its European Diplomacy may face its greatesilehges since unification.” (Jopp 2002: 19).

Wie haben deutsche Politiker diesklerausforderungen im Rahmen des

Verfassungsprojektes gemeistert?
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3. Auf dem Weg zur europaischen Verfassung

Die Diskussion Uber eine europaische ¥esung begleitet das Integrationsprojekt
seit seinen Anfangen vor Uber 50 Jahr®ie Entwirfe von Francois Menthon
(1948), Michel Debré (1953) und Paul thg Spaak (1953) im Rahmen von ad-hoc-
Versammlungen sowie der Spinelli- (1988plombo- (1990) und Hermann-Bericht
(1994) im Rahmen des EP zeugen von den langwierigen Bemuhungen, eine
européische Verfassung zu schaffen. Die Kommission selbst erstellte 2001 ein
WeilBbuch mit dem Titel ,Europdisches Regieren®, in dem die Idee eines
Verfassungsvertrags fur die EU aufgéfgn wurde (vgl. Loth 2002; Marhold 2001;
Goler 2002).

Eng verbunden mit der Frage nach dearfassungsrechtlichen Grundlage der
europdaischen Integration ist die Suchach einem rechtlien und politischen
Begriff, der das ,Wesen’ der EU erfasgtgl. Diez 1995; ders. 1996). Juristen
bezeichnen die EG/EU bevorzugt als Geb#de generis also als etwas, fur das es
keinen bekannten Begriff gibt. Der Europarechtler Ipsen hingegen pragte das Bild
von der EG als ,Zweckverbund* (vgllpsen 1972), wahrend das deutsche
Bundesverfassungsgericht die EU 1993 ®seinem Maastricht-Urteil als
~Staatenverbund“ beurteilte. Die politlsen Leitbilder vermitteln zudem ein
vielfaltiges Bild: der ehemalige Kommissisprasident Walter Hallstein bezeichnete
die EG als ,unvollendeten Bundesdtaaund gab damit eine eindeutige
Integrationsperspektive vordl. Hallstein 1969); der framdsische Prasident Charles

de Gaulle hatte das ,Europa der Vaterlander” zum Ziel; Winston Churchill, britischer
Premier, forderte aus der Schweizebgl&schiedenheit gar 1946 die ,Vereinigten
Staaten von Europ®

Weniger der Mangel an Verfassungsvorschlagen als dessen Unverbundenheit und
fehlende politische Unterstitzung haben dazu beigetragen, dass eine bewusst
geschaffene europdische Verfassung waiteunvollendet blieb. Der Vertrag von
Maastricht und die daran anschliel3endskDssion ertffneten einen ,constitutional
moment* (vgl. Weiler 1999), da dafnde des Kalten Krieges und die

Wiedervereinigung Deutschlands neue Rahmenbedingungen in und fir Europa

2 Genau genommen waren Churchills Worte am 19. September 1946 in Zirich wie folgt: ,We must
build a kind of United States of Europe.” Somit ging es nicht um ,die’ Vereinigten Staaten von
Europa nach dem Vorbild der USA, sondern um ,a kind of'. Um diese Unbestimmtheit dreht sich im
Grunde die bisherige (und kiunftige) Entwicklung der europaischen Integration.
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schafften. Die Chance, die EU auf einefassungsrechtlich reformierte Basis zu
stellen, lag dabei in einer Neudefinition des europaischen Einigungsprojektes fir eine
neue Generation und eine neue Epodligl. Weiler 1999: 9). Doch dieser
konstitutionelle Moment wurde nur halbherzig genutzt. Die anschlie3enden
Vertragsrevisionen in  Amsteraa  und Nizza  blieben  weiterhin
verfassungsrechtliches Stiickwerk. eDiVollendung der WWU verstarkte die
Diskrepanz zwischen dem wirtschaftlichand politischen Intgrationsniveau. Die
abnehmende Funktionsfahigkeit ~ der européischen Institutionen und
Entscheidungsverfahren — auch mit Rliguf die Erweiterung um zehn (und mehr)
neue Mitglieder —, die internationaleHerausforderungen der Globalisierung,
neuartige Sicherheitsbedrohungen als adiehmangelhafte Akzeptanz der EU bei
den Birgern forderten und forderten eibéskussion Uber die Grundlagen des
europaischen Einigungsprojektérgl. Marhold 2001: 10fff.).

Die politische Diskussion seit dem J&@00 Uber die Zukunft der EU geht mit den
bekannten Leitbildern (vgl. u.a. Schneid2002 a; Schneider 2002 b; Diez 1995)
jedoch wesentlich pragmatischer um und tdazu beigetragen, dass ernsthaft um
eine Verfassung fur Europa gerungen wurde. Die EU von heute ist nach dem neuen
Verfassungsentwurf (VVE) eine ,Union dBdrger und der Staaten“ (vgl. Art. I-1
VVE) und somit tatsachlich ein Gebildai generisaus Staatenbund und Bundesstaat
(vgl. Bury 2003 0.a.).

Bevor wir uns der aktuellen politischensRussion tber eine européische Verfassung
zuwenden koénnen, erscheint es wichtig, $ialz ein paar Gedanken Uber folgende
Fragen zu machen: Erstens, was ist &adassung? Zweitengraucht die EU eine

Verfassung? Drittens, kann die EU eine dsdgung haben? Und viertens, hat die EU

nicht bereits eine Verfassung?

3.1. Verfassung, Verfassungsgebung und Europa

Der Begriff der Verfassung ist nur auf dersten Blick einfach, da im allgemeinen
unter einer Verfassung eirsehriftlich fixierte Urkundé&' tiber die Griindung eines

politisch verfassten Nationalstaates verden wird. Staats- und Verfassungsrechtler

1 GroRbritannien bildet hier eine beriihmte Ausnahme, was durchaus die Schwierigleiten
britischen Regierung mit dem Projekt einer européischen Verfassung im Allgemeinen und dem
Begriff Verfassung im Besonderen verstandlicher macht.
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wirden dem ohne weiteres zustimmen, doch im Kontext der EU verliert diese
Definition an Aussagekraft.

Der Begriff der Verfassung hat eineesentlich vielfaltigere Bedeutung und
beschrankt sich nicht auf die foelte Ausgestaltung im Sinne einer

Staatsverfassung. Der Begrifér Verfassung umfasst

»(-..) @ document; the embodiment of either a noangommand, a subject will, or a practice; the
organized form of a political society; or, finally, a series of devices through which independent
normative principles are given institutional support within the political community.” (Castiglione
1996: 9).

Normativ schaffen Verfassungen nBeit und inneren Zusammenhalt einer
Gesellschaft, indem sie sowohl formels @uch inhaltlich eiribergeordnetes Recht
bilden, auf dem sich die gesamte Orgatmsades sozialen und politischen Lebens
grundet (vgl. Castiglione 1996: 8). Volamistisch begrinden Verfassungen die
Interessen und Ziele der Gesellschaftsheitigr, die in politischen Entscheidungen
ihren Ausdruck finden. Funktional konstituieren und begrenzen Verfassungen die
Handlungsmacht von (gesellschaftlichen updijtischen Akteuren und Institutionen
und verteilen somit horizontal und vertikahtscheidungsbefugnisse. Sie bilden die
rechtliche Grundlage, legitimierte Entscheidengn einer und flr eine politische(n)
Gemeinschaft zu treffen. Gleichzeitighsitzen Verfassungen sowohl normativ als
auch funktional die Grund- und Freiheéshte der Blrger gegenuber staatlichen
Eingriffen.

War die klassische Theorie des Konstitutionalismus in erster Linie von der Frage
nach der Begrenzung von Mdadlpepragt, setzt sich delew constitutionalismmit

(...) praktischen Erfahrungen und normativ Ideen Uber die angemessene, vor
allem auch rechtliche Form der politischen Ordnung® (Preufd 1994: 27) auseinander.
Eine Verfassung wird demnach nicht nus ain formal geschriebenes ,Gesetz der
Gesetze’ aufgefasst, sondern als diendlegende Werteordnung einer politischen
Gemeinschaft (vgl. Preul3 1994: 11). Die \sdung stellt einenadiilen echtlichen
Rahmen dar, der gleichzeitig genlgen@ilieit zur politischen Ausgestaltung und
Wandelbarkeit besitzen muss, um fadtise Geltung in einesich verandernden
Gesellschaft erlangen zu kéme\ndererseits legt eirerfassung auch verbindlich
fest, was aus normativen und funktionat@esichtspunkten nicht offen bleiben soll

und darf.
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Jon Elster geht von drei Grundbestandteders, die sich in fast jeder modernen
Verfassung wiederfinden lassen: Menschenrechte, Festlegung des
Regierungssystems und seiner Entsbinegsbefugnisse und die Verfahren der
Verfassungsanderung (vgl.geér 1994: 38). Der Proge der Verfassungsgebung ist
dabei durch Argumentations- und Venkéungsprozesse gekennzeichnet, die
Grundlage der Giiltigkeit und Glaubwiirdigkeler Verfassungsergebnisse sfd
Die Verfassung konstituiert somit nicht nformell eine Regierungsform, sondern
erflllt eine wichtige gesellschaftliche Furddii,(...) als einem Selbstzeugnis des sich
verfassenden Volkes Uber die als soleHahrenen, fundamentalen Bedingungen der
kollektiven Existenz" (Denningel994: 98) und stiftet eingemeinsame Identitét in

dem Bewusstsein der gesellsdhelien Zusammengehdorigkeit.

Die strittige Frage, ob Europa eine \&s$ung braucht bzw. Uberhaupt haben kann
und soll, ist in ersteiLinie ein Streitfall unter Jisten, der jedoch erhebliche
Auswirkungen auf die politische Praxis imhalb der EU hat. Juristen verstehen
unter einer Verfassung in den meisten Fae Staatsverfassung: Solange die EU
kein Staat ist, werden soll oder werdkann, ist auch die Diskussion tber eine
europaische Verfassung hinfélliggl. Kohler-Koch 1999: 5; 7).

Einerseits wird bestritten, dass die stehenden europdischen Vertrdge eine
Verfassung bilden, denn ,(d)ie Differehegt in der Ruckfuhrung auf den Willen der
Mitgliedstaaten statt auf den des Unieoigs.” (Grimm 1995:32). Im Sinne einer
demokratischen Verfassung geht dieaddsgewalt jedoch vom Volke aus (vgl.
Grimm 1995: 37°. Zudem wird in Frage gestellpb Europa Uberhaupt eine
demokratische Verfassung erarbeiten kontigegine gemeinsame Offentlichkeit und
ein gemeinsames Volk als grundlegenttraussetzungen zur Verfassungsbildung
fehlten (vgl. Grimm 1995: 44).

Andererseits wird darauf verwiesen, die EU habe bereits eine ,quasi-Verfassung’, die
durch ein schriftlich fixiertes Dokumé (EU/EG-Vertrage) und rechtliche und

'2 Einige Analysen zur Reform der EU greifen die Ideen von Jon Elster (und Jiirgen Habermas) auf
und setzen sich mit der Frage auseinander, inwieweit der Konvent zur Zukunft Europas ein
,deliberatives’ Forum war (vgl. Géler/Marhold 2003; Géler 2003 b; Wessels 2002).

13 Grimm weist darauf hin, dass Demokratie nicht gleichbedeutend mit Parlamentarismus ist. Die EU
besitze somit ein strukturelles Demokratiedefizit, denn Demokratie setze eine gemeinsame ldentitat
voraus, so ,(...) daR die Gesellschaft ein Bewul3tsein der Zusammengehdérigkeit ausgebildet hat,
welches Mehrheitsentscheidungen und Solidarleistungen zu tragen vermag, und daf3 sie die Fahigkeit
besitzt, sich Uber ihre Ziele und Probleme diskursiv zu verstandigen.” (Grimm 1995: 46f.). Dies ist
jedoch innerhalb der EU nicht der Fall, da die Sprachenvielfalt bis auf weiteres ein uniberwindbares
Hindernis darstellt, um ein ,gemeinsames Bewul3tsein der Zusammengehdrigkeit” zu entwickeln.
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politische Praxis (z.B. Rechtspremmg des EuGH) ein Mehrebenensystem
differenzierter demokratischer Legitition begrinde. In einem andauernden
.process of multilevel constitutionalismérweist sich somit die Bedeutung der
.living constitution” (Kohler-Koch 1999: 8Yurch die politische Praxis und nicht
durch einen formalisierten Akt dé&rerfassungsgebung. Die Zurlckweisung eines
staatsrechtlichen Ziels dertégration erdffnet dabei .,() a fluid understanding of
postnationalism, coupled with a critical focus on processes of polity formation
emerging from the constant negotiatiamlacontestation of interests.” (Shaw 1999:
595). Die formelle und informelle Verhanutlg Gber die Grundlageser EU bezieht
sich dabei nicht nur auf die weglichen Anderungen, die auf
Regierungskonferenzen beschlossen werdeondern die tagliche institutionelle
Praxis und die offentliche Debatte besnen den Prozess der Verfassungsgebung
und -wirklichkeit mit.

Die EU befindet sich somit seit dem Begides Integrationsprojektes auf einer
~constitutional road” (Shaw 1999: 596), durdie eine neue Form der politischen
Organisation in Europa, eine ,post-mad@olity” (Kohler-Koch 1999: 12), entsteht.
Die Betonung, dass Verfassungsgebung ein langwieriger Prozess sein kann und nicht
mit der Staatswerdung einer politischen Gemeinschaft verbunden sein muss, hilft, die
Besonderheiten der EU zu erfassen und fbile widerspriichlichen Dynamiken zu
begreifen.

Die erneute Diskussion Uber die Notwegidit einer européaischen Verfassung kann
dabei auf eine inhaltlich und zeitlichmfassende (verfassungs-)rechtliche und
politische Debatte zurlickgreifen undneut versuchen, den Traum von einer

Verfassung Wirklichkeit werden zu lassen.

3.2. Quo vadis, Europa?

Die erneute Auseinandersetzung Uber dukunft der EU und die Schaffung einer
europaischen Verfassung seit demuHfahr 2000 ist im Wesentlichen dem
Engagement des ehem. Kommissionsprasetedacques Delotsnd des deutschen
AulRenministers Joschka Fischer zu verdanken. Ihre offentlichen Beitrage haben eine

Dynamik in Gang gesetzt, in der Uber diealité politique der EU folgenreich
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nachgedacht wurdé Anhand von drei ausgewéhlten Reden deutscher, franzésischer
und britischer Entscheidungdtrer im Jahr 2000 soll vexdtlicht werden, inwieweit

sich die Vorstellungen zur Finalitat der Ejd6ffnet und angenahert haben und somit
eine Ausgangsbasis fur die folgenden Verhandlungen im Konvent zur Zukunft
Europas schafften. Die Rekonstruktion diegerphase des Konws soll helfen, die
inhaltlichen und prozesalen Dynamiken und denEinfluss politischer
Entscheidungstrager zu veranschaulichehne die das Verfassungsprojekt einen

anderen Verlauf genommen hatte.

3.2.1. Fischers Foderation

Der deutsche AufRenminister Joschka Fisctadm in seiner Rede am 12. Mai 2000
in der Humboldt-Universitat zu BerlilDelors Gedanken einer Foderation der
Nationalstaaten und der Bilng einer Avantgarde ddf Auch wenn er ,(...) die
beim offentlichen Nachdenken bisvexi beengende Rolle des deutschen
Aulenministers (...)" (Fisgr 2000 a: 149) hinter g lassen wollte, war doch
offensichtlich, welchen Einfluss Fischers Rede auf die beginnende
Verfassungsdiskussion haben wiirde, mde (Medien-) Offentlichkeit erzeudfe

Mit Blick auf die Erweiterung der EU undeue internationale Herausforderungen

stellte Fischer die Frage:

»,Quo vadis Europa? (...). Fragen Uber Fragen, auf die es alle eine ganz einfache Antwort gibt: den
Ubergang vom Staatenverbund der Union hin zur vollen Parlamentarisierung in einer Europaischen
Foderation (...). Und das heif3t nichts geringeres als ein Européisches Parlament und eine ebensolche
Regierung, die tatsachlich die gesetzgebende und die exekutive Gewalt innerhalb der Foderation
austben.” (Fischer 2000 a: 153).

“ Die Anzahl der Beitrage ist mittlerweile betrachtlich angewachsen. Zur Ubersicht vgl. u.a.
www.europa.eu.int/futurum/index_de.h{t5.1.2004).

15 Jacques Delors duBerte sich am 19. Januari@@fem Interview in der franzésischen Zeitung Le
Monde zur Zukunft der EU mit folgenden Worten:

-Wenn man das Ziel eines politischen Europas verfolgen will, dann muss man dieser Avantgarde
erlauben, das zu bilden, was ich eine >>Fodderation der Nationalstaaten<< genannt habe (...). Dieses
Projekt muss Gegenstand eines besonderen Vertragien, der mehr verlangt und explizit ist.”
(Delors 2000: 83).

'8 AuRenminister Fischer engagierte sich mit seiner Rede in Berlin nicht zum ersten Mal fur die
Finalitdt der EU. Bereits 1998 hielt er im BedinRathaus kurz nach seinem Amtsantritt eine
Grundsatzrede zum Thema deutsche Aul3en- und Europapolitik, in der sich bereits die Forderung
nach einer Verfassungsdebatte wiederfindet.
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Fur die institutionelle Ausgestaltung eingmollen Parlamentasierung” sind vier
Varianten denkbar, wovon jedoch nur zweinminationen als wahrscheinlich gelten
konnen (vgl. Decker 2002: 619). Entweddirde die Kommission mit einem direkt
gewahlten Prasidenten zur Exekutive der &lsgebaut. Die Legislative wére ein
Zweikammernsystem, bestehend aus dem ER als Staatenkammer und einem
Parlament mit ,gewahlte(n)Abgeordnete(n) (..), diezugleich Miglieder der
Nationalparlamente sind.” (Fischer 2000 a: 154). Oder der ER Ubernimmt die
exekutiven Aufgaben der EU und die Legtsle setzt sich aus direkt gewéhlten
Senatoren und dem reformierten Parlament zusafiimen

Mit Blick nach GrolR3britannien versicherFischer die weiter bestehende Bedeutung

des Nationalstaates,

»(d)enn auch fir das finale Foderationssubjekt wird der Nationalstaat mit seinen kulturellen und
demokratischen Traditionen unersetzlich sein, um eine von den Menschen in vollem Umfang

akzeptierte Burger- und Staatenunion gitimieren.” (Fiscker 2000 a: 154).

Ein europaischer Bundesstaat hingegder im Prinzip dasparteilbergreifende
deutsche Leitbild der europdischen Intggm ist, wéare ,(...) ein synthetisches
Konstrukt jenseits der gewachsenen euisgbéen Realitaten” (Bcher 2000 a: 153).
Neben diesen inhaltlichen Aspekten besahtiftsich Fischer auch mit der Frage,
wie die Vollendung der politischen Integion unter den deeitigen Bedingungen
der Erweiterung erreicht werden kénne. Durch den ,(...) Ausbau der verstarkten
Zusammenarbeit zwischen denjenigen &taatlie enger kooperieren wollen (...)",
wirde die Bildung eines ,Gravitationszantis®, einer ,Avantgarde” entstehen,
indem diese Gruppe einen Grundvertradis@h ,den Nukleus einer Verfassung der
Foderation® (Fischer 2000 a: 155). Aul3enistier Fischer selbst war sich dariiber im
Klaren, welche institutinellen und vertraglichen ®&wleme mit solch einer
Integrationsmethode verbunden warddr. betonte, dass der besteheratEjuis
communautair® nicht gefahrdet werden dér und ,(.) das die Union
zusammenhaltende Band weder politischhnoechtlich beschéadigt werden darf.”

" In beiden Varianten erscheint die Umwandlung des EP zu einem Parlament mit gewahlten
Abgeordneten, die gleichzeitig Mitglieder der nationalen Parlamente sind, auf3erst fragwirdig. Die
Doppelfunktion dieser Abgeordneteils nationale und europaiscParlamentarier Ubersteigt mit
Sicherheit die Belastbarkeit eines Durchschnittspolitikers. Fischer begrindet diese Umwandlung des
EP damit, dass eine EU der Staaten und Burger die unterschiedlichen nationalen und politischen
Eliten in einem européischen Parlament zusammenfiihren misse.

8 Unter acquis communautairevird der gemeinschaftliche Besitzstand der EU verstanden. Dazu
zéhlen alle giltigen Vertrdge und Rechtsakte.
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(Fischer 2000 a: 156). Er bekraftigte, dass der Erfolg der verstarkten
Zusammenarbeit (V2J ,kein Automatismus® sei und sich um weitere Mitglieder
bemihen musse, um langfristig einen Mednt fur die europdische Integration
darzustellen.

Zur Vollendung der Integration mit r@m ,Verfassungsvertrag®, der die
Souveranitatsverteilung zwischen Fodematund Nationalstaaten regelt, bedirfe es
nun eines ,bewussten politischen Neimgungsaktes Europas.” (Fischer 2000 a:
156). Um dieses Ziel zu verwirklichenyirde es ,(...) ganz entscheidend auf
Frankreich und Deutschlandkeommen.” (Fischer 2000 a: 150).

AuRRenminister Fischer hat mit seiner deein der Humboldt-Universitat vier
entscheidende Punkte miteinander bugrden und in die laufende Diskussion
eingebracht: namlich Foderation der MNaalstaaten, Parlantarisierung,
Differenzierung und Verfassungsvertrag. Durdie Parlamentarisierung der EU soll
sowohl die Birgernahe als auch di#andlungsfahigkeit der erweiterten Union
sichergestellt werden. Methodisch sdikse politische Neugriindung Europas durch
eine starkere Differenzieng erreicht werden, indem dmnders integrationswillige
Mitgliedstaaten einen Verfassungsvertraglisen. Diesem Vertrag wirden mit der
Zeit mehr und mehr Mitglieder beitretdris hin zur européaischen Fdderation der
Nationalstaaten. Obwohl Fischers Regleindlegende Elemente der franzésischen
Debatte aufgriff (vgl. Busse 2000: 4), hsie unter franzdsiden Politikern zu
kritischen Reaktionen gefuhrt, so dass moigerlich ein nachhaltiger Dialog ins
Rollen kam (vgl. u.a. Fischer 2000 b; Védrine 26%0)

Auch von wissenschatftlicher Seite wurdedker vorgeworfen, sein Konzept besalie

nur geringe Realisierungschancen, breche mit dem bestehenden Institutionensystem
und den suprastaatlichen Integrationszigle. Holzinger/Knill 2001; zur Ubersicht

vgl. Joerges/Mény/Weiler 2000). Zutreffendeheint jedoch die Einschatzung, dass
Fischers Vorschlage verschiedene Haklungsoptionen offen lassen und ,(...)

9 Die VZ ist seit dem Amsterdamer-VertraBestandteil des EU-Rechts und speziellen
verfahrenstechnischen Regeln unterworfen. Vgl. Art. 43-45 EUV-A bzw. EUV-N. Sowohl bei
Fischer, Chirac als auch Blaibleibt offen, ob die von ihnen angesprochene verstarkte
Zusammenarbeit auf diesem besondeeghtlichen Instrument beruhen soll.

% Einige Hinweise sprechen dafiir, dass zwischen deutschen und franzésischen Diplomaten im
Rahmen des Blaesheim-Prozesses vereinbart wurde, eine oOffentlichen Reform- und
Verfassungsdiskussion in Gang zu setzen, auf die sich die franzdsische Seite nach anfénglichem
Zogern einliel3 (vgl. Stabenow 2003 g).
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keineswegs eine Abkehr vom parlameisizhen Entwicklungspfad“ (Decker 2002:
623) darstellen. Sowohl eine parlamerstane als auch priéentielle Entwicklung
ware vorstellbar (vgl. De@t 2002: 623; Decker 2003).

Aulenminister Fischer hat mit seiner Retl®lmehr dazu beigetragen, eine erneute
Verfassungsdiskussion ins Rollen zu brimgend durch eine gewisse inhaltliche
Unbestimmtheit, Offenheit und Zweidegkeit deutsche Vorstellungen zu
.erneuern’, um auf diesenWeg eine Annaherung zwisen unterschiedlichen
Positionen (auch in Frankreich und Graf&mmien) zu ermdglichen. Er hat mit
seiner Rede weniger inhaltlich-technischerschlage unterbreitet als durch die
Verknipfung der Begriffe Foderation détationalstaaten, Plamentarisierung,
Avantgarde und Verfassungsvertrag, rdir gleichzeitigen Abkehr von einem
bundesstaatlichen Modell fur die EU, aftsidenden Einfluss auf die Dynamik der

Diskussion ausgeubt.

3.2.2. Chiracs Avantgarde

Der franzdsische Prasident Jacques Chirac formulierte zum ersten Mal das Ziel einer
europaischen Verfassung in seiner Rededem deutschen Bundestag am 27. Juni
2000. Fir die zukinftige GestaltrdeU sei es aber aus seirSicht wichtig, dass die

nationalen Identitaten als kultlieeWurzeln erhalten bleiben:

-Weder Sie Deutsche noch wir Franzosen wollarerieuropaischen Superstaat, der an die Stelle
unserer Nationalstaaten treten und deren Ende als Akteure auf der internationalen Bilhne markieren
wirde.” (Chirac 2000: o.a.).

Demokratie musse in Europa auf d@&rundlage einer klaren Aufteilung der
Befugnisse durch das Européische und mhéionalen Parlamente ,(...) mit mehr
Leben erfullt werden.” (Chirac 2000: o.a Die erforderlichen institutionellen
Reformen sollten durch einen ,Ausschdses Weisen® oder ein ,Gremium nach dem
Vorbild des Konvents" vorbereitet wemledessen Ergebnis eine ,(e)uropaische
Verfassung® (Chirac 2000: 0.a.) ware.

Bleibt die institutionelle Ausgestaltung dieséele in Chiracs Rede unbeantwortet,
waren die Anmerkungen zur starkerenifferenzierung innerhalb der EU
aufschlussreich. Deutschland und rik@ich kdnnten gemeinsam mit anderen

Mitgliedstaaten eine ,Auvatgarde-Gruppe*” bilden, denn
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»(€)s muss jederzeit mdglich sein, neue Wege zu erdffnen. Wie in der Vergangenheit missen deshalb
die Lander, die in der Integration weiter voranstien wollen, dies auf freiwilliger Basis und bei
bestimmten Projekten tun kénnen, ohne dabei von denjenigen, die nicht so rasch vorankommen

mdchten — und dies ist ihr gutes Recht — behindert zu werden.” (Chirac 2000: o0.a.).

Prasident Chirac sprach als mdgliche Aufgabenfelder einer VZ die Koordinierung
der Wirtschaftspolitiken, die Starkungrdéerteidigungs- und Sicherheitspolitik und
die Bekampfung (grenziberschreitender) Knatitat an. Grundlage der VZ sollte

jedoch nicht ein neuer Vertrag sein -eviischer dies vorgeschlagen hatte.

Prasident Chiracs Rede beschwor inegrdtinie die Bedeutsamkeit der deutsch-
franzdsischen Beziehungen und blieb bei der handfesten Frage, wie die Institutionen
und Entscheidungsverfahren reformiert werden sollten, inhaltsleer. Dennoch griff
Chirac den Begriff der Verfassung unélvantgarde auf und machte einen
zukunftweisenden Vorschlag, indem einefassende Reform durch einen Konvent
vorbereitet werden sollte. Gleichzeitig zeigsich auch die franzésische Skepsis
gegeniber einer bundesstaatlich orgenish EU, die das Fortbestehen der
nationalen ldentitaten bedrohen konnWé&hrend in Deutschland ein nationales
Identitatsgefihl wenigerstark ausgepragt ist, igen Umfragergebnisse aus
Frankreich und Grof3britannien, dass in diedMlitgliedslandern der Erhalt der
nationalen Identitat im Kontext der EU eim@sentlich wichtigere Rolle spielt (vgl.
Eurobarometer 56/2001: 14f.).

3.2.3. Blairs Superpower

Auf Grund der AuBerungen Fischers und &bdr konnte sich auch der britische
Premier Tony Blair der Frage nach der Hitda der européaischen Integration nicht
mehr entziehen. Am 6. Oktober 2000 sprachausfuhrlich zum Thema ,Europe’s
Political Future” vor der polnischen B@rsin Warschau. Blair unterstrich die
okonomischen Grundlagen des Integrationsprojektes, ohne die eine weitere politische

Vertiefung falsch sei. Europa sei vielmehr ein Verbund

»(...) of free, independent, sovereign nations who choose to pool that sovereignty in purseit of t
own interests and the common good, achieving more together than we can achieve alone.” (Blair
2000: 0.a.).
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Europa sollte dementsprechend eine ,spp&er, but not a superstate” (Blair 2000:
0.a.) sein.

Im Gegensatz zu seinem franzésiscKelegen Chirac schlug Tony Blair konkrete
institutionelle Anderungen vor. Eine loeslere Rolle komme dabei dem ER zu, der
eine mehrjahrige politiseh Agenda — vergleichbar nenationalen Regierungen —
beschlielen sollte. Der Kommissionggident wirde diese Agenda als
Gesetzesinitiativen gegenuber dem ERbengen, wobei die bisherige Rolle der
Kommission als ,Huterin der Vertrage’ unberthrt bleibetrde. Innerhalb der
verschiedenen Ratsformationen sollte zudem Uuber die Mdoglichkeit von team
presidencies” und ,elected chairs of cousit{Blair 2000: o0.a.) nachgedacht werden,
um eine hohere Komtuitat zu erreichen. Im Europaischen Parlament sollte eine
zweite Kammer eingerichtet werden, dsich aus nationalen Parlamentariern
zusammensetzt. lhre Aufgabe ware eindtigohe Uberwachung fplitical review*)

der vertikalen Kompetenzverteilung.

Auch Blair sah im Instrument der VZ die Mdglichkeit, in einer erweiterten EU

effiziente Entscheidungen zu treffen. Denmeerwies er auf die negativen Effekte:

.l have no problem with greater flexibility or grpsi of member states going forward together. But
that must not lead to a hard core; a Europatiich some Member States create their own set of
shared policies and institutions from which others are in practice excluded. Such groups must at every

stage be open to others who wish to join.” (Blair 2000: o.a.).

Die VZ biete sich in erstdrinie fur die Entwicklung eier gemeinsamen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik und fur die Bampfung grenziberschreitender
Kriminalitat an.

Verstandlicherweise hielt sich Blair bder Frage einer européischen Verfassung
zuriick, jedoch eine ,charter of competes” (Blair 2000: 0.3 als politisches —

nicht rechtliches — Dokument waaes seiner Sicht wiinschenswert.

Premier Blairs Ausfuhrungen verdeutlichelie grundsatzliche britische Skepsis
gegenuber einer suprastaatlichen Weitevexkiung der EU. Durch die Reform des
ER und die Einrichtung einer zweitddammer aus nationalen Parlamentariern
wirden die intergouvernementalen Sturkh der EU und die nationalen Akteure

gestarkt werden. Auch dlgitische Einstellung gegenibder VZ verdeutlicht, dass
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ein gemeinsamer Nenner zwischen dehén, franzésischen und britischen

Vorstellungen nicht ohne aufreibende Vamdlungen zu erreichen sein wirde.

3.3. Eine Verfassung fur Europa

Die politische Forderung nach einer ,neuen’ europaischen Verfassung zu Beginn des
21. Jahrhunderts ist verbunden mit der bigjréfiten Erweiterung der EU um zehn
mittel- und osteuropaische Staatent ®ellendung der WWU mit der Einfihrung
des Euro als gemeinsamer Wahrungnd neuen sicherheitspolitischen
Herausforderungen in und auf3erhalb EusopRositive Integration erfordert heute
nicht nur ,output performance”, sondenm starkerem Umfang auch ,input
legitimacy" (Kohler-Koch 1999: 4).

Sowohl Juristen, Politiker als auch andengagierte Européer haben sich mit dieser
Frage auseinandergesetzt. Dabei wurdslidd, dass weder die Verkirzung auf den
Begriff einer Staatsverfassung noch aufesi formalen Akt der Verfassungsgebung
in der Lage ist, die Besonderheiten undihiten der EU als retiithes, politisches
und gesellschaftiches System zwrfassen. Sowohl die Offnung des
Verfassungsbegriffes als auch eine pssoeientierte, historische Betrachtung der
verfassungsrechtlichen Entwicklung biettie Chance, die erneute Debatte Uber die
finalité politiquein einen umfassenderen Kon-Teihzuordnen und die Zukunft der
EU als ,post-modern polity* (Koler-Koch 1999: 12) zu begreifen.

Die Entwicklung einer europaischen Vastung war dabei immer im besonderen
Interesse Deutschlands, um die Handlunggkeit der EU zuverbessern ( vgl.
Kohler-Koch 1999: & und die demokratische Riickbindung an die Biirger Europas
zu starken. Mit der Rede Joschka Fischargler Humboldt-Universitat wurde ein
window of opportunitygedffnet. Seine bewusst geplante und gestaltete Rede bildet
den Ausgangspunkt der folgenden Ereignissd den ersten Mosaikstein, der zum

Erfolg des Verfassungsprojektes Konvent beigetragen hat, denn

~Fischer's Humboldt lecture is gerfect example of framing (...).deéher acknowledges that the EU is
in a difficult time, dramatizes thehallenges to be maind propagates a blueprint for the Europe of
the future. The concept is given legitimacy by linking it to the demands of the founders (...), by

outlining the functional necessities (...), by linking it to the highest normative aspirations, and by

2l Das deutsche Interesse an einer Europaischen Verfassung héngt sicherlich auch mit dem
ausgepragten deutschen ,Verfassungspatriotismus’ zusammen.
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proposing a model that is easy to understardl siimulates positive memories. (...). It is a well-
constructed representation of choices, contingencies and outcomes, and it is designed in a way that is
highly to contribute to the framing of the discourse.” (Kohler-Koch 2000: 517).

Fischers ,blueprint® fur die Zukunft deEU forderte undforderte sowohl von
franzosischer als auch britischer Sedigene Stellungnahmenmlie Elemente der
Fischer-Rede aufgriffen. Besonders zwiscentschen und fraidsischen Politikern
entwickelte sich dabei eine offentlicHiskussion, die dazu beitrug, Positionen
abzustecken und einander anzunahern, éld €litbildentwirfe ein gewisses Mal3 an
Offenheit besallen (vgl. dElers/Goler 2002: 20; $8aoeider 2002 a: 123). Dass
Fischers Vorschlage nicht nur positives Echo in Politik und Wissenschaft
hervorriefen, zeigt die Brisanaber auch die Notwendigkeit, dimalité politique

auf die europapolitische Tagesordnung saizen. Anhand der drei ausgewéahlten
Reden von Fischer, Chirac und Blair wijddoch ebenfalls deutlich, dass die
Erarbeitung eines gemeinsamen Vorschiagsumfassenden Reform der EU &ulRerst
schwierig sein wirde, denn die Akzenrsgtgen waren noch zu verschieden. Die
widerspruchlichen Dynamiken der eurcgmden Integration zeigen sich daran
beispielhatft.

Debatten Uber eine européische Verdagshat es in der Gehichte der EG/EU
bereits viele gegeben. Auf der folgendeegierungskonferenz in Nizza, die die EU
erweiterungsfahig machen sollte, werdleutlich, wie gering die gemeinsamen
Uberzeugungen uber die zukiinftige Gestalt der EU waren und dass der Erfolg des
Verfassungsprojektes auch dieses l@adjer auf sich warten lassen wirde.
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4. Europa ertraumen: Der Konvent zur Zukunft Europas

4.1. Von Nizza nach Laeken

Ziel der Regierungskonferenz iMNizza im Dezember 2000 war, die EU
erweiterungsfahig zu machen, indem ilmstitutionen und Etscheidungsverfahren
Uberarbeitet werden sollten (vgl. Weideld 2001 b: 23). Trotz intensiver
Verhandlungen, teilweise bis tief in die Ngclaren die erzielte Ergebnisse jedoch
durftig. Die Amsterdameteft-overs— Ausdehnung von Mehrheitsentscheidungen,
neue Entscheidungsverfahren, Gré3e demkdssion — blieben ungeldst und fielen
dem ,Fegefeuer der nationalen Eitelkeit¢Weidenfeld 2001 b: 28) zum Opfer. Die
offen ausgetragenen Streitigkeiten zwischen deutschen und franzdsischen Politikern
trugen dazu bei, dass nationale Intsen und Prestigefragen die Verhandlungen
bestimmten und Konfliktezwischen groRen und &hen, alten und neuen
Mitgliedstaaten aufbrachen (vgl. Wallace 2001: 127).

Eine dem Vertrag von Nizza angehangfeklarung zur Zukunf der Union* gab
dementsprechend die entscheidenden inhaltlide&rovers fir den ,post-Nizza-

Prozess’ vor:

o die Frage, wie eine genauere, dem Subsidiaritdtsprinzip entsprechende Abgrenzung der
Zusténdigkeiten zwischen der Européischen Union und den Mitgliedstaaten hergestellt und
danach aufrechterhalten werden kann

o der Status der in Nizza verkiindeten Charta@endrechte der Eupéischen Union (...)

e eine Vereinfachung der Vertradge, mit dem Zdikese klarer und verstandlicher zu machen,
ohne sie inhaltlich zu andern

¢ die Rolle der nationalen Parlamente in der Architektur Europas

Eine erneute Regierungskonferenz 2004ltesodann Uber die entsprechenden
Anderungen beraten, so dass voraussithtior bzw. mit dem Beitritt der neuen
Mitgliedstaaten die Reformen besctden hatten werden konnen. Schnell wurde
jedoch deutlich, dass die Reformdebatte sicit auf technische und ,kosmetische’
Anderungen beschranken lassen wirdsdsrn eine grundlegende Debatte (ber
Ziele, Institutionen und Entscheidungswdmfen der EU erforderlich war. Somit
stand die durch Fischer arsgel3ene Verfassungsdebatteaer auf der europaischen
Tagesordnung .
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Zur Vorbereitung dieser umfassenden Red®en erschien die bisherige Methode,
Vertragsreformen auf Regierungskonfarem durchzufthren, im Lichte von Nizza
wenig Erfolg versprechend. Nicht nurediabnehmende o6ffentliche Akzeptanz,
sondern auch die geringe tiehe Geltungsdauer der Veige verdeutlichten di&s

Auch wenn die offentliche Resonaritber den Konvent zur Erarbeitung der
Grundrechtscharta 1999/2000 unter dem Vorsitz des ehem. deutschen
Bundesprasidenten Roman Herzog relatixingeblieb, schierdie ,Arbeitsmethode
Konvent’ wesentliche Vorteile fur eineachbezogenere und effizientere Diskussion

zu bieten. Der Europaausschuss desutfiden Bundestages und die deutsche
Bundesregierung setzten sich bereits kurz nach den Verhandlungen in Nizza mit
franzosischer Unterstitzung fir ein Komambdell zur Vorbereitung der (nachsten)

Regierungskonferenz ein (vgl. Deaher Bundestag 2002: 39fff.).

Nach dem Scheitern der Regierungskoahz in Nizza knipfte die deutsche
Europapolitik an die Verfassungsdebatteadr an. Die SPD formulierte unter der
Federfuhrung von Gerhard Schroder mit degitantrag ,,Verantwortung fur Europa“

vom 30. April 2001 ihre europapolitische émgda. Als wesentliche institutionelle

Reform wurde vorgeschlagen,

.(...) dass die Transparenz der Entscheidungswege auf européischer EbemeAdsbau der
Kommission zu einer starken européischen Exekutive, durch die weitere Stéarkung der Rechte des
Europaischen Parlaments mittels Ausweitung der Mitentscheidung und volle Budgethoheit sowie
durch den Ausbau des Rates zu einer europaisstaatenkammer gestarkt werden.” (Schroder 2001
o.a.).

Bereits dieser kurze Auszug macht diebt dass die SPD mibundesstaatliches
Modell nach dem Vorbild Deutschlandér die EU befurwortete, obwohl die
Diskussion sich von solchen nationalenrstellungen, die u.a. ifrankreich und
Grol3britannien auf erheblichen Widerstaml3gin, gelost hatte (vgl. Schneider 2002
a: 73 bzw. 117f.). Dennoch war flr dmeisten Beobachter erfreulich, dass der
deutsche Bundeskanzler sich starkey ial der Vergangeniiezum europaischen
Integrationsprojekt bekanntend die suprastaatliche Vertiefung der EU unterstitzte
(vgl. Schmalz 2002: 60).

2 Seit 1990 hat es drei Revisionen gegeben (in Klammern das Inkrafttreten der Vertrage): Maastric
1991(1993), Amsterdam 1997(1998)d Nizza 2000. Nizza tritt am Movember 2004 ifraft. Zur
Ubersicht vgl. Weidenfeld 1998; ders. 2001 a.
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Ein weiterer wichtiger Punkt in dem Leitisag war, dass innerhalb der GASP (...)
mittelfristig eine Vergemeinschaftung déss Politikbereichs angestrebt werden”
(Schréder 2001: o.a.) sollte. Die EU begé sowohl militérische als auch zivile
Fahigkeiten zur Konfliktpravention und zukrisenmanagement, gleichzeitig bleibe
aber die NATO ,die Grundlage unserer Sidtetin Europa.” (Schroder 2001: o.a.).

Die Grundrechtscharta sollte nach einer umfassenden Diskussion mit den nationalen
Parlamenten, dem EP und den Beitrittskdaten in die bestehenden Vertrage
einbezogen werden, um ,(...) damit eineveiteren Schritt in Richtung einer
Europaischen Verfassung (zu) machébchroder 2001: o.a.). Die Vollendung der
europaischen Integrationineiner Verfassung, die in zehn Jahren Wirklichkeit sein
werde, habe dabei flir Deutschland eimerausragende Bedteing, denn ,(z)ur
weiteren Integration und Européisierungibt es keine Alternative. Die
Zukunftsfahigkeit der Politik fur Deutschlamdrd auch an diesdfrage entschieden.
(Schroder 2001: o.a.).

Trotz des wenig Erfolg versprechemdebundesstaatlichen Leitbildes nahm
Bundeskanzler Schréoder nach dem ,Scheiteles Gipfels in Nizza wieder die
Debatte Uber diefinalité politique auf. Er machte deutlich, dass die
»Zukunftsfahigkeit deutscher Politikunwiderruflich mit der Foérderung der
europaischen Integration verbunden sei.

Die CDU/CSU unterbreitete ihre @rfschlage fir einen Europdaischen
Verfassungsvertrag” im November 2001. Ahnlich den Vorstellungen der SPD wurde
in dem Papier eine Starkung der Korsgion als ,politisch verantwortliche
Exekutive* (Bocklet/Schauble 2001: 1Ipit einem durch das EP gewahlten
Préasidenten gefordert. Die Anzahl der Koissare sollte begnzt werden und der

Rat sollte in Zukunft bei legiativen Entscheidungen 6ffentlich tagen. Ebenfalls wird
eine Personalunion zwischen dem edrgen Kommissar fur Auf3enbeziehungen
und dem Beauftragten fur die GASP vorgeschlagen. In einem “Verfassungsvertrag”
sollten alle ,grundsatzlichen Regelumgg...) mit der Grundrechtscharta (...)
zusammengefasst werden.” (Bocklet/Schauble 2001: 13).

Beide Positionspapiere veranschaulichdagispielhaft den europapolitischen
Grundkonsens der deutschen Parteigivgl. u.a. Jachtenfuchs 2002;
Jachtenfuchs/Diez/Jung 1998) und zeigen, dass innerhalb der politischen Elite
Deutschlands das Leitbild eines bundesstiegth Modells fur die EU weiterhin die
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Debatte dominierte, obgleidich seit Maastricht &drnative Ordnungrstellungen
abzeichnen (vgl. Diez 1996: 271fff.).Das deutsche Engagement, die
Verfassungsdebatte nach den unbefriedigenden Ergebnissen von Nizza wieder
aufzunehmen, zeigte, dass die deutschedBsregierung (als auch die Opposition)
den Reformprozess mit eigenen Vorschlagen mitgestalten wollte.

Um dieser europaischen Zukunftsdebadte Forum zu geben, einigten sich die
Staats- und Regierungschefs auf dem GigH#n in Laeken im Dezember 2001 auf

die ,Einberufung eines Konvents zur Zukunft Europas“ (ER 2001: 7). Die

Institutionalisierung deDiskussion Uber diénalité politiquehatte begonnen.

4.2. Auftrag, personelle Zusammsetzung und Arbeitsmethode des

Konvents

4.2.1. Welchen Auftrag hatte der Konvent?

Der in Laeken beschlossene Konvent sollte Antworten auf die in Nizza
aufgeworfenen Fragen erdrtern und Almschlussdokument voden, dass ,(...) als
Ausgangspunkt fur die Arbeit der kiUniig Regierungskonferenz, die die
endgultigen Beschlisse fasst” (ER 2001:d8¢nt. Auf einem Gipfeltreffen des ER
Ende 2003 sollten dann die endgultigen Entscheidungen getroffen werden.

Nach anfanglichen Differenzen, wer denr$itz dieses Konvents tibernehmen sollte,
einigte man sich auf Valéry GischrdEstaing, der durch zwei weitere
Vizeprasidenten, Guliano Amato und Jearr Dehaene, unterstiitzt wufdeEin
institutionell und national ausgewogenePrasidium sollte die Leitung und
Strukturierung der Konvesarbeit iibernehmé&h

Jedes EU-Mitglied entsandte einen gReungsvertreter und zwei nationale
Parlamentarier in den Konvent. Die B#islander (auch diéltirkei) wurden im
gleichen Umfang beteiligtiedoch hatten ihre Vertreter kein Stimmrecht. Hinzu
kamen 16 Mitglieder des EP und zweiriveter der Kommission (Romano Prodi und

Michel Barnier) sowie Vertreter des W4dhafts- und Sozialausschusses (WSA), des

3 Die Ernennung von Giscard d’Estaing zum Présidenten des Konvents wurde von verschiedenen
Seiten kritisiert, ob der ehemalige franzdsische Staatsprasident der ,richtige Mann fir die
europdische Zukunftsdebatt&gi (vgl. Stabenow 2001).

4 Bei genauerer Betrachtung der Zusammensetzung des Prasidiums stellt man jedoch fest, dass a)
ehem. und amtierende Minister/Regierungsvertreter tberreprasentiert sind und b) Deutschland im
Gegensatz zu Grof3britannien mit zwei Verimetgunterreprésentiert’ ist. Zur personellen
Zusammensetzung des Prasidiums vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 28. Februar 2002.
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Ausschusses der Regionen (AdR), deuropaischen Sozialpartner und der
Europaische Biirgerbeauftragte als Beobathter

Der Konvent war somit ein Gremiumdas sich in seiner Mehrheit aus
Parlamentariern (72 von 105 Konventsdelegierten) zusammensetzte und dem Ziel
einer starkeren Legitimation und Blrgened/on Vertragsrevisionen Rechnung trug.
Mit der Einrichtung eines Konvents vamrd man zudem die Hoffnung, dass in
diesem Gremium eine Einigung Uber Stregfa besser zu erreichen sei als in der
kurzen Phase einer Regierungskonferamg. (Goler/Marhold 2003: 327f.; Wessels
2002: 85).

Drei  wahrscheinliche  Szenarientber die Einflussmoglichkeiten  der
Konventsdelegierten auf die anschlieBeR#gierungskonferenz zeichneten sich zu
Beginn ab. Durch die Entsendung von Ragimgsvertretern und deren Dominanz im
Prasidium erschien eine regierungsn&adle als ,ldeenpool* (Wessels 2002: 88)
anfangs wahrscheinlich. Somit wirde daagsidium die grundlegende Ausarbeitung
eines Entwurfes ibernehmen und als eaogene Regierungskonferenz fungiéten
Zweitens eroffnete das offene Mahdades ER die Madoglichkeit, dass die
Konventsmitglieder unter der Leitung voGiscard d’Estaing sich zu einer
.verfassungsgebenden Versammlung”gd¥els 2002: 91) emanzipieren kénnten.
Wiurde sich dieser Prozess zu einafienen deliberativen Forum durch die
Einbeziehung einer breiten Offentlichkeit verdichten, koénnte dies ,(...) tiefe
Schichten einer wirklichen européischddentitéat freilega und gleichzeitig
ausbauen.“ (Wessels 2002: 94). Die offentliche Uberzeugungskraft der Ergebnisse
wirde dafur sorgen, dass die anschlielée Regierungskonferenz wenig Freiraum

hatte, Anderungen an dem Konventsentwurf vorzunehmen.

4.2.2. Wer nahm aus Deutschland am Konvent teil?

Nach anfanglichen Uberlegungen, d&DU-Politiker Wolfgang Schauble als

Vertreter des Bundestages den Konvent zu entsenden, entschied man sich aus

% Jedes Mitglied hatte zudem einen Stellvertreter, so dass sich die Anzahl faktisch auf 207
Konventdelegierte verdopipe. Zur Ubersicht vglhttp:/european-convention.eu.{it5.1.2004).

% Dieses Szenario ware fir den Einfluss der sithen Positionen fatal gewesen, da der Deutsche
Klaus Hansch als Vertreter des EP — nicht der Bundesregierung — Mitglied des Prasidiums war.
Klaus Hansch verwies in einem personlichen Gesprach darauf, dass er nach seinen Aussagen
ausschlieflich fiir das EP bzw. als unabhéangiger Politiker im Prasidium auftrat und nicht Positionen
der deutschen Bundesregierung vertreten hat (vgl. Hansch 2003 c). Wolfgang Gerhards hingegen
bestatigte, dass in der ,(...) Endphase die Rickkoppelung der jeweiligen Prasidiumsmitglieder mit
ihren nationalen Einheiten wichtig” war (vgl. Gerhards 2003).
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parteipolitischen Erwagungen fir das Duo Jiurgen Meyer (BPDid als
stellvertretendes Mitglied Peter Alger (CDU), die bereits beide an der
Ausarbeitung der Grundrechtscharta mitgktvhatten und zudem Mitglieder des
Europaausschusses des Deutschen Bundsstdgbzw. waren. Als Vertreter des
Bundesraté§ wurden Erwin Teufel (CDUY) Ministerprasident von Baden-
Wirttemberg, und als sein Stellvertreter Ifyang Senff (SPD), Europaminister in
Niedersachsen, nominiert. Nach dem WetHse Landesregierung in Niedersachsen
wurde Wolfgang Gerhards (SPD), Justizrsiar in Nordrhein-Westfalen, im Méarz
2003 Senffs Nachfolger. Die deutscBeindesregierung wurde bis Oktober 2002
durch Peter Glotz (SPD), u.a. ehemaliger SPD-Geschaftsfuhrer und zur Zeit
Professor fur Kommunikationswissenschatfitest. Gallen, und stlvertretend durch
Staatssekretar Gunter Pleuger reprasentiDanach Ubernahmen Aul3enminister
Joschka Fischer (Buindnis 90/DIE GRUNEN)nd Staatssekretar Hans Martin Bury
(SPD) die Verhandlungen.

Weitere aus Deutschland stammende Nétter des Konvents waren fiur das EP
Klaus Hansch (SPD) und Elmar Brok (CDY))als stellvertretende Mitglieder
Joachim Wuermeling (CSU) und Sylwiavonne Kaufmann (PDS); fir den
Wirtschafts- und Sozialausschuss Goke Frerichs; fir den Ausschuss der Regionen
Manfred Dammeyer (SPD).

Unter den deutschen Mitgliedern kam esegelmalkigen Treffen in Brussel jeweils
vor den Konventssitzungen, in denen z.T. Uber parteipolitische und institutionelle
Grenzen hinweg Positionen abgestimmtraan (vgl. Gerhards 2003). Trotz der

teilweise unterschiedlien Interessen zwischerer Bundesregierung, dem

2" Meyer hat dem Bundestag nur fiir die Wahlperiode 1998-2002 angehért. Nach eigenen Angaben
(im Fruhjahr 2002), musste er der Bundesregierung versichern, auch dariber hinaus den Bundestag
im Konvent zu vertreten.

%8 Da Deutschland eine Zweikammernsystem hat, war Ministerprasident Teufel im Konvent
Parlamentsvertreter (vgl. SBW 2003).

9 Fischers Nachnominierung héangt nach der Eigtgeing der Autorin mit verschiedenen Aspekten
zusammen. Die erste Phase desm¥entes fiel u.a. mit dem Wahlkampf in Deutschland zusammen,
so dass Fischers Engagement in erster Linie ,zu Hause’ gebraucht wurde. Als Fischer im November
dann als Vertreter der Bundesregierung im Konvent teilnahm, war nach der Phase der offenen
Diskussion die Zeit gekommen, ,Nagel mit Képfen’ zu machen und von deutscher Seite mehr
Einfluss durch den AuRenminister auszuliben. Ebenfalls Gbernahm Auf3enminister Fischeemit sein
Teilnahme im Konvent endgiiltig die Meinungsfiihrerschaft zum Thema EU sowohl in Deutschland
als auch in Europa (vgl. Lohse 2003). Fischers Nachnominierung hat u.a. dazu gefiihrt, dass auch die
franzdsische Regierung ihren Aul3enminister de Villepin in den Konvent entsandte.

% Klaus Hansch und Elmar Brok kann man guten Gewissens als die deutschen ,Top-Parlamentarier’
im EP bezeichnen, die seit der ersten Direktvi&T9 in Brissel8al3burg dabei sind. Hansch war
von 1994-1997 Prasident des EP; Brok ist Vorsitzender diverser Ausschiisse des EP. Klaus Hansch
und Elmar Brok haben zudem an der folgenden Regierungskonferenzen im Herbst 2003 unter
italienischer Prasidentschaft als Beobachter teilgenommen.
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Bundestag und dem Bundesrat als adeh Regierungskoalition und der Opposition
war diese Moglichkeit zum Informationsstausch eine wichtige Voraussetzung fur

eine koharente Prasentation Wetrhandlungsfiihrung im Konvent.

4.2.3. Wie arbeitete der Konvent?

Giscard d’Estaing schlug in seinéfroffnungsrede am 26. Februar 2002 zur
Strukturierung der Konventsaib drei Phasen vor. Zuerst sei eine ,Phase des
aufgeschlossenen und aufmerksameanhifens” (Giscard d’Estaing 2002: 8)
erforderlich. AnschlieBend ginge es um die Suche und Prifung von Antworten auf
die in Laeken aufgeworfenen Fragesp dass in einer dritten Phase die
Empfehlungen und der endgiiltige Veniag ausgearbeitet werden konriten

Im Rahmen des Konvents wurden elermatische Arbeitsgppen (AG) und drei

Arbeitskreise eingesetzt, ejeweils von einem Prasidiumsmitglied geleitet wurden

(vgl. zur Ubersicht Fischer, K. 2008itp://european-convention.eu)inBis zum
Sommer 2002 war die Arbeit im Konverdurch eine offene Diskussion
verschiedener Positionen gekennzeichmetch der die Arbeitsgruppen bis zum
Jahresende 2002 ihre Berichte vorlegieie AG-Berichte machten zusammen mit
den Strukturentwirfen des Prasidiumaittieh, dass eine vollstandige Neuordnung
des Europarechts in einem Verfassungsagrangestrebt wurde. Ebenfalls nutzten
die nationalen und europaischarlamentarier die Chance, gemeinsame Positionen
zu verabschieden und auf diese Weeseer Dominanz des Préasidiums und der
Regierungsvertreter entgegen zu wirken (vgl. Brok 2003 b: 339), so

(-..) dass es einen mal3geblichen Einfluss der Gruppe der Delegierten, und zwar der nationalen und
der Europaparlamentsdelegierten, gab. Es ist also ein Marchen zu meinen, dass sei eine vorgezogene

Regierungskonferenz gesen.” (Meyer 2003).

Auffallig war, dass zu einem der brisantesten Themen keine Arbeitsgruppe
eingerichtet wurde: Die Frage der Refoder Institutionen, der Stimmengewichtung
und der Entscheidungsverfahren. Die Mitgliedes Prasidiums sahen sich vielmehr
selbst als die ,kompetentesten Kopfe'dieser Frage an (vgl. Hansch 2003 b). Die

31 Daran schloss sich dann eine vierte Phase an, in der technische Nachbesserungen der Teile Il und IlI
fertig gestellt wurden. Zur zeitlichen Abfolge der Diskussionsphasen: Phase I: 28. Februar 2002 bis
12. Juli 2002; Phase II: 12. September 2002 bis 7. Februar 2003; Phase Ill: 27. Fel®uws 260
Juni 2003; Phase IV: 13. Juni 2003 bis 10. Juli 2003 (vgl. Fischer, K. 2003).
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»(...) Konfliktvermeidungsstrategie des Prasidiums, das den hochpolitisierten
Themenkomplex der institutionellen Reforbewusst ausklammerte (...)" (Goler
2003 b: 28), ermoglichte aber eine Kaimmissfindung in vielen Themen und lasst
zumindest im Nachhinein die dominierenBelle des Prasidiums als (Teil-)Erfolg
dastehen (vgl. Goéler/Marhold 2003: 320&pler 2003 b; Marhdl 2002; Stabenow
2002 b). Deutlich wurde jedoch auch, dass Fragen der Macht- und
Kompetenzverteilung auRerhalb sdeKonvents diskutiert wurdéh und die
Bedeutung der Arbeit des Konventes benstitirend dessen Beratungen relativierten
(vgl. Goler 2003 a24; Marhold 2002251; 259ff.). Im Frihjahr 2003 wurde in der
beginnenden Schlussphase des Konvener iille Reform der Institutionen im
Plenum auf der Grundlage eines ngensamen deutsch-franzésischen
Positionspapiers diskutiert, dass tkth breite Unterstitzung fand. In der
Schlussphase der Beratungen traten jedoationale Positionen und die starke
Verhandlungsfilhrung der Regierungsvertretgeder deutlicher hervor (vgl. Goler
2003 b: 29). Diese Entwicklung wurdaelurch eine eher ,ungeschickte’
Verhandlungsfihrung von Giscard d’Estinverstarkt, die den erfolgreichen
Abschluss der Konventsarbeit zeitweise gefahrdete

Im Bereich ESVP hingegen wurde die Russion im Konvent durch die Ereignisse
rund um den Irak-Krieg bestimmt, desséfirkung auf die Ergebnisse zwiespaltig
war. Auf der einen Seite wurde Uberteh, dass die EU eine ,wirkliche’
gemeinsame Auf3en-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik benotigte, um
international eine mitbestimmende Radlpielen zu kdnnen. Auf der anderen Seite
zeigte die Spaltung der Europaein der Irak-Frage Kklar, dass die
Interessensgegensatze und unterschiediiduestellungen Uber Ziele und Aufgaben
der ESVP vorlaufig untberbriickbar waren.

Durch die Wiederbelebung der deutsch-framzéhen Freundschaft entwickelte sich
jedoch im Rahmen des Konvents eine besondere Dynamik. Die deutschen und
franzosischen Regierungsvertreter btanh vier gemeinsame Beitrage zu den

Kernthemen der Konventsarb8iein und bestimmten damitesentlich den Verlauf

32 Beispielhaft dafiir steht der Vorschlag eines hauptamtlichen Prasidenten des Europaischen Rats von
Aznar, Blair und Chirac (ABC-Vorschlag).

% Heftige Kritik wurde an Giscard d’Estaing geduRert, der in der Schlussphase des Konventes einen
eigenstandigen Entwurf einbrachte, der im Plenum in dieser Form nicht diskutiert wurde (vgl.
Kilz/Klau 2003; Meyer 2003; Stabenow 2003 b).

% Gemeinsame deutsch-franzésische Vorschlfige den Europaischen Konvent zum Bereich
Sicherheits- und Verteidigungspolitik vom 22. November 2002, CONV 422/02. Vgl. Kapitel 4.4.
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und die Inhalte der Debatte. Die deutsdmrosische Zusammenarbeit im Kontext
der Blaesheim-Treffen und der bevorstereed€. Jahrestages des Elysée-Vertrages
forderten eine Abstimmung zwischen dsalten und franzésischen Positionen (vgl.

de Flers/Goler 2002; Guérot 2003p#pmann 2003; Meimeth 2003; Zervakis/von
Gossler 2003: 13). Nach Aussagen von Teilnehmern an den bilateralen Treffen
misse man sich das Zustandekommenedigemeinsamen Positionen jedoch ,(...)

ganz nuchtern und undramatisch vorstellen.” (Auswartiges Amt 2003).

Am 20. Juni 2003 Uberreichte Giscard ddisg in Thessaloniki dem ER den
~Entwurf einer Verfassung fur EuropaVYE), der eine Woche vorher im Konvent
ohne formelle Abstimmung angenommen worden *waiTrotz mehrfacher
Bemihungen konnte Giscard d’Estainginke Verlangerung der Arbeit des
Konventes erreichen, so dass in Thesskidediglich Teil | als fertiger Entwurf
Ubergeben wurde. Bis zum 10. Juli wudiam Konvent erlaubtjachbesserungen in
Teil Il und Il fertig zu stellen, so dassrdeolistandige Verfassungsvertrag erst am
18. Juli 2003 der italienischen Ratsprasitschaft in Rom tberreicht wurde.

Giscard d’Estaing betonte bereits in €Bsaloniki, dass es den Mitgliedern des
Konvents gelungen sei, einen ,einhelkn, kohérenten Text ohne Optionen”
vorzulegen, ,(...) weil jeder sich damibgefunden hat, dass die von ihm bevorzugte
Losung nicht unbedingt auch bei den aedeauf Zustimmung stof3t.” (Giscard
d’Estaing 2003: 19). Auch unter den eurngplen Staats- und Regierungschefs, die
nun Uber die Annahme des Entwurfes zurimédn hatten, herrschte im Wesentlichen
ein positives Echo vor, dass es im Juni noch Hoffnung auf einen erfolgreichen
Abschluss der Regierungskonferenz galgl.(\Bolesch/Wernicke 2003; Bolesch
2003; Klau 2003 c; Stabenow 2003 d).

Deutsch-franzdsischer Beitrag zum Raum der Freiheit, Sicherheit und Recht vom 28. November
2002, CONV 435/02.

Deutsch-franzésischer Beitrag zur Ordnundj§gorom 22. Dezembe2002, CONV 470/02.
Deutsch-franzdsischer Beitrag fiir den Konvent zum institutionellen Aufbau der Union vom 16.
Januar 2003, CONV 489/03. Vgl. Kapitel 4.3.

Alle offiziellen Konventsbeitrage sind dokumentiert in Fischer, K. 2003 bzw. auf der Homepage des
Konventshttp://european-convention.eu.amisdowloadverfugbar.

% 8 Konventsmitglieder versagten dem Konventsentwurf ihre Zustimmung und (ibermittelten dem
Europaischen Rat ihr Positionspapier. Vgl. Goler 2003 b: 28. Zur Gegenposition vgl.
www.bonde.com/index.phtml|?sid=48&aid=1181(%5.1.2004).

Da uber den Entwurf nicht formell abgestimmt wurde, war die Unterscheidung zwischen
stimmberechtigten EU-Mitgliedern und den nichirshberechtigten Beitrittslandern von geringer
Bedeutung, da die Redezeit fir jedes Mitglied gleich war (vgl. Dammeyer 2003). Dennoch sollte
man die unterschiedlichen Einflussmdglichkeiten nicht unterschétzen, da z.B. die EP-Abgeordneten
auf eine andere logistische und informelle Struktur in Brissel zurtickgreifen konnten.
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Der Verfassungsentwurf als Ergebnis eines komplexen
Kompromissbildungsprozesses macht es safigy eine stichhaltige Antwort auf die
Frage nach dem Einfluss und Erfolg dmiter Positionen zu finden. Aus den
personlichen Gesprachen mit den deben Konventsmitgliedern ging jedoch

deutlich hervor, dass die Zufriedeithait dem Entwurf bei weitem Uberwiegt:

Wenn dieser Verfassungsvertrag von der Regierungskonferenz unterzeichnet und von den
Mitgliedstaaten ratifiziert wird, dann haben wir (...) ein Jahrhundertwerk fir die Europaische Union,

das auch gentigend Dynamik enthalt, weiteaaten aufzunehmen.” (Auswartiges Amt 2003).

Im Folgenden wird anhand von zwei Faldien die Frage nach dem Einfluss und
Erfolg deutscher Positionen naher betrachten eine von Selbsteinschatzungen
unabhéngigere Antwort zu erhalteDie Rekonstruktion der Verhandlungs- und
Diskussionsprozess im Konvent und deinfluss Deutschlands, diese Prozesse

inhaltlich mitzugestalten, liegen dal besonderen Fokus dieser Arbeit.
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4.3. Eine ,neue’ Architektur: die Institutionen der EU

Unser Ziel ist eine handlungsfahige und demokratische,
erweiterte Union. (...). Uns, deKonvent, bleibt nicht viel
Zeit. Wir missen uns auf einen zukunftsorientierten
Gesamtentwurf  fir die institutionelle  Architektur
verstandigen. Dies kann nur ein wohlbalancierter, guter
Kompromiss sein.

Joschka Fischer am 15. Mai 2003 im Plenum des Konvents

Die Reform der EU ist eine wesentle Voraussetzung dafir, dass mit der
gleichzeitigen Vertiefung und Erweiterg der EU transparentere und
demokratischere Institutionen und handlungsfahige und effiziente
Entscheidungsmechanismen geschaffen werden.

Bereits nach den Verhandlungen in Maaktrund Amsterdam nahm die Forderung
nach einer legitimeren Gestaltung der Biween der EU zu. In einer ,contested
polity“ (Banchoff/Smith 1999: 2) wie der EWesteht jedoch kein Konsens, wie
legitime, demokratische Strukturen ulshtscheidungsmechanismen gestaltet sein
sollten. Vielmehr ist die Suche nach und Verstandigung lUber neue, postnationale
Formen demokratischer Reprasentation undigcher Legitimitat eine wesentliche
Aufgabe von Verhandlungen zwischdan Entscheidungstragern. Die Starkung der
Handlungsfahigkeit, Transparenz und deratikchen Kontrolle sind dabei die
inhaltlich (unbestimmten) Ziele, um einues Gleichgewicht zwischen dem ER, Rat,
der Kommission und dem EP zu erreich&e Kernfrage ,Wer soll in Europa
welche Aufgaben wie erledigen?’ ist daleeg mit der rechtlichen und politischen
Ausgestaltung von Amtern und Entstdungsbefugnissen verbunden. Die Reden
von Fischer und Blair (vgl. Kapitel 3.2.-hzw. 3.2.3.) stehen beispielhaft fur
konzeptionelle Vorschlage, wie das zukige institutionelle Gleichgewicht
zwischen suprastaatlichen und intergoueemantalen Elementen aussehen sollte.
Sowohl die Gemeinschaftsinstitoien (u.a. Kommission, EP, EuGH,
Rechnungshof) als auch dietargouvernementalen Instttonen (ER, Rat) haben
sich durch Vertragsreformen und institutibeePraxis kontinuierlich entwickelt,
gleichzeitig aber den Charakter der EU als Gelsldegeneriserhalten. Die Aufgabe

des Konvents war dementsprechend, die rechtlichen Bestimmungen und die
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institutionelle Praxis erneut aufemder abzustimmen, um transparentere,

demokratischere und effiziem&eStrukturen zu schaffen.

Wie bereits dargestellt, wurde im Rafamn des Konvents keine eigenstandige
Arbeitsgruppe zum Thema Reform der Institutionen eingerichtet, so dass die
Vorschlage in erster Linie aus dem Présidl dem Kreis der Regierungsbeauftragten
und Staats- und Regierungschefs kamen. Durch Fischer und de Villepin wurde im
Namen ihrer Staats- und Regierungschafs gemeinsames Positionspapier in den
Konvent eingebracht, das sich mit dgundlegenden Frage nach dem zukinftigen
institutionellen Aufbau der Union beschaftigte.

Im Folgenden wird der deutsch-franzésische Beitrag kurz vorgestellt, um
anschlieBend dessen prozessuale umhliliche Bedeutung fiir den deutschen
Einfluss auf die Debatten und die Ergebnisse aufzuzeigen.

4.3.1. Der deutsch-franzosische Beag zur Reform der Institutionen

Der franzdsische AufRenminister de ¥pin und sein deutscher Kollege Fischer
unterbreiteten am 16. Januar 2003 eineneylfthch-franzdsischen Beitrag fur den
Europaischen Konvent zum irtstionellen Aufbau der Union: Im Vorfeld des 40.
Jahrestages des Elysée-Vags sollte die wiederbelebte Zusammenarbeit zwischen
Deutschland und Frankreicdie gemeinsamen Ziele fur die Zukunft der EU
verdeutlichen.

In dem Beitrag wurde darauf verwiesatgss die beschlossel@weiterung eine
Vertiefung der EU erfordere, wenn ,(...eshre Einheit und Hadlungsfahigkeit (...)
nach innen und nach auf3en bewahren (Figcher/de Villepin 2003: 2) soll. Um die

Reformziele ,Klarheit, Legitimitat und Effizienz" zu erreichen,

»(...) ist eine (gleichwertigeptarkung des institutionellen Dreiecks sowie eine grundlegende Reform
der AuRenvertretung der Union in der Europaisckerfassung erforderlic” (Fischer/de Villepin
2003: 2).

Erweiterung und Vertiefung sind somit Pesse, die parallel gestaltet werden
mussten und sowohl nach innen als audbea reformierte Strukturen erforderten.
Erstens soll ein hauptamtlicher Prasidens deR fur eine gréf3ere ,Kontinuitat,
Stabilitat und Sichtbarkeit” (Fischer/de Idpin 2003: 3) der Arbeit Sorge tragen.
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Die Aufgaben des Prasidenten sind nawten die Sitzungen des ER vorzubereiten
und nach aufl3en die Vertretung der EU zu Ubernehmen. Der hauptamtliche Préasident
wird vom ER mit qualifizierter Mehrheitiir eine Dauer vorzweieinhalb Jahren
gewabhilt.

Zweitens wird in der gemeinsamen Iniiv@ darauf verwiesen, dass die EU durch

die Erweiterung ,vielfaltiger* werde. Somit

»(...) muss der Verfassungsvertrag die Rolle der Kommission als Motor des européischen
Aufbauwerks, als Huiterin der Vertrdge und als Verkdrperung des europdischen

Gemeinschaftsinteresses starken.” (Fischer/de Villepin 2003: 4).

Um diese Aufgaben ,effektiv‘ wahrneten zu kdnnen, erhalten die Kommissare ein
Weisungsrecht gegeniber den Gelugrektionen. Zur Verbesserung der
.Legitimitat” wird vorgeschagen, die Kommissare und den
Kommissionsprasidenten im Anschluss die Europawahlen zu ernennen. Der
Prasident der Kommission soll durch das EP mit qualifizierter Mehrheit gewahlt und
im Anschluss durch den ER — ebenfalitst qualifizierter Mehrheit — bestatigt
werden. Der Kommissionsprasident dthgegeniber den einzelnen Kommissaren

Richtlinienkompetenz. Zudem kann der Kommissionsprasident

»(-..) innerhalb des Kollegiums eine Unterscheidung zwischen Kommissaren mit sektoralen
Zustandigkeiten und Kommissaren mit Zustandigkeiten fiir gewisse funktionale Bereiche oder flr
bestimmte Aufgaben (...) trefie’ (Fischer/de Villepin 2003: 4).

Anschlieend wiirde die Kommission ngér Zustimmung des EP vom Rat mit
qualifizierter Mehrheit ernannt werden.

Drittens wird in der gemeinsamen lative darauf verwiesen, dass das EP
zusammen mit dem Rat die legislativewadt ausibt und somit eine Ausweitung
von Mehrheitsentscheidungen ,automatischgl(JWischer/de Villepin 2003: 5) zu
einer Ausweitung des Mitentscheidungsaérens fuhren so#t Zudem misse das
Haushaltsverfahren ,rationalisiert und viefacht* werden, damit das EP Uber ,alle
oder Teile der Einnahmen* (Fischer/de Villepin 2003: 5) entscheiderikann

% Im Prinzip bedeutet dies die Aufhebung der Trennung von obligatorischen und nicht-
obligatorischen Ausgaben. Dennoch wird kein konkreter Vorschlag in diesem Punkt unterbreitet,
»(-..) weil der Agrarhaushalt als Grol3teil der ohligrischen Ausgaben aus franzésischer Sicht ein
Sankturium ist.” (Jopp/Martl 2003:105).
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Viertens wird empfohlen, die legislativeimd exekutiven Aufgaben des Ministerrats
zu trennen, ,(u)m die Arbeit des Rateshgbarer und nachvollziehbarer zu machen
(...)* (Fischer/de Villepin 2003: 5). In d&egel sollen Beschlisse mit ,qualifizierter
Mehrheit“ gefasst werden, die auf die Bereiche Justiz- und Innenpolitik als auch
GASP (ausgenommen Fragen mit milé&ghen oder verteidigungspolitischen
Bezlgen) ausgedehnt werden. Um €iegroRere exekutive Verantwortung®
wahrnehmen zu kénnen, sei eine ,dauedrafi/orsitzregelung” (Echer/de Villepin
2003: 5) notwend.

Funftens soll die ,Starke und Glaubwirdigk#er Union auf internationaler Ebene”
operativ, finanziell und personell verbegsgerden. ,Um die notwendige Koharenz

zu erzielen (...)* (Fischer/de Villepir2003: 6), soll kunftig ein Europaischer
AuBRenminister in Personalunion die Amter des Hohen Vertreters fiir die GASP und
des Kommissars fur die Aul3enbeziehumgder EU austben. Er wird Uber ein
formelles Initiativrecht irBereich GASP verfigen und fiirden Vorsitz im Rat fur
AulRenbeziehungen und fir Verteidigung. Deauf3enminister wird vom ER mit
qualifizierter Mehrheit in Abstimmungnit dem Kommissionsprasidenten ernannt
und nimmt ,(...) als Mitglied der Komission mit besonderem Status an den
Sitzungen der Kommission teil (...)* (Fischae Villepin 2003: 6). Der Europdaische
Aulenminister soll von eime ,Europaischen Diplomaithien Dienst® unterstitzt
werden, bestehend aus dem aulRenpchiéis Bereich des Ratssekretariats,
entsandten Beamten der Mitgliedstaaten und der Kommission und den bestehenden
Delegationen der EU. Ebenfalls wird der Weimsinterbreitet, das Instrument der VZ
fur die ESVP fur Situationen nutzbar zu machen, ,(..) in denen nicht alle
Mitgliedstaaten bereit oder in der Lagend, sich an der Zusammenarbeit zu
beteiligen.” (Fischer/de Villepin 2003: 7).

Sechstens sollen die nationalen Parlameturch einen ,Frihwarnmechanismus*
ihre Subsidiaritateontrolle wahrnehmen und arukiinftigen Vertragsrevisionen
beteiligt werden, da sie ,(...) ein unexdehes Bindeglied zwischen den Blrgern
und der Union (...)* (Fischer/déillepin 2003: 7) darstellefi.

3" Der ,Allgemeine Rat* soll vom Generalsekretar der Rates geleitet werden; der Rat
LAulBenbeziehungen“ vom Europaischen AuB3enminister; der Rat ,Wirtschaft und Finanzen*, die
Eurogruppe und der Rat ,Justiz und Inneres" wahlen einen Vorsitzenden fur zwei Jahre; alle tbrigen
Ratsformationen waéhlen einen Vorsitzenden unter Berucksichtigung ,gré3tmaglicher Beteiligung
auf der Grundlage einer gleichberechtigten Rotation” (vgl. Fischer/de Villepin 2003: 6).

% Ebenfalls wird in dem gemeinsamen Papier die abgeschwéchte franzésische Idee eines Kongresses
aufgenommen, der ausdricklich nicht als nénstitution geschaffen wird, sondern jahrlich als
Aussprache Uber die Lage der EU zwischen nationahel europaischen Parlamentariern stattfinden
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Der deutsch-franzdsische Beitrag eintiv ein umfassendes Konzept fur die
Neugestaltung der Institutionen und deren Verhaltnis zueinander. Nach dem
bekannten Argumentationsmuster wurdedem gemeinsamen Beitrag zu Beginn
darauf verwiesen, dass die EU ihrerseitseiterungsfahig werden musse, indem die
zur Zeit fehlende Klarheit, Legitimitaand Effizienz der Sukturen Uberwunden
wird. Von besonderem Interesse sindbeia die beiden neuen Amter eines
hauptamtlichen Prasidenten des ER undsslBeropaischen Aufenministers. Hinzu
kommt die Starkung der Kommission, indesler Prasident eine demokratische
Ruckbindung an das EP und Weisungsbefgmigegeniber seinen Kommissaren

erhélt.

4.3.2. Der Einfluss des deutsch-franzésischen Beitrags

In der Plenardebatte im Konvent &®. und 21. Januar 2003 mit dem Sitzungsthema
.Funktionsweise der Organe“ stand deeutsch-franzdsische Vorschlag zur
Diskussion, der zwei wichtige Streitpunkte nicht angedpen hatte: die
Vereinfachung der Entscheidungdadiren (Stimmengewichtung) und die
(numerische) GroRe der Kommission. Im rikent ist der deutsch-franzdsische
Vorschlag auf unterschiedliche Resonagestof3en (vgl. Klau 2003 a; Stabenow
2003 a). Insbesondere kleinere Mitgliedstaateinige Abgeordne des EP und die
Beitrittslander hatten Schwierigkeiten, einen hauptamtlichen Prasidenten des ER und
eine faktische Verkleinerung der Kommission zu akzeptieren, dalidigsinzipielle
Gleichheit der Staaten in der idn endgultig aufheben wirde.

In der Plenardebatte am 20. ndar 2003 waren insbesondere von den
Osterreichischen Konventsmitgliederhkritische Stimmen zu héren. Johannes
Voggenhuber, Abgeordneter der Grinen im EP, zeigte sich erfteyt,dass der
deutsch-franzdsische Motor wieder Kufwiinsche mir aber, dass man bei
Gelegenheit den Ruckwartsgang rausnimdamit wir nicht im 19. Jahrhundert
enden.” (Voggenhuber 2003: 35).

Der 6sterreichische Regierungsdelegiertards Farnleitner betonte, dass das Recht
jedes Mitgliedslandes, m@n ordentlichenKommissaren benennen zu durfen,

weiterhin erhalten bleiben misse (vgl. Farnleitner 2003: 40).

soll (vgl. Fischer/de Villepin 2003: 7). Giscard di&gg hatte bereits zu Beginn des Konvents einen
.Kongress der Voélker Europas” vorgeschlagen. Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung28oduli
2002.
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AulRenminister Fischer hingen verdeutlichte am folgenden Tag noch einmal die
gemeinsamen Prioritatsziele, namlich ,(eife starkere demokratische Legitimation

der Kommission und eine Starkung desdpdischen Parlaments.” (Fischer 2003:

13). Durch die Umkehrung des Wahlverfahs des Kommissionsprasidenten als
auch die Ausweitung von Mehrheitsentsda@gen wirden diese Ziele umgesetzt.

Aber auch das umstrittene Amt eines hauptamtlichen Prasidenten des ER wiirde nach
Fischers Einschatzung dazu beitnage,(...) die Handlungsfahigkeit dieser
erweiterten Union zu sichern und gleichizeidas institutionelle Gleichgewicht im
Dreieck zu starken.* (Fischer 2003: 14)ie damit verbundene Einsicht unter
deutschen Politikern, dass eine &térg der Rolle des ER durch einen
hauptamtlichen Préasidenten zur Handldabgkeit einer erweiterten Union
beitragen wiirde, hat sich im Laudler Konventsberatungen durchgesdétzt

Zudem erhalte Europa ,(m)it dem EuropéaesehAul3enminister (...) endlich das lang
ersehnte, einheitliche Gesicht auf deteinationalen Buhne.(Fischer 2003: 14).

Durch das personelle Dreieck aus rHmissionsprasident, Europaischem
AulRenminister und Prasidesés ER wirde die EU inukunft sichtbarer werden und
somit die Burgernahe entscheidend verbessern.

Auch de Villepin erlauterte in seineRede vor dem Konvent die Ziele der
gemeinsamen Initiative, eine effizientedemokratischere undansparentere Union

zu schaffen. Den Kritikern eines hauptamtlichen Ratsprasidenten des ER entgegnete
er, dass die Aufgaben- und Kompetenmung zwischen ER-Préasidenten und
Kommissionsprasidenten keine Rivalititearursachen konne. Ganz im Gegenteil
starke die deutsch-franzésie Initiative im Besonderetlie Rolle der Kommission

und des Europaischen Parlaments und somit das gesamte Institutionendreieck, das
"(...) & concilier la double inspiration déEurope, celles des Etats et celle des
peuples, pour une Europe phaoste.” (de Villepin 2003: 14).

Auch von britischer Seite fanden dideutsch-franzésischen Reformpunkte
Unterstitzung, denn Grof3britannien beflrnste seit lAngerem einen dauerhaften
Vorsitz im ER und in den verschiedenen Ratsformatihdteter Hain, britischer

Staatsminister flr Europa, verwiesder Plenardebatte darauf, dass

%9 Bundeskanzler Schréder betonte bereits 1999 in einem gemeinsam mit Tony Blair verfasten Bri
die herausragende Bedeutung des ER. Das&dnrleramt die Idee eines hauptamtlichen ER-
Prasidenten nicht auf prinzipielle Ablehnung stdf3t, wurde in verschiedenen Zeitungsberichten betont
(vgl. Stabenow 2003 a; Busse 2002; Didzoleit/Koch 2002).

0 Premier Blair und sein spanischer Kollege Aznar entwarfen eine Art Gegenpapier zur deutsch-
franzdsischen Initiative (vgl. Blair/Aznar 2003; Busse 2003 a).
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»()n a European Union of 25, a Gocil with a constantly changingresident cannot baen effective
partner for the Commission or Parliament. Just like those Institutions, the European Council needs the
continuity and strategic drive of a lotegrm president (...)" (Hain 2003: 13).

Dennoch wurde durch die britischeAuRerungen auch deutlich, dass die
Unterstitzung fur die Starkung des EP, lemmission, inklusive ihres Prasidenten
und die Schaffung des Amtes eines Europ&schulRenministers weitgehend fehlte
(vgl. Stabenow 2003 c).

Dieser kurze Uberblick Uber die Stimmem Konvent zeigt dennoch, dass die
deutsch-franzdsischen Vorschlage — trotz zum Teil berechtigter Kritik — im
Wesentlichen die Diskussion strukturierten und entscheidenden Einfluss ausgeulbt
haben.

Diese Einschatzung bestétigggch auch in den Gesprachen mit den deutschen

Konventsmitgliedern.

4.3.2.1. Die Bedeutung der deutsch-franzésischen Zusammenarbeit

Die gemeinsamen deutsch-franzdsischatialiven waren Resultat eines langeren
Konsultationsprozesses, in dem sictutdehe und franzdsische Diplomaten Uber
Kernthemen der Konventsarbeit verst@mchaben (vgl. Auswartiges Amt 2003).
Eines der grundlegenden Ziele der deben Bundesregierung war, ,(...) die
europaischen Institutionen, das Handeler europaischen Institutionen und ihr
Funktionieren an einen Maid® von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit anzulegen.”
(Auswartiges Amt  2003). Die Zielsetzung einer  Starkung der
Gemeinschaftsinstitutionen, um dieentrifugalen Kréafte der Erweiterung
aufzufangen, teilte auch die franzosische Seite. Die Annaherung zwischen den
deutschen und franzdsischen Vorstellimgaur Reform der Institutionen hatte
durchaus eine ,grof3e SymbolwirkungAuswartiges Amt 2003) innerhalb des
Konvents, auch wenn die Beurteilung deitiative in Nuancen unterschiedlich
ausfallt. Wahrend das Auswartige Amt den ,nachhaltigen Einfluss auf das
Konventsergebnis* (Auswartiges Amt 2003) betonte und andere von ,echte(m)
Durchbruch* (Wuermeling 2003) und ,@ntierungspunkt fir die Diskussion®
(SBW 2003) sprachen, wies Peter Altmadarauf hin, dass dieser gemeinsame
Beitrag sicherlich wichtig war, abenter einem wesentlichen Defizit litt:
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.ES ist versdumt worden, bei dieser Initiative die kleineren Mitgliedstaaten vorab zu konsultieren, was
bei friheren Konferenzen stets gemacht wordénDgese deutsch-franz&sihe Initiative hat im

Konvent sehr viel Verargerung ausgeldst.” (Altmaier 2003).

Auch Klaus Hansch betonte, dass dmitrag von Fischer und de Villepin nur
zusammenfihrte, was bereits Konvent bzw. im Prasidium diskutiert worden war
(vgl. Hansch 2003 a: 1; ders. 2003 c).

4.3.2.2. Der hauptamtliche Prasident des ER

Besonders die Einrichtung eines dauermf#®rsitzes im ER hat fir Differenzen
gesorgt. Elmar Brok verwies darauf, dass ein hauptamtlicher Prasident des ER zu
einer ,Unterordnung der Kommission® (& 2003 a: 16) fihren kénne und damit

die Kommission als Gemeinschaftsinstitutemhwache. Eine hohere Kontinuitat des
Vorsitzes hatte auf andere Weise etneigverden konnen, aber der gefundene
Kompromiss fur den ER-Préasidentesei akzeptabel, ,da es gelang, seine
Zustandigkeiten (...) zu geenzen.” (Brok 2003 b: 341).

Der Posten eines hauptamtlichen ER-Prasidenten ist in Anbetracht der bisherigen
deutschen Europapolitik als eher ,exotisch’ zu bezeichnen. In den Gesprachen wurde
jedoch deutlich, dass eine starkere Kontétuind Sichtbarkeit der Arbeit im ER von

vielen untersttitzt wird, denn der hauptamtliche Prasident

,(...) hatte eine schlicht pragmatische Uberlegutags in einer EU mit 25 Mitgliedstaaten jeder nur
alle zwdlfeinhalb Jahre die Prasidentschaft haben wirde. Das ware nicht nur ein verhaltnismaRig
geringer Einfluss auf gro3e Entscheidungen der EU gewesen, sondern hatte alles andere als

Kontinuitat ermoglicht.” (Meyer 2003).

Die Praxis verschiedener Prasidentschatelge zudem, ,(...) dass eine ehrliche
Sacharbeit durch die Rotation erschweird.” (SBW 2003). Somit wirde ein
dauerhafter Vorsitz im ER dazu beitrag&ontinuitat und Sichthrkeit der EU nach
aulBen und effiziente Arbeit nach innen gewéhrleisten. Ein weiterer Punkt in
diesem Zusammenhang ist der Hinweis, dass die Akzeptanz eines hauptamtlichen
Préasidenten des ER eine Bedingung dafur wass die franzésische Seite sich auf

die Starkung der Kommission und des EiRliel3 (vgl. Auswartiges Amt 2003;
Altmaier 2003). Dieser Kompromiss Bghen deutschen und franzésischen
Vorschlagen zeigt, dass man sich austegiiachen, aber auch politischen Grinden

mit diesem Vorschlag anfreunden konnte.
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Ebenfalls sollte man nicht aul3er Acht lass#ass dieser Prasident ,(...) zweifelsohne

ein europaisches Organ, ein EU-Vertrete)“((Auswartiges Amt 2003) sein wirde:

.Man darf nie den Sozialisierungsprozess volthsen Institutionen unterschatzen. Wenn jemand mal
in der Funktion eines Prasidenten des Europdischen Rates ist und er es nicht im Auftrag eines
Mitgliedstaates wahrnimmt, sondern im Auftrag deidorselbst, dann identifiziert sich diese Person
automatisch sehr viel starker mit den gemeinschaftlichen Zielen und nicht mehr mit den nationalen

Interessen.” (Auswartiges Amt 2003).

Die ,Europdisierung des Amtes’ verdeutliiceine Entwicklungsperspektive, die
sicherlich nicht alle Mitgliedstaaten tailleAus deutscher Sicht ware dies jedoch zu
begrifRen und setzt die deutsche Politik, gemeinschaftliche Institutionen zu férdern,

fort.

4.3.2.3. Der Européische AulRenminister

Der zweite bedeutende Vorschlag derutdeh-franzdsischen Initiative ist die
Zusammenfiihrung der Amter von Javierleé®@ und Chris Patten zu einem
Europaischen AuRRenminister. Die Tatsach(...) dass es Uberhaupt schon mal
jemanden gibt, der Europaischer Aufzenmimnikt(3t, ist ein Schit voran, der wird
dann auch so wahrgenommen in derltWe.).” (Wuermeling 2003). Durch die
Personalunion wird im Wesentlichen dieh&renz und Sichtbarkeit der EU nach
aul3en gesteigert.

Dabei bietet die Sonderstetig des Européischen Aul3einmters zwischen ER und
Kommission die Moglichkeit, einerseitawuf die personellen Ressourcen der
Kommission zurtickzugreifen (vgl. Wueeling 2003). Zum anderen sichere diese
Zwitterstellung ihm ein Initiativrecht in der GASP ,(...) und wenn er gut ist, dann
wird er ein grolRes Gewicht haben.” (Meyer 2003). Mehrihithvurde in den
Gesprachen bedauert, dass weiterhin Einstimmigkeit im Bereich GASP erforderlich
ist (vgl. u.a. Meyer 2003; Altmaier 200&ber dass der Européaische Aul3enminister

immerhin einen Schritt in die ausudscher Sicht richtig Richtung darstelfé

“1 Von deutscher und franzésischer Seite wurde Joschka Fischer bereits im Mai 2003 als méglicher
Kandidat fur dieses Amt genannt. Fischer hingegen dementierte, dass er der erste Europaische
AuRBenminister werden wolle (vgl. Lohse/Bannas 2003). Dennoch zeigt diese Personaldebatte zu
einem Zeitpunkt, wo noch nicht sicher war, ob es dieses Amt Uberhaupt geben wird, welche
besondere Bedeutung man dem auf3enpolitischen Profil der EU beimisst.
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4.3.2.4. Die Europaische Kommission, das EP und die ,doppelte Mehrheit’

Das neue Institutionengefiige wurde valen Gesprachspartnern sehr positiv
beurteilt, auch wenn der Entwurf eher Nuancen zwischen fbderalen und
intergouvernementalen Strukturen verschiebt. Die Starkung der Kommission und des
EP wird zu einer ,Politisierung” (Altmaie2003) fuhren und di EU in ,Richtung

eines bi-kammeralen Systems" (Auswartiges Amt 2003) verandern. Insbesondere die
Bedeutung von ,(...) Politprofis, die sich in diesem Haifischteich den Weg bahnen
kénnen, ohne Schaden zu erleiden oderurichten (...)* (SBW 2003) wurde
sinngemal von mehreren Gesprachspartneetont (vgl. u.a. Altmaier 2003,
Auswartiges Amt 2003).

Die steigende Autoritat des Kommissiorggidenten und zunehmende Attraktivitéat

der Europawahlen durch die Umkehrung @éhlverfahrens kdnnten eine politische
Dynamik in Gang setzen, so

.(...) dass der Listenfuhrer dBuropéischen Volksparteider deiSPEautomatisch auch der Kandidat
wird fur das Amt des Kommissionsprasidenten, dann werden natirlich sich die Parteien darauf

einigen, Spitzenleute an den Kopf der Liste zu setzen.” (Auswartiges Amt 2003).

Die damit verbundene starkere politisdRolle und demokratische Rickbindung der
Kommission an das EP und die Birgeéuropas ist eine bekannte Forderung
deutscher Politiker und biete die

»(-..) Chance, dass sich die Kommission zu eieeropaischen Exekutive, zu einer européaischen
Regierung entwickelt und dass der Kommissionsprasident eine Rolle haben wird, die sehr stark dem

eines Regierungschefs in einem Mitgliedstaat angenahert ist.“ (Altmaier 2003).

Besonders deutlich wird dabei da@mplizite) Leitbild einer zuklnftigen
bundesstaatlichen Ordnung der EU, indelle Kommission zur europaischen
Regierung ausgebaut wird. Dieser parlamésthe Entwicklungspfad entspricht der
traditionellen deutschen Forderung nach einer demokratischeren und birgernahen
EU.

Im Bereich Kommission, EP und AuBenvetting der EU wurden aus deutscher
Sicht Kernforderungen umgesetzt. Digkzeptanz eines hauptamtlichen ER-

Prasidenten sei dafur ein angemessener Preis gewesen.
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Dennoch verwies Joachim Wuermeling sbeders deutlich darauf, dass von
deutscher Seite spegithe nationale Interessen nicht vertreten wurden, allen voran
die Frage der Stimmengewichtung urdde Einfuhrung der sog. ,doppelten
Mehrheit':

.Da haben die Deutschen nur immer auf den Boden geschaut und gewartet, wie sich das so entwickelt,
obwohl das natirlich ein massives deutsches Interesse gewesen ware. Das, was jetzt auch tatséchlich

aufgenommen wurde, hat die Bundesregierung nie vertreten.” (Wuermeling 2003).

Nicht nur die AuRerungen im Konventsplenum und in den Gesprachen bestatigen
einen positiven Einfluss dedeutsch-franzdsischen iBags, sondern auch die

Ergebnisse im Verfassungsentivspiegeln dies wieder.

4.3.3. Die Ergebnisse des Verfassungsvertrages

Der deutsch-franzdsische Vorschlagstiamte nicht nur die Diskussion im
Konventsplenum, sondern wurde fastollstdandig in den abschlieRenden

Verfassungsentwutt iibernommen (vgl. Tabelle 1).

“2 Der VVE hat entgegen der bisherigen Revisionspraxis eine neue Nummerierung der Artikel, die
eine Vergleichbarkeit mit den bisherigen Artikeln verkompliziert. In Teil | werden die
grundlegenden Regeln festgelegt; Teil Il ist dibarta der Grundrechte; Teil 1l beinhaltet die
Bestimmungen zu den Politikbereichen und zubeltsweise der Union; Unter Teil IV sind die
Schlussbestimmungen zusammengefasst.
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Tabelle 1: Umsetzung der deutsch-franzésischen Vorschlage in den

Verfassungsvertrag

Institutionen Deutsch-franzdsischer Verfassungsvertrag
Beitrag vom 18. Juli 2003
vom 16. Januar 2003

Européaisches Parlament

e Gesetzgeber v v
e Entscheidung tiber Haushalt v v
e Wahl des Kommissionsprésidenten v v

mit qualifizierter Mehrheit

e Ausweitung des v v
Mitentscheidungsverfahrens

Europaische Kommission

e Initiativrecht v v
e Kommissare mit Ab 1.11.2009
e  GréRe der Kommission sektoralen e Dreizehn europdische
Zustandigkeiten Kommissare,
e Kommissare mit Prasident und
Zustandigkeiten fir Aullenminister

funktionale Bereiche| ¢ Kommissare ohne

Stimmrecht
e Wahl des Prasidenten durch EP mit v v
qualifizierter Mehrheit
e Richtlinienkompetenz des
v v
Prasidenten und Weisungsbefugnis
der Kommissare gegenliber GD
Européaischer Au3enminister
e Wahl durch ER mit qualifizierter v v
Mehrheit
e Initiativrecht in der GASP und der v v
ESVP

e Vertretung der EU nach auRen v v
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Institutionen Deutsch-franzdsischer Verfassungsvertrag
Beitrag vom 18. Juli 2003
vom 16. Januar 2003

Européaischer Au3enminister

¢ Kommissionsmitglied Mit besonderem Status Vizeprasident
e Europaischer Diplomatischer Dienst v v
Ministerrat
e Gesetzgeber v v
¢ Entscheidungen mit qualifizierter Keine weiteren Angaben ,doppelte Mehrheit’
Mehrheit
e Trennung von legislativen und v v

exekutiven Aufgaben

e Dauerhafter Vorsitz 4 v

Européischer Rat

e Festlegung der allgemeinen

o v v
Leitlinien und der Grundsatze der
GASP und der ESVP
e Wabhl eines Prasidenten mit v v
qualifizierter Mehrheit
v v

e Vertretung der EU nach auf3en

Quelle: eigene Zusammenstellung

Drei Personen werden in Zukunft die Eeprasentieren. Der fur zweieinhalb Jahre
gewahlte Prasident des Hiereitet die Sitzungen vor unebrtritt die Union nach
aul3en (vgl. Art. I-21 VVE). Der durch d&$ gewahlte Kommissionspréasident erhalt
gegenuber dem Kollegium Richtlinienkompete(vgl. Art. 1-26 VVE). Die GréRRe
der Kommission wird ab 2009 auf 15 stimmberechtigte Kommissare reduziert (vgl.
Art. 1-25 Abs. 3 VVE). Der Europaische AuRenminister wird in Zukunft die Amter
von Javier Solana und Chris Patten Rersonalunion auben und gleichzeitig
Vizeprasident der Kommission sein (veirt. 1-27 VVE). Er vertritt die EU im
Bereich GASP und ESVP und im Bereichr dergemeinschafteten AufRenpolitiken
(z.B. Handel) nach aul3en. WéahrendneBereich GASP un&SVP gegenlber dem
Rat verantwortlich ist, Gber in allen weiteren Auf3enpolitiken seine Tatigkeit als
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ordentlicher Kommissar innerhalb des Kollegiums aus. In seiner Arbeit soll er durch
einen Europaischen Diplomatischen Diensterstitzt werden (vgl. Anhang VVE).
Das EP wahlt den Kommissionsprasidentsnd wird zusammen mit dem Rat als
Gesetzgeber tatig (vgl. Art. 1-19 VVE). ®ohl das Haushaltsrecht (vgl. Art. 1-52)

als auch das Mitentscheidungsverfahren waordusgeweitet, so dass das EP in 85
(von insgesamt 276) Bereichen an der Gagbung beteiligt ist (vgl. Wessels 2003:
289f.).

Das Entscheidungsverfahren, zu dem der deutsch-franzésische Beitrag keinen
Vorschlag gemacht hat, soll bis zufn November 2009 nach der in Nizza
vereinbarten Stimmengewichtung geregelt wetiiebanach wird ein Beschluss zu
Stande kommen, wenn die Halfte der Mégdstaaten zustimmen, d.h. in der auf 25
Mitglieder erweiterten EU 13 Mitgliedsaten, und mindestens 60% der Bevolkerung
durch den Beschluss reprasentiert sind (stmppelte Mehrheit’; vgl. Art. I-24 Abs.

1 VVE).

*3 Nach der neuen Stimmengewichtung, die in Nizzadie erweiterte Union vereinbart wurde und
bis 2009 nach dem VVE bestehen bleiben soll, erhalten Deutschland, Frankreich, Italien und
Grol3britannien jeweils 29 Stimmen, Polen undaren 27 usw. Beschliisse auf Vorschlag der
Kommission kommen dementsprechend mit einer Mindestzahl von 232 Stimmen zu Stande, wenn
diese mindestens die Halfte der Mitgliedstaaten umfassen, d.h. ab 2004 mindestens 13; alle anderen
Beschlisse kommen mit 232 Stimmen zustande, wenn diese mindestens zwei Drittel der Mitglieder
umfassen, d.h. ab 2004 mindestens 17. Auf Antrag kann Uberprift werden, ob durch den Beschluss
mindestens 62% der Gesamtbevdlkerung der EU reprasentiert sind (vgl. VVE: Probakodie
Vertretung der Birgerinnen und Birger im Europaischen Parlament und die Stimmengewichtung im
Europaischen Rat und im Ministerrat).
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4.3.4. Der deutsche Einfluss auf die Reform der Institutionen

Die deutschen Positionen haben nkla der inhaltlichen Anndherung und
Zusammenarbeit mit Frankreich eine nachhaltige Wirkung im Konvent und

Verfassungsentwurf hinterlassen konnBer gemeinsame Vorschlag ist

»(--.) nicht nur einen sehr bedeutsamen Kompromiss zwischen den deutschen und franzdsischen
Vorstellungen, sondern in umfassendem Sinne zwischen kommunitdren Reform- und
Verfassungsvorstellungen (...) und intergouverrrgaien Sichtweisen ()¥. (Jopp/Martl 2003: 106)

gewesen.

Die Widerbelebung und Intensivierung ddégutsch-franzésischen Zusammenarbeit
nach einer Phase der Blockade (vglé€ 2002: 21; Koopnmn 2003: 19) war der
entscheidende Schritt, um die erarbeiteten Reformen mitzugestalten.

Der deutsch-franzésische iBag verweist gleich zu Beginn auf die gemeinsame
Problemdefinition: Um die ,Einheit und Hdlungsfahigkeit* (Fischer/de Villepin
2003: 2) der erweiterten EU zu sichern, muss die europdische Integration vertieft
werden. Die Verknupfung von gleichzeitig&tertiefung und Erweiterung greift
dabei bekannte Situationsanalysen von H&sc Schroder (vgl. Piepenschneider
2002: 337) als auch Blair und Chirac aDfe gemeinsame Problembeurteilung, d.h.
dass Erweiterung und Vertiefung Hand inndagehen muissen, bildet die Grundlage
einer prinzipiellen Akzeptanz der Refororschlage. Sie vedltlicht, dass es
deutschen Politikern mit gelungen istje Neugestaltung des institutionellen
Dreiecks und die Vereinfachung der Entidungsverfahren als Voraussetzung der
Erweiterung zu begrunden.

Der Europaische AufRRenminister war dalire besonderem MalRe ein deutsches
Anliegen, um die Sichtbarkeit und Kohareder EU nach aul3en zu starken. Aus
deutscher Sicht stellte die ,Doppelhutidg’ einen weiteren 3eitt in Richtung
Vergemeinschaftung der GASP dar, da Haropaische Aul3enminister mit seinem
Sonderstatus innerhalb der Kommissionchtige Impulse fir eine gemeinsame
AulBenpolitik geben kann. Aus franzdsischer Sicht hingegen war die
,Doppelhutlésung’ eine Starkung der intergeuvementalen Kontrolle der GASP, da
der Europaische AuRRenminister durch den ER ernannt wird und der
Kommissionsprasident auf Dauer eine Gelairektion (GD) verieren kénnte. Diese
LAmbiguitat® (Jopp/Martl  2003: 102) des Amtes eroffnete  wichtige
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Interpretationsspielrdume und schaffte ewesentliche Voraussetzung fur dessen
breite Akzeptanz. Die Zwitterstellung dé&siropaischen Aul3enministers zwischen
ER und Kommission sichert zudem,sdaEntscheidungen im Bereich GASP und
ESVP die notwendige Unterstiitzung delitgliedstaaten erhalten werden, um
gemeinsame Aktionen durchzufuhren,r fitie der RuUckgriff auf nationale
(militarische) Ressourcen weiterhin erforderlich sein wird.

Der Prasident der Europaischen Komssion wird im Wesentlichen dadurch
gestarkt, dass durch die Umkehrung ®éahlverfahrens seine Rickbindung zum
europaischen Burger und zum EP deutlicived. Zudem erhalt er weitergehende
formelle und informelle Instrumente, um das Kollegium zu leiten und zu fuhren.
Eine Parlamentarisierung und Politisierung lidlemmission wird insbesondere in der
deutschen Politik immer wieder gefordévgl. Altmaier 2003), um eine starkere
Akzeptanz und Legitimitat des europaisniRegierungssystems zu erreichen. Indem
das EP in Zukunft den Kommissionsprasigenwahlen wird, erhalt dieser ,ein
klares, demokratisches Mandat" (Avdrtiges Amt 2003). Die Kommission als
,Huterin der Vertrage’ wéargedoch zum einen auf einen im EP konsensfahigen
Kandidaten angewiesen, der zum andeia den Ministerraten wechselnden
parteipolitischen Konstellathen gegeniber stehen wird (vgl. Jopp/Martl 2003: 104).
Besonders mit Blick auf die franzodme Position ist der Vorschlag in dem
gemeinsamen Papier im Bereich Korsgsiwn und EP aber bemerkenswert, da
franzosische Politiker der Kommission in erstinie eine technische Rolle fur die
Regelung des Agrarsektors und des Binnarktes zuschreiben (vgl. Jopp/Martl
2003: 105).

Die Einrichtung eines hauptamtlichen Prastdeandes ER war in erster Linie eine
franzosische (und britische Forderung)it rder sich deutsche Politiker jedoch
,anfreunden’ konnten. Denn eirstérkere Kontinuitat un&ichtbarkeit der EU auf
der Ebene der Mitgliedstaaten konnte auch die Wahrnehmung und
Handlungsfahigkeit der Gemeaichaft an sich starken.

Offen bleibt jedoch weiterhin, wie sich in der politischen Praxis die Zusammenarbeit
zwischen dem ER-Prasidenten, deBRuropaischen AufRenminister und dem
Kommissionsprasidenten gekéen wird, da alle dreiPersonen als européaische
Institutionen die EU verkdrpern werden.

Auch in Bezug auf die Ausweitungon Mehrheitsentseidungen und damit

verbunden dem Mitentscheidungsrecht des EP kam es zu Verbesserungen, die aus
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deutscher Sicht ein Erfolg sind. Ebenstztedie deutsche Bundesregierung — auf
Drangen der CDU/CSU und angesichty déotwendigkeit, im derzeit von der
Opposition gefuhrten Bundesrat eine Mehrligitdie Annahme des Entwurfs sicher

zu stellen — durch, dass bei Asyl- und Einwanderungsfragen und Fragen der
Steuerpolitik weiterhin Einstimmigkeit emaerlich sein wird (vgl. Klau 2003 c;
Wuermeling 2003). Dies schwacht zwar dieh&renz der deutschen Position, aber
im Ergebnis nicht deren Einfluss und Erfolg.

Das konfliktreichste Thema hingegen wurdeder deutsch-franzdsischen Initiative
wohlwissend ausgespart: die Reform der Entscheidungsverfahren und der
Stimmengewichtung. Mit der Einfihrung rdgloppelten Mehrhig¢ ab 2009 wirde
Deutschland in erheblichem MaRe mebewicht und Einfluss im europaischen
Gesetzgebungsprozess erhalten, es mit Uber 82 Mio. Einwohnern das
bevolkerungsreichste Lander EU ist. Die Einfihung der ,doppelten Mehrheit’
wurde im Konvent nicht offentlich von deuten Vertretern gefordert. In einem der
ersten Entwirfe des Prasidiumsom 23. April 2003 wird diese als
Entscheidungsverfahren eingefuhrt (vBkasidium des Konvents 2003: 6). Klaus
Hansch, Mitglied im Konventsprasidiunmertete das deutsche (und franzosische)
~Schweigen“ zum Thema Stimmengewichtualg ,hilfreich® (Hansch 2003 a: 4).

Die Einfihrung eines einfacheren Entsclugigsverfahren sei notwendig, um die
Handlungsfahigkeit der erweiten Union zu sichern. Weniger ginge es darum, den
deutschen Einfluss auf européische Entscheidungen zu starken. Gleichzeitig betonte
Héansch aber in weiser Voraussichtm,IHerbst 2003 muf3 allerdings noch der zu
erwartende Widerstand, aus Spanien @aden vor allem, Uberwunden werden.”
(Hansch 2003 a: 4).
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4.4. Eine ,neue’ Politik: Die europaische Sicherheits- und

Verteidigungspolitik

Die aktuellen Ereignisse sollten uns nicht entmutigen,
sondern anspornen: Sie fihren uns Uberdeutlich vor Augen,
dass jeder einzelne europais@taat, auch die grofdten, fur
sich allein genommen oder in wechselnder Allianz, ihre
Interessen nicht mehr wirksam verteidigen kdénnen. Nur
gemeinsam, als Européaische Union, haben wir Européer
eine Chance, uns im 21. Jahrhundert zu behaupten.

Joschka Fischer am 27. Februar 2003 im Plenum des Konvents

Die Idee, eine europdische AufRerSicherheits- und Verteidigungspolittk zu
schaffen, ist nicht erst in d©0er Jahren entstanden. Beginn verstand sich die EG

in erster Linie als Zivilmacht (vgiSmith 2003: 559; Wagner/Hellmann 2003: 575),
denn die NATO und die amerikanische Présenz in Europa trugen fur eine
ausreichende Verteidigungsbereitschaft 8oNach dem Scheiteder Europaischen
Verteidigungsgemeinschaft (EVG) und der Européischen Politischen Gemeinschaft
(EPG) in den 50ern konsolidierte sich dagene Rollenverstandnis als Zivilmacht.
Anfang der 70er Jahre wurde die Europaische Politische Zusammenarbeit (EPZ) als
diplomatische Koordinierung der natidea Aul3enpolitiken auferhalb der EG
eingerichtet. Die EPZ gewann jedoch eestgsam an praktischer Bedeutung, da
durch den Beitritt GroR3britanniens sicin erster Linie die Politisierung
O0konomischer Themen verstarkte. Mit der zunehmenden Wahrnehmung der
sowjetischen Bedrohung innerhalb Europas in der Folge des NATO-
Doppelbeschlusses (1979) kam es zu egté@rkeren diplomatischen Koordinierung
(vgl. Smith 2003: 560), die mit denohdon-Report (1981) und der EEA (1987) die
EPZ in die Gemeinschaftsvertragefrmhm und den Weg zur Schaffung einer
~europaischen Sicherheitsidentitéggl. Art. 30 EEA) eroffnete.

Mit den (sicherheits-)poigchen Umwalzungen de3ahres 1989 kam auch die
Stunde Europas. War die Integration skiem Beginn in erster Linie ein ,hach

4 Die Gemeinsame AufRen- und Sicherheitspof@ASP) und die Europaische Sicherheits- und
Verteidigungspolitik (ESVP) sind auf der Grundladgr EU-Vertrage zwei getrennte Politikbereiche
mit unterschiedlichen Regelungen, obgleich eine gemeinsame Verteidigungspolitik Bestandteil einer
gemeinsamen Aul3en- und Sicherheitspolitik ist. Fiir die Arbeit im Konvent wird dennoch nur auf die
ESVP eingegangen.
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innen gerichtetes Friedensprojekt{Wagner/Hellmann 2003: 569) gewesen,
erforderten die Entwicklungen der 90&ahre eine verstarkte Hinwendung zum
aul3enpolitischen Handeln der EG/EWs a@igenstandigem und handlungsfahigem
Akteur. Im Vertrag von Maastrichtwurde die Gemeinsame Auf3en- und
Sicherheitspolitik (GASP) eingerichtet und als langerfristiges Ziel die ,Festlegung
einer gemeinsamen Verteidigungspofitfikgl. Art. 14 EUV-M) anvisiert>.

Um die zunehmende ,capability-expaaa gap“ (Hill 1994) im auf3en- und
sicherheitspolitischen Handeln der EWu schlieBen, die sich aus den
Herausforderungen der Stabilisierungtédsopas und der Krisen auf dem Balkan
ergaben, wurde im Vertrag von Amsterdam u.a. das Amt eines Hohen
Reprasentanten fur die GASP (vgl. 226 EUV-A) geschaffen, um die Sichtbarkeit
und Kohérenz der EU nachuféen zu steigern. Die Mdghkeit, zu qualifizierten
Mehrheitsentscheidungen Uberzugehen .(Vgtt. 23 EUV-A), sollte zudem die
aul3enpolitische Handlungsfahigkeit starken.

Von amerikanischer Seite wurde sowohieeskohéarentere europaische Aul3enpolitik
als auch die ,Européisierung der NAT@Varwick/Woyke 2000: 127) unterstutzt,
um ein finanzielles und strategisch®gden sharingmit den Europaern zu erzielen.
Durch die Anndherung Frankreichs an die NATO im Verlauf des Bosnien-
Herzegowina-Einsatzes Anfaxgr 90er Jahre erdffnete sizhdem die Chance, eine
ESVP mit franzosischer Unterstutzumg Ubereinstimmung mit der NATO zu
errichten (vgl. Varwik/Woyke 2000: 131f.).

Auf dem britisch-franzdsischen Treffen 19983aint Malo forderten Jacques Chirac
und Tony Blair, dass die EU eigene milisitie Fahigkeiten, Mittel und Strukturen
zur Bewertung von SicherheitsbedrohumgeAufklarung und Strategieplanung
entwickeln sollte, ohnebestehende Strukturen der NATO oder WEU zu

verdoppelf®.

“4>Von besonderer Bedeutung war dabei das mégliche Fernziel, die WEU zur verteidigungspolitischen
Komponente der EU auszubauen. Obwohl mit der Schaffung des Eurokorps Anfang der 90er Jahre
die militdrische Zusammenarbeit zwischen Dehitsad, Frankreich und weiteren EU-Mitgliedern
vertieft und an die WEU (FAWEU-Verband) und NATO (SACEUR-Abkommen) angebunden
wurde, blieb die sicherheits- und verteidigungspolitische Rolle der EU weiterhin von geringer
praktischer Bedeutung (vgl. Varwick/Woyke 2000: 134).

¢ In der britisch-franzésischen Erklarung heilit @ie Europaische Union muss in der Lage sein,
ihre Rolle auf der internationalen Buhne voll und ganz zu spielen. (...). Der Rat muss in der Lage
sein, auf einer intergouvernementalen Grundlage Entscheidungen tber die ganze Bandbreite der in
Titel V des Vertrags Uber die Européische Union vorgesehenen MalRnahmen zu treffen. (...). Europa
braucht verstarkte bewaffnete Kréafte, die in degd.aind, schnell auf neue Gefahren zu reagieren,
und die sich auf eine starke und wettbewerbsfahige industrielle und technologische Grundlage
stutzen.” (Blair/Chirac 1998: 127).
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Die Beweggrinde fur diese britisch4f@dsische Erklarungwaren sicherlich
unterschiedlich (vgl. Maurer 2000: 258mith 2003: 562). GroRiannien versuchte
durch eine Starkung der ESVP eine ngge&herheitspolitische) Fuhrungsrolle
innerhalb Europas zu dbernehmen urginer moglichen (6konomischen)
Marginalisierung durch die Nichtbeteiliguagn Euro entgegenzuwirken. Frankreich
hingegen sah in einer starkeren ESWRR Chance, von den USA unabhéangige
Handlungsfahigkeiten auf- und auszubauergledoh aber durcltdie strategische
Kooperation mit Grof3britannien die tsatlantische Bricke zu den USA zu
schlagen, ohne deren Billigumgne internationale sichegitspolitische Rolle der EU
unmadglich sein wirde (vgl. HowortB000: 23; 25f.). Die Signalwirkung dieser
britisch-franzdsischen whaherung war untbersehbar.

Auf dem folgenden ER in Koln 1999 wurde offiziell die Schaffung einer
europaischen schnellen Eingreiftrupgeapid Reaction ForceRRF) als Reaktion

auf die Krisen und gewaltsamen Konflikte im ehem. Jugoslawien vorgeschlagen. Die
Ereignisse in Jugoslawien fuhrten denrdpéern deutlich vor Augen, dass die EU
nicht in der Lage war, fur Stabilitéind Sicherheit in ihren angrenzenden Regionen
zu sorgen, da ihnen gemeinsame (mikiélre) Fahigkeiten zur Konfliktschlichtung
fehlten. Die deutsche Bundesregierung, diedmser Zeit den Vorsitz im ER hatte,
begann aktiv die Fortentwicklung der ESWtzugestalten und bewdahrte sich als
dessen Impulsgeber (vgl. Schmalz 2002 b: 568).

Die Staats- und Regierungschefereinbarten auf dem fagden Gipfel in Helsinki

im Dezember 1999 ein europaisches FahigkeitenZiglopean Headline Gopldas
vorsah, bis zum Jahr 2003 im ,Rahmen fileiwilligen Zusammenarbeit* 50.000 bis
60.000 Soldatéfi innerhalb von 60 Tagen in Krisengebiete verlegen zu kénnen und
einen solchen Einsatz (sog. Petersberg-Aufgaben) mindestens fur ein Jahr
aufrechtzuerhalten. Im Bereich Streititediihrung sollten sowohl die Kooperation
untereinander als auch nefé@higkeiten ausgebaut werden, begleitet durch eine
Harmonisierung im Bereich RustungsindisstrZiel war es, eine moglichst hohe
Kompatibilitdt und Interoperainalitdt zwischen den nanalen Streitkraften zu
erreichen. Der Rat sollte einstimmig ibelen Einsatz militarischer Mittel

entscheiden, der politisch und militarischractu drei neue Gremien — das politische

4" Praktisch bedeutet dies eine Truppenstarke von 180.000 Soldaten (inklusive Reserve und
Versorgung). Im Juli 2000 wurde diteadline Goal Task Forcgebildet. Im November 2000 wurde
in einem Katalog der finanzielle Beitrag undregkrafteumfang der Mitgliedstaaten festgelegt.
Deutschland beteiligt sich mit 18. 000 Soldaten, 90 Kampfflugzeugen und 15 Schiffen und Booten
an der RRF (vgl. Algieri 2001: 177).
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und sicherheitspolitische Komitee (PSK), den Militdrausschuss (MC) und den
Militarstab (MS) — unterstitzt wird.

Auf den folgenden Treffen des ER keira (Juni 2000) und Nizza (Dezember 2000)
entwickelte sich die ESVP kontinuierliaheiter. Mit der Vertragsrevision in Nizza
wurden die institutionellen Neuerungen videlsinki in die Vertrage aufgenommen
und somit eine ,(...) weitere Etappe @&inem sich fortsetzenden dynamischen
Prozess auf’en- und sicherheitspoliggscZusammenarbeit* (Algieri 2001: 165)
beschritten. Im Bereich Rustungspolitik wurde durch den Zusammenschluss
nationaler Rustungskonzerne (DAS Aérospatiale, CASA) zur European
Aeronautic, Defense and Space @@®ADS) und die gemeinsame Anschaffung des
A400M-Transportflugzeugesbereits erste Projekteverwirklicht. Auch die
grundlegende Zusammenarbeit mit der NATO wurde im Dezember 2002 durch das
sog. ,Berlin-Plus-Abkommen’ geregelt, so dass die EU bei militarischen Einsatzen
auf die Einrichtungen und Planungskajtaten der NATO zuriickgreifen kdfin

Die Schaffung einer gemeinsamen Sitledis- und Verteidigungspolitik hat somit
nicht erst im Rahmen des Konvents Bedeutung und Konkretisierung gewonnen,
sondern uber Koln, HelsinkiFeira und Nizza einen bésdigen Weg hinter sich
gebracht. Auf dem Gipfeltreffen in Laek im Dezember 2001 stellte der ER die
Einsatzfahigkeit der RRF fest. Die Unahme der NATO-Mission in Mazedonien
am 31. Marz 2003 und die erste eigenstamdigssion von Juni bis September 2003
zur Sicherung der kongolesischen Stadt Buwverdeutlichen die schwierige, aber
dennoch kontinuierliche Entwicklung eméandlungs- und einsatzfahigen ESVP.
Weiterhin ungeklart blieb jedoch, welchstrategischen Aufgaben die ESVP
langfristig Ubernehmen sollte und demengspend welche zivilen, militarischen und
finanziellen Ressourcen sie benb{iggl. u.a. Schmitt 2003; Wolf 2000).

Im Konvent wurden zwei Arbeitsgruppen eisgezt, die sich miaul3en-, sicherheits-
und verteidigungspolitischen Fragen lssf@n. Wahrend die AG VII unter der
Leitung von Jean-Luc Dehaene sich rd#r GASP beschaftigte (vgl. Dahaene

“8 1n den Verhandlungen zwischen der EU und der NATO &uRerte die Tirkei ernsthafte Bedenken,
dass Zypern sich im Rahmen der ESVP an militdrischen Einsatzen beteiligen kdnnte, ohne dass die
Tirkei darauf Einfluss habe. Als Kompromiss wurde somit Zypern von ESVP-Operationen bis auf
weiteres ausgeschlossen. Ebenfalls vereinbdite EU besondere Kooperationsvertrage mit
Drittstaaten, die nicht der EU, aber der NAT&@ehoren sowie den neutralen EU-Mitgliedern (z.B.
Osterreich). Das ,Berlin-Plus-Abkommen’ sollmudem verhindern, dass die EU ein eigenes
militérisches Hauptquartier aufbaut, das dem amerikanischen Prinzip nalesluplication
widersprechen wuirde. Zur Aktualitdt und Ustindigkeit der Debatte (ber ein eigenes
Hauptquartier vgl. Bacia 2003 b; ders. 2003 c; ders. 2003 d.
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2002 tagte unter dem Vorsitz von Michel Bér, Kommissar fir Regionalpolitik

und zustandig fur die Reform der EU, eine eigenstandige AG VIII zum Thema
Verteidigung®.

Eines der Ziele der Arbeit im Konvent wyauch im Bereich GASP und ESVP eine
Vereinfachung und Neustrukturierung »onehmen, um den bestehenden
.Flickenteppich verschiedener Rashrundlagen und Entscheidungsregeln,
beteiligter Akteure und Instrumenteg{Wagner/Hellmann 2003: 571) in einen
kohérenten Rahmen umzuwandeln. Beraitslem Abschlussbericht der AG VI

vom 16. Dezember 2002 wurde darauf hingewiesen, durch ein koh&rentes und
effizientes Handeln der E@u einem verbesserten Krisenmanagement beitragen zu
konnen. Dementsprechend wurde vorgeschlagen, besondere Formen der engeren
Zusammenarbeit zu ermdglichen und eswwopaische Agentur fur Ristung und
strategische Forschung zu schaffen. Der Ahssbericht unterzog die ESVP einer
kritischen Uberprifung und forderte, daiese auf die ,neuBedrohung“ (Barnier
2002: 14) des internationalen Terrorismus reagieren musse. In dieser ,Situation der
globalen Unsicherheit* (Barnier 2002: 14) musse die EUStabilitat jenseits ihrer
Grenzen und den Schutz der Zivilbevilkerwaggen, da die Mitgliedstaaten dies im
allein nationalen Kontext ant mehr leisten kénnten. Diglirger der EU unterstiitzen

eine gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspdlitio dass die Aufgabe des
Konventes sei, ,(...) diese Kluft zwisché&rwartung und Realitat zu tberwinden.”
(Barnier 2002: 14).

Das ,Spannungsfeld zwischen institutidee Strukturen (,polity’) und operativer
Politik (,policy’)" (Wagner/Hellmann 2003:570) zu entscharfen, war somit eine der
Aufgaben, die im Konvent zu I6sen war&awohl die deutsche Bundesregierung als
auch der Bundestag unterstutzten dale Weiterentwicklung der GASP und ESVP
(vgl. Schmalz 2002 b: 540).

Auch zum Thema ESVP wurde eine gemeamsaleutsch-franzdsische Initiative in
den Konvent eingebracht.

49 Aus Deutschland stammende Mitglieder der AG waren Elmar Brok (MJEP/CDU), Klaus Hansch
(MdEP/SPD) und Gunther Pleuger (Auswartiges Amt).

0 Aus Deutschland stammendes Mitglied der AG war Sylvia-Yvonne Kaufmann (MdEP/PDS). Frau
Kaufmann gehdrte zu den wenigen, die eine Starkung der militdrischen Fahigkeiteimicie
ablehnten (vgl. Kaufmann 2003).

1 Laut den Umfragen des Eurobarometers 2003 unterstiitzen 70% der Befragten eine Européische
Verteidigungspolitik (vgl. Eurobarometer 60/2003: 12).
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Im Folgenden wird der deutsch-franzésesdbeitrag zur ESVP kurz vorgestellt, um
anschlieBend dessen prozessuale umthliliche Bedeutung fir den deutschen

Einfluss auf die Debattesnd Ergebnisse aufzuzeigen.

4.4.1. Der deutsch-franzésische Beitrag zur ESVP

In den ,(g)emeinsame(n) deutsclufzdsische(n) Vorschlage(n) fur den
Europaischen  Konvent zum  Bereic Europdische  Sicherheits- und

Verteidigungspolitik* vom 22. November 2002&rweisen Fischer und de Villepin

auf neue ,transnationale(n)” sicherhpitfitische Herausforderungen, denen die EU-
Mitglieder nur gemeinsam begegnen kdnnten:

-.Uum diese globalen Bedrohungen abwehren zu kénnen, muss die Union eine globale Vision ihrer
Sicherheit entwickeln, bei der eine breite Relevon Mitteln zum Einsatz kommt (...). Durch die
abgestimmte Verwendung dieser Instrumente wird die Union die Sicherheit ihres Gebiets und ihrer
Bevolkerung gewahrleisten und zur Stabilitat shigrategischen Umfelds beitragen.” (Fischer/de
Villepin 2002: 2).

Die Starkung der justizien und polizeilichen Zusammenarbeit, die Nutzung
wirtschaftlicher und finanzieller Mittelals auch die Entwicklung militarischer
Fahigkeiten seien dafur erforderlich.

Erstens soll eine Erklarung zur ,Solidaritat und Gemeinsamen Sicherheit” in den
Verfassungsvertrag aufgenommen und rdauf die Fortentwicklung der ESVP zu
einer Europaischen Sicherheits- undrtéeligungsunion (ESVUals ,Starkung des
europaischen Pfeilers der Allianz" ig€her/de Villepin 2002: 2) hingewiesen
werden.

Zweitens ,(...) muss das Instrument der verstarkten Zusammenarbeit auch fur die
ESVP nutzbar gemacht werden.” (Fisclde Villepin 2002: 3). Die Umsetzung der
Vz>* ware (d)enkbar* fur multinationale Streitkrafte mit integrierten
Fuhrungskapazitaten, im Bereich Rustumygl Fahigkeiten und bei der Verwaltung
von Humanressourcen, Ausbildung und Bedtung gemeinsamer Doktrinen. Die
erforderliche Mindestteilnehmerzahl der ¥dllte herabgesetand mit qualifizierter
Mehrheit beschlossen werden konné-Ur die Einleitung und Durchfihrung von

gemeinsamen  militdrischen  Operationen  soll  jedoch  weiterhin  das

*2 In dem deutsch-franzosischen Beitrag bezieht sich der Begriff im Gegensatz zu den Reden von
Fischer, Chirac und Blair (vgl. Kapitel 3.2.) eindeutig auf Art. 43-45 EUV-N.
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Einstimmigkeitsprinzip mit der Moéglichkeder konstruktiven Enthaltung bestehen
bleiben. Zur praktischen Umsetzung der 8tdlten diejenigen WEU-Mitglieder, die
an dieser Zusammenarbeihteressiert sind, ihre Vpflichtungen in die EU
uberfuhren.

Drittens beflrworteten Deutschland und rikieich, dass ,die Mitgliedstaaten, die
dies winschen, ein Protokoll zur genswimen Verwirklichung der européischen
Fahigkeitsziele schliel3en.” (Fischer/de Villepin: 3).

Viertens wird die Einrichtung einer eapdischen Rustungsagentur und die Schaffung
eines europdischen Ristungsmarkts votgagen, um eine vbesserte Abstimmung
der bestehenden Projekte und Starkung der Rustungsindustrie und —forschung zu
erreichen (vgl. Fischer/de Villepin 2002: 4).

Der gemeinsame Konventsbeitrag maaweatlich, dass Deutetand und Frankreich
eine Starkung der militdrischen Fahigkeiten beflirworten, damit die Mitgliedstaaten
gemeinsam auf internationale Sidheitsbedrohungen reagieren koénnen. Die
Ausweitung der VZ auf die ESVRund deren Vereinfachung fuhrt einen
Entwicklungstrend weiter, auch wenn di&€ auf Grundlage des EUV bisher nicht
wirklich angewendet wurde (vgl. sfiihrlich Deubner 1995; ders. 2003). Die
Schaffung einer europaischen Rilstungsagerunter deren Dach Initiativen wie
OCCAR, Lof® oder auch EADS koordiniert werden kénnten, verdeutlichte, dass
durch den effektiven Eiagz finanzieller Mittel korpatible und interoperable

militarische Fahigkeiten aufgebaut werden sollen.

4.4.2. Der Einfluss des deutsch-franzédsischen Beitrags

In der Plenardebatte am 20. DezemB802 wurde im Konvent uber das Thema
»=auldenpolitisches Handeln\ferteidigung*“ diskutiert.

AulRenminister Fischer betonte in sein&eadebeitrag, dass eine erweiterte Union
auch im Bereich ESVP ,mehr Flexibilitatirauche, denn ,(d)ie Union muss alle
notwendigen Mittel mobilisieren kbnnen, um ihre demokratischen Institutionen und
die Zivilbevdlkerung zu schitzen (...).“ (Fischer 2002: 63). Die EU sollte selbst in

® OCCAR (rganisation for Joint Armaments Cooperationnd Lol (etter of Intent sind
intergouvernementale ad-hoc Initiativen, dieesi ersten Schritt hin zur Harmonisierung des
europédischen Ristungsmarktes bilden. Besonders im Rahmen von OCCAR werdendesrschie
gemeinsame Rustungsprojekte betreut, u.a. das Transportflugzeug A400M. Vgl. Schmitt 2001; ders.
2003;www.occar-ea.or@15.1.2004).
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der Lage sein, Aufgaben der Landedeidigung und des Zivilschutzes zu
ubernehmen.

Ebenfalls wies Fischer auf eine Vesserung der militdrischen Fahigkeiten durch
eine effizientere Nutzungnanzieller Mittel hin:

.Die Verteidigungsausgaben der Mitgliedstaaten der Union liegen bei ca. 60% derer der Vereinigten
Staaten, die militarischen Fahigkeiten liegen aber weit darunter. Wir brauchen daher in Zeiten knapper
Kassen nicht mehr Geld fur die Verteidigungngdern die intelligentere Nutzung der vorhandenen
Mittel.“ (Fischer 2002: 63).

Der effiziente Einsatz von finanzielleMitteln war sicherlich fir viele ein
stichhaltiges Argument, da weder Ziefgyfgaben noch Strukturen der ESVP damit
angesprochen wurden, Uber dieit weniger Einigkeit bestand.

Auch der britische Regierungsvertreter Péfain hob hervor, dass eine verstéarkte
Zusammenarbeit zur Entwicklung gemeinsamer militarischer F&ahigkeiten
erforderlich sei, denn, ,(w)e can only badk our foreign policy and be a truly
global force, if we have the physicaleans, the equipment and the manpower.”
(Hain 2002: 14). Von besonderem Interessealabei, Strukturen nicht zu duplizieren
und die ESVP nicht als Alternative zur NATO auszubauen.

Die EP-Abgeordnete Sylvia-Yvonne Kaufmahmgegen merkte kritisch an, ,(...)
dass es nicht Ziel sein kann, die Unioneiner global agierenden Militirmacht zu
entwickeln® (Kaufmann 2002: 45), abei diese Perspektive weder im
Abschlussbericht der AG noch in dem deutsch-franzésischen Beitrag betont wird.
Vielmehr wurde in beiden Dokumenteauf die Wichtigkeit ziviler Fahigkeiten
verwiesen (Barnier 2002: Fischer/de Villepin 2002: 2Klaus Hansch brachte es
dementsprechend treffend auf den Punkt, nmde klarstellte, ,(d)ie Europaische
Union ist keine Weltmacht, aber sie hat — ob wir es wollen oder nicht — die
Verantwortung einer Weltmacht.“ (Hansch 2002: 30).

In der Plenardebatte wurde deutlichsslam Grunde breiter Konsens bestand, die
ESVP zu starken; schwieriger wurde jedoch bei der Frage, wie dies geschehen
sollte und welche sicherheitspolitische Rellsowohl militarisch als auch zivil — die
EU in Zukunft Gbernehmen kann und wWilgl. zur Ubersicht Ehrhart 2002).



64

4.4.2.1. Die Bedeutung des Irak-Krieges

Wahrend im Konvent sicherheits- und verteidigungspolitische Aspekte erortert
wurden, erzeugten die weltpolitischen Ereignisse zunehmenden Handlungsdruck. Die
Uneinigkeit der derzeitigen und kunftigen Bitgliedstaaten Uber eine gemeinsame
Haltung in der Irak-Frage spalteiropa. Die Ereignisse 6ffneten emndow of
opportunity fur die GASP und ESVP, forden die ,Verantwortung einer
Weltmacht* (Hansch 2002: 30). Nutzen wollte und konnte es jedoch niemand.

Im Rahmen eines Treffens zwischen GechSchroder, Jacques Chirac, Jean-Claude
Juncker, Premierminister von Luxemburg, und seinem belgischen Kollegen Guy
Verhofstadt am 29. April 2003 in Brisselgm die vier Staats- und Regierungschefs
eine gemeinsame Erklarung zur EuropaiscBamerheits- und Verteidigungspolitik

ab (vgl. Bacia 2003 a). Bser ,Pralinengipfel* wurde sehr kritisch aufgenommen,

da ausgerechnet die Gegner eines lralsd&imes sich zusammenfanden und andere
europaischen Staaten zumindest von Werbereitung faktisch ausgeschlossen
wurden. In der gemeinsamen Erklarung veualf die ,grundlegende strategische
Prioritat“ (Chirac u.a. 2003: 85) der tsmtlantischen Partnetsaft hingewiesen und
betont, dass die ESVP eine Erganzaogn Transatlantischen Bindnis sei und zu
dessen ,Erneuerung” (Chirac u.a. 2003: &®jtragen koénne. Fur die Arbeit im
Konvent wurde noch einmal unterstrichetie Mdoglichkeit der VZ im Bereich
Sicherheit und Verteidigungnd das ,Konzept einer Europaischen Sicherheits- und
Verteidigungsunion® (Chirac u.a. 2003: 96) den Entwurf aufzunehmen, eine
allgemeine Klausel Uber 8daritdt und gemeinsame Sicherheit einzufihren, eine
europaische Agentur fur die Entwicklung und die Beschaffung militdrischer
Fahigkeiten und ein europdaisches Kgllefir Sicherheit und Verteidigung
einzurichten. In diesen Punkten islie gemeinsame Erklarung inhaltlich
gleichlautend mit dem deutsch-franzébisn Vorschlag im Konvent vom 22.
November 2002.

Neben einer Erhéhung der Investitionia die militarische Ausristurywurde zur
Verbesserung der Fiuhrungskapazitatererhalb der EU under NATO empfohlen,

dass

* Der Bundestagsabgeordnete Christian Schmidt (CSU), verteidigungspolitischer Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagfraktion, pragte diese Bezhimung des Gipfelaffens (vgl.www.christian-
schmidt.de/news.php?id=1%85.1.2004).

* Die gemeinsame Erklarung konkretisiert weiter, dass eine Mitgliedschaft in der ESVU u.a. eine
Beteiligung an der Beschaffung des Transportflugzeuges A400M bedeutet. Insbesondere fir
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»(...) unsere vier Vedidigungsminister die notwendigen Schritte unternehmen, um spatestens bis
2004 ein multinationales verlegbares Kommarmo Fihrung von teilstreitkréaftegemeinsamen
Operationen zu errichten, das auf den bestehenden verlegbaren Hauptquartieren aufbaut.“ (Chirac u.a.
2003: 88).

Waéhrend die vorangegangenen Forderungemig Neues enthielten, deutet der
Vorschlag eines verlegbaren Kommandadogh auf die Zukunftsperspektive einer
europaischen Armee hin. Die ,Schaffunges Nukleus einer kollektiven Fahigkeit
zur Planung und FUhrung von Einséatzen“ ¢@biu.a.: 87) verweist zudem auf ein
von der NATO unabhangigeres Gremium. [@i&&rstellungen, die insbesondere in
GrofRbritannien und den USA auf strikéblehnung stofR3en, sind eine zukinftige
Entwicklungsoption, werden aber in rdgemeinsamen Erklarung bewusst nicht

ausdrucklich angesprochen.

4.4.2.2. Ziele und Aufgaben der ESVP

Die politischen Ereignisse rund um den Irak-Krieg forcierten somit die Frage einer
wirkungsvollen ESVP und zeigten zuglejovie unterschiedlich die Vorstellungen

und strategischen Interessen innerhalb Europas lber Ziele und Aufgaben einer
gemeinsamen sicherheitspolitischen Rolle der EU waren.

Peter Altmaier betonte einerseits,

.(...) dass es in der Irakfrage nicht gelungen ist, zu einer gemeinsamen européischen Position zu
kommen, hat dazu gefiihrt, dass Europa (...) keinen Einfluss auf die amerikanische Position ausiiben

konnte. (...). Europa war in dieser Frage marginalisiert (...)" (Altmaier 2003).

Die ESVP stelle somit die einzige Chardar, dass die europdischen Staaten im
Rahmen der EU auf internationaler Ebene eine mitentscheidende Rolle spielen
koénnten.

Auch Javier Solana, Beauftragter fur @&ASP, forderte auf dem Gipfeltreffen in
Thessaloniki im Juni 2003 eine aktieer koharentere undandlungsfahigere

europaische Sicherheitspolitik, denn

-(W)enn es der Europdischen Union gelingt, zu einem handlungsfahigen Akteur zu vdaden,

besitzt sie das Potential, einen wichtigen Beitrag zur Bewadltigung der Bedrohungen als auch zur

Deutschland ist das A400M-Projekt zu einer finanziellen Herausforderung — wenn nicht sogar zu
einem Desaster — geworden.
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Nutzung der Chancen zu leisten. Eine aktive und handlungsfahige Europaische Union kénnte Einfluss
im WeltmalRstab ausiiben.” (Solana 2003: 114).

Die Besonderheit des europaischemddlls liege dabei in der Verbindung von
militarischen und zivilen Fahigkeiten zurténnationalen Friedensicherung und im
Gegensatz zur USA in einem umfassenderen sicherheitspolitischen Konzept.

Eine Verbesserung der politischen Komiareind militdrischen Fahigkeiten der EU

ist dafur eine wesentliche Voraussetzung, die nach den Einschatzungen der
Gesprachspartner zur Starkung der gesaM#&EenO-Strukturen beitragen wirde. Die
Entwicklung der ESVP sei dementsprechepndohl im Interesse Europas als auch
der USA, denn

-(m)an kann nicht immer die NATO oder die Arik@mer um Hilfe bitten. Europa muss erwachsen
werden und es ist eigentlich auch im Interesse der Amerikaner, einen starken Partner zu haben, der

nicht immer auf amerikanische Hilmgewiesen ist.“ (Meyer 2003).

Joachim Wuermeling hingegen vertrat dileinung, dass eigene Kapazitaten zur
Durchfihrung von Petersberg-Aktionen wehdig seien, denn ,da ist eigentlich
nicht einzusehen, warum wir nur im Gefelder Vereinigten Staaten agieren sollen.”
(Wuermeling 2003). Auf den Punigebracht ginge es um die Frage, ,(W)ie haltst du
es mit Amerika?“ und somit um die langfige sicherheitspolitische Emanzipation
von den USA.

Aber nicht nur die Entwicklung eigener Fahigkeiten ist notig, um die
Glaubwirdigkeit und Handlungdfigkeit der EU als internationalem Akteur zu
starken. So soll nach Ansicht des Auswartigen Amt die sicherheitspolitische
Zusammenarbeit helfen, ,(.Ressourcen sinnvoller und efeziter einzusetzen (...)"
(Auswartiges Amt 2003), wie dies bereifuRenminister Fischer im Plenum des
Konvents gefordert hatte.

Sowohl politische Ziele wie Einfluss und Macdhls auch wirtschaftliche Ziele wie
die Wettbewerbsfahigkeit européischer sRingsguter bilden dabei zwei sich

erganzende Komponenten und Begrindungsmuster.

4.4.2.3. Die verstarkte und strukturierte Zusammenarbeit
Ein besonderes Anliegen von deutschentiRelin war, die VZ und neu eingefiihrte

strukturierte Zusammenarbe(8Z) als ,Evolutivklausel® (Altmaier 2003) in den
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Verfassungsvertrag zu Ubernehmen. Sieebiatis der Sicht aller Gesprachspartner
eine Chance, im Bereich Sicheit und Verteidigung weitergehende
Integrationsimpulse zu geben.

Die SZ schaffe

(-..) ein zusatzliches Level, wo man dann nicht nur starker politikméRig zusammenarbeitet, sondern
auch gemeinsame Gremien entwickelt. (...) (Bigopaische Union kann nur als politischer Akteur
glaubhaft auf der internationalen Bihne auftiet@enn sie sich mit entsprechenden Mechanismen
und Strukturen der Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich ausstattet. Das ist ganz wichtig, sonst

bleibt die Européische Union politisch ein zahnloser Tiger.” (Auswartiges Amt 2003).

Dabei hat die VZ den Vorteil, dass dm Gegensatz zu anderen europaischen
Kooperationen unter dem Dach der Ebit$indet und kein ,closed shop” sei.
Dennoch wird die Chance, die VZ und die 8&zusetzen, skeptisch eingeschatzt.
Zum einen betonte Peter Altmaiegass die SZ ,(...) auf Dauer nur
erfolgsversprechend ist, wenn es gelingtmindest die Polen und Briten (...)
einzubeziehen.” (Altmaier 2003).

Ebenfalls wurde darauf verwiesensdaviehrheitsentscheidungen in der GASP und
der ESVP auf Grund fehlender Komprommsshtschaft weiterhimnwahrscheinlich
seien und beachtet werden misse, ,(..9sddas jetzt nicht ein Europa der zwei
Geschwindigkeiten wird, wo sich dann eik@rngruppe bildet, die eine elitare
Vorfront bildet und die mderen abhangt.” (SBW 2003).

Wie es mit der ESVP und VZ weiter lggn wird, bleibt offen und hochgradig von
externen Ereignissen abhangig; dassveger gehen muss, darin waren sich alle
Gesprachspartner einig.

Sowohl in der deutsch-franzésischentiative, dem Beitrag von Chirac, Schrdder,
Juncker und Verhofstadt als auch in den Gesprachen wurde deutlich, dass eine
Starkung der militdrischen Fahigkeiten der EU unabdingbar ist, um die
Lverantwortung einer Weltmacht* (Hans@®02: 30) ibernehmen und gleichzeitig
finanzielle und personelle Ressourcen dffekutzen zu kénnen. Einer sicherheits-

und verteidigungspolitischen Spaltung innerhalb Eurapas im transatlantischen
Biindnis misse jedoch vorgebeugt werde, damit die ESVP mit einer Starkung — nicht

Schwachung — der NATO einhergehe. Die gemeinsame Ausstattung mit
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militdrischen Ressourcen Ubernimmt dabeine Schlusselstellung ein und

verwirklicht mit dereuropéischen Ristungsagentur @irae Koordinationsstelle.

4.4.3. Die Ergebnisse des Verfassungsvertrages

Ein Vergleich zwischen dem deutsch-zésischen Beitrag und den Regelungen im
VVE zeigt, dass auch im Bereich ESVP wesentliche Kernpunkte umgesetzt wurden,
wenngleich die Formulierungen starker pstihen Absichtserklarungen gleichen
(vgl. Tabelle 2).

Tabelle 2: Umsetzung der deutsch-franzésischen Vorschlage in den

Verfassungsvertrag
ESVP Deutsch-franzdsischer Verfassungsentwurf
Beitrag vom 18. Juli 2003
vom 22. November 2002
Ziele
e Gemeinsame Verteidigungspolitik v v
* ESVU als Stérkung des v Vereinbarkeit mit der NATQ
europaischen NATO-Pfeilers
e Mdglichkeit, die WEU in die EU v i
zu Uberfuhren

Aufgaben
e Petersberg-Aufgaben - 4
e Ubertragung von militarischen
- v

Einsétzen an eine Gruppe von

Mitgliedstaaten
e Beschluss tber militarische Mit Mdglichkeit der Ministerrat beschlief3t

Einsatze einstimmig konstruktiven Enthaltung | einstimmig auf Vorschlag

des Europaischen

AuRenministers
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ESVP Deutsch-franzdsischer Verfassungsentwurf
Beitrag vom 18. Juli 2003
vom 22. November 2002

Verstarkte Zusammenarbeit

Strukturierte Zusammenarbeit

Multinationale Streitkréfte mit v kénnen der EU zur

integrierten Fihrungskapazitaten Verfiigung gestellt werden

e Verwaltung und Ausbildung v -

e Erarbeitung gemeinsamer v )
Doktrinen

e Beschluss zur VZ mit v v

qualifizierter Mehrheit

e  Fahigkeitenprotokoll v v

e Gemeinsame Verteidigung v v

Amt fur Ristung Forschung und

militarische Fahigkeiten

e Schaffung eines europaischen v v

Rustungsmarktes

e Abstimmung bestehender
Projekte, der Ristungsindustrie

und -forschung

Quelle: eigene Zusammenstellung

Nach den Regelungen des Verfassungsvertrages werden fir die (G)ESVP auch in
Zukunft besondere Bestimmungen gelten (¥gt. 1-40 VVE). Die Mitgliedstaaten
stellen der EU die notwendigen zivilen umdlitarischen Mittel zur Verfigung, um
schrittweise eine gemeinsarverteidigungspolitik festzugen (vgl. Art. 1-40 Abs. 2

VVE). Uber die Durchfiihrung einer Missi@ntscheidet der Ministerrat einstimmig

auf Vorschlag des Europaischen Auenminssegl. Art. I-40 Abs. 4 VVE; Art. IlI-

210 Abs. 2 VVE).

Erstmals wird die Moéglichkeit einer tigfen Kooperation von Mitgliedstaaten durch

die SZ (vgl. Art. 1-40 Abs. 6 VVE; Art. 111-213 VVE) eingerautfit Durch diese

%6 Zudem gibt es noch die ,engere Zusammenarbeit* (vgl. Art. [11-214 VVE) in Form einer Beistands-
und Hilfsverpflichtung (Solidaritdklausel) bei einem Angriff auf ein beteiligtes Land dieser
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legen Mitgliedstaaten, die ,(...) ansprgebllere Kriterien in Bezug auf die
militarischen Fahigkeiten erfillen (...) wollen®, Fahigkeitsziele in einem zusatzlichen
Protokoll fest (vgl. Art. 111-213 Abs. 1 VVE). Die SZ steht jederzeit weiteren
Mitgliedstaaten offen, wobei der Mingtat der beteiligten Staaten Uber den
Aufnahmeantrag entscheidet (vgl. Attl-213 Abs. 3 VVE). Missionen der EU
kobnnen  Petersberg-Aufgaben und ,Kafeinsdtze im Rahmen der
Krisenbewadltigung einschlie3lich Friedeschaffender Mallnahmen und Operation
zur Stabilisierung der Lage nach Konflikte(Art. 111-210 Abs.1 VVE) umfassen,
deren Durchfuhrung durch den Rat an e@reippe von Mitgliedstaaten Ubertragen
werden kann (vgl. Art. [11-211 Abs.1 VVE).

Das dem Ministerrat unterstellte, neu geschaffene Europdische Amt fir Ristung,
Forschung und militarische F&ahigkeitent hdie Aufgabe, Fé&higkeitenziele zu
entwickeln und deren Umsetzung zu fgvéfen, auf eine Harmonisierung und
Kompatibilitat der militarischen Mittel hinzuwirken, multilaterale Projekte
vorzuschlagen, Forschungsvorhaben zu enrstiitzen und einen europaischen
Rustungsmarkt zu starken (vgl. Art. 1-ABs. 3 VVE; Art. 111-212 Abs. 1 VVE).

Zusammenarbeit. Sie ermdglicht eine ,gemeinsame Verteidigung®, die in enger Abstimmung mit der
NATO erfolgen soll (vgl. Art. 1-40 Abs. 7 VVE).
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4.4.4. Der deutsche Einfluss duie Fortentwicklung der ESVP

Die Debatte tber die Starkung der ESVPraeudurch die Ereignisse rund um den
Irak zu einem heiklen Thema im Konvenblei der deutsch-franzésische Vorschlag
dazu beigetragen hat, einen wesentlicBehritt voran zu kommen, auch wenn im
Ergebnis nur Entwicklungsoptionen eroffngurden. Der ,Pralinengipfel’ war fur
dieses Anliegen weniger forderlich, @& in erster Liniedie Bedenken Uber ein
antiamerikanisches Kerneuropa schurte (vgl. Busse 2003 b).

Das gemeinsame Positionspapier von Déligsrl und Frankreich stellt dabei eine
schlussige Fortentwicklung der vertraglichen Bestimmungen und politischen Praxis
seit Amsterdam dar. Zu Beginn des Bmjes wird auf die neuen ,globalen
Bedrohungen* verwiesen, die eine Starkung der europaischen
Verteidigungsfahigkeiten enfderlich machen. Diese gemeinsame Situationsanalyse
schafft die Grundlage einerddten Akzeptanz der Vorsclgé, weil die europaischen
Staaten sich nur gemeinsam schitzen kdnBee Entwicklungen der ESVP in den
letzten Jahren zeigen deutlich, dass der Aufbau einer sicherheits- und
verteidigungspolitischen Handlungsfahigkeit der EU in erster Linie von externen
Ereignissen anstatt von Veagsreformen abhéngt, dwn auf3en politischen Druck
auf ein starkeres sicherheitspolitischesfiPder EU ausiben (vgl. Smith 2003: 563).
Die Moglichkeit der strukturierten Zammenarbeit undlie Festlegung eines
Fahigkeitenprotokolls kniipfsowohl an das Eurocotpals auch dasEuropean
Headline Goalon Helsinki (1999) an und fuhrt diebeiden Projekte starker an die
EU heran. Mit dem Vorschlaglie VZ bzw. SZ auch fur die ESVP zu ermdglichen,
ist ein vorlaufiger Hohepunkt ider ,theoretischen Debatterreicht. Bereits heute
bestehen verschiedene Formen destéekten Kooperation innerhalb Europaso

dass sich Differenzierung und Flexibiligieg bereits zu einem ,dauerhaften

°" Der franzésische Prasident Francois Mitterand und der deutsche Bundeskanzler Helmut Kohl
schlugen im Oktober 1991 vor, die seit 1987 bestehende deutsch-franzdsische Brigade in ein
Eurocorp umzuwandeln, an dem sich die Streitkrafte weiterer WEU-Mitglieder beteiligen konnten.
Am Eurocorp beteiligten sich 1999 neben Deutschland und Frankreich Belgien (1993), Spanien
(1994) und Luxemburg (1996) mit einer Gesamttruppenstiarke von 50.000 Soldaten (vgl.
Varwick/Woyke 2000: 133f.).

°8 Dazu z&hlen als die prominesten Beispiele das Europaische Wahrungssystem EWS (1973), die
European Research Coordination Ageritly REKA (1985), das Schengenabkommen (1985/1990),
die WWU (1990/1999), das Sozialprotokoll (1993), das Eurocorp (1991/1993), Europol (1998/1999)
als auch die engere Zusammenarbeit zwischansbkland und Frankreich im Rahmen des Elysée-
Vertrages (1963) und die Kooperation zwischen Belgien, Luxemburg und den Niederlanden im
Rahmen der Benelux-Staaten (1944). Keine dieser Kooperationsformen findet jedoch auf der
Grundlage von Art. 43-45 EUV-A statt. Zur Differenzierung vgl. Deubner 1995.
Im Herbst 2003 starteten die Innenminister von Deutschland, Frankreich, GroRbmitétafien und
Spanien eine gemeinsame Initiative, um im Bereich Innen- und Rechtspolitik starker zu kooperieren.



72

Strukturelement* (Deubner 2003: 24) erdkelt haben. Seit Amsterdam ist die
Moglichkeit der VZ Bestandteil des EU-Rechts und bietet den beteiligten
Mitgliedstaaten die Mdglitkeit, auf die Organe, Vehren und Mechanismen der
Gemeinschaft zurickzugreifen (vgl. tAd3-45 EUV-A; vgl. Janning 1998; ders.
2001). Trotz der Vertragsanderungen in Mizavelche die VZ vereinfacht haben,
blieb eine praktische Anwendung unwahrscheim(vgl. Janning 2001: 158), so dass
bisherige Kooperationen ohne supratitahe Elemente geblieben sind.

Deutschland ist sowohl ein Befurwer der VZ als auch der Stérkung des
européischen Pfeilers innerhalb d¢éATO (vgl. Schmalz 2002 b: 540; 555), um
knappe finanzielle Ressourcen effiater zu nutzen und international im
europaischen Verbund eine wichtigerehsirheitspolitische Rie Ubernehmen zu

kdnnen, denn

-(W)enn Deutschland sich international irgendwo einsetzt und tatig wird, dann macht es natrlich
Sinn, das mit den europaischen Partnern zu machen, um begrenzte Ressourcen mdglichst effizient
anzuwenden. Die europaische sicherheitspolitische Zusammenarbeit (..) soll kein Selbstzweck sein.
Sondern es geht nur darum, auf eine internationale Weltlage zu reagieren und mdéglichst effiziente
Mittel zur Verfugung zu stellen, die komplementdr zu dem sind, was die NATO macht und

komplementar zu dem, was die USA in der Lage zu tun sind.” (Auswartiges Amt 2003).

Die Entwicklung einer einsatzfahigen ESYBt sich fur die deutsche Europapolitik
seit der Bewahrungsprobe wéhrend des Kodtrieges zu einem prioritéaren Ziel
entwickelt (vgl. Schmalz 2002 b: 563). Wahdem Rahmen der 8@ Malo-Initative
Frankreich und Grof3britannien die clserheitspolitische Fuhrung der EU
Uubernahmen, tritt die deutsche Bundesmeog zunehmend als Impulsgeber auf
(vgl. Schmalz 2002 b: 569f.). Dabei l@etdie ESVP die Mdoglichkeit, dass
Deutschland im europaischen Verbund msitherheitspolitisol ,Verantwortung’
Ubernimmt ohne Gefahr zu laufen, wergangene Groldmachtsambitionen zu
verfallen.

Die Starkung eines européaischen Ruagsmarktes wird im Besonderen dazu
beitragen, dass kompatible technische unter@le Grundlagen geschaffen werden
und bestehende Kooperationen (OCCARpl) eine europaische Perspektive
erhalten. Die internationalkonkurrenzfahigkeit europdber Rustungsgiter bildet
dabei einen weiteren Aspekt, der deutscWértschaftsinteressen entgegen kommen

wird. Durch die Einrichtung einer zustagdn RuUstungsagentur wird eine neue
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europaische Koordinationsstelle geschaffiia,in Zukunft wichtige Impulse fur die
gemeinsame Ressourcenentwicklung unelsebaffung geben kdnnte. Gleichzeitig
bleibt die Finanzierung der ESVP umgmeinsamer RuUstungsprojekte weiterhin
besonders fur die deutsche Bundesregierung ein heikles und offenes Thema (vgl.
Wolf 2000: 36).

Die Entwicklung der ESVP im Jahr 2003 zeigidem, dass sich durch die Einsatze

in Mazedonien und in der kongolesischen SBathia mittelfristig eine Starkung und

der Ausbau der sicherheitspolitischen Ralkx EU abzeichnet. Mit dem VVE, der
deutsch-franzdsisch-britischen Annélney am Rande des Brusseler Gipfels im
Dezember 2003 und dem ersten StrategiepapierJavier Solana hat sich nun eine

unerwartete Perspektive fur die @S aufgetan (vgl. Kapitel 5).
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5. Deutschland im Konvent: mér Einfluss, weniger Erfolg?

Wer die Geschwindigkeit des europaischen
Einigungsprozesses kennt, der weil3, dass es wirklich keine
Selbstversténdlichkeit war, in den 16 Monaten ein solches
Ergebnis zu erreichen, und das auch unter Einbeziehung der
Kandidatenstaaten.

Joschka Fischer am 9. Juli 2003 im Plenum des Konvents

Nach 16 Monaten Beratung, 854 Dokunsnund 5995 Anderungsantragen (vgl.
Deutscher Bundestag 2003: 210f.) hatr déonvent seine Arbeit erfolgreich
abgeschlossen, indem er einen Entwurfdfile européaische Verfassung vorlegte. Es
verwundert nicht, dass auf deutscher Seite Zufriedenheit mit den Ergebnissen

Uberwiegt:

-Wir sagen, wir kénnen den Verfassungsentwurf, so wie er ist, unterzeichnen. Wir haben dzenit kei
Schwierigkeiten. Allerdings haben auch wir Konzessionen machen mussen. (...). Dementsprechend
verlangt das auch Opferbereitschaft auf unserer.Seide (Aber) wir wollen das unterzeichnen, weil

wir nicht glauben, dass ein besserer Kompromiss durch neue Verhandlungen entstehen kann. Es

wurde alles gesagt.” (Auswartiges Amt 2003).

Die Haltung der deutschen Bundesregierung zu Beginn der Regierungskonferenz
Anfang Oktober 2003 war dementsprect eindeutig: wer den Kompromiss
aufschnurt, muss auch dafur sorgen, mineuen Kompromiss zu finden. Dass dies
jedoch mdoglich sei, bezweifelte man (vgl. Auswartiges Amt 2003).

Die Umfrageergebnisse desrBharometer sprechen eiinliche Sprache: 62 %

der EU-Blrger untet8tzen die Schaffung einer repaischen Verfassung (vgl.
Eurobarometer 60/2003: f4) Die Offentliche Akzeptanz des VVE beinhaltet das
Potential eines ,europaischen Verfassyagsotismus’, der die Vielfalt Europas
achtet und die Bildung eines Stailkes als Vorraussetzung einer
Verfassungsgebung ersetzt. Den Ubergang von einer ,legal constitution“ zu einer

.living constitution* (Wessels 2003: 284) zu unterstitzen, sollte dabei im weiteren

% Die Europaische Kommission hat eine separate Umfragestudie zum Konvent in Auftrag gegeben.
Deren Ergebnisse machen ein zwiespaltigeres Bildlide, da nur knapp die Halfte (45 %) in der
EU-25 davon gehort haben, dass der Konvent Uberhaupt eine Verfassung erarbeitet (vgl. Flash
Eurobarometer 142/2003: 6).
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Interesse deutscher Europapolitik liegen, dien Blrger nach Europa mitzunehmen.
Wenn die EU mit den notwendigen t&oheidungsstrukturen und Ressourcen
ausgestattet ist, um gute und sinnvollddit leisten zu kénnen, dann werden auch
die EU-Burger den Sinn und Zweck der europaischen Einigung spuren.

Die Tatsache, dass alle deutschen Ingtitigin, die am Konventsprozess beteiligt
waren, den Verfassungsvertrag befuneor spricht fir eine einfluss- und

erfolgreiche Verhandlungsfiihruifg
Welche Ergebnisse lassen sich fur dentschen Einfluss im Konvent festhalten?

1) Durch die inhaltliche Annaherungwischen deutschen und franzésischen
Positionen, die sich bereits mit den Red®n Joschka Fischer und Jacques Chirac
gezeigt hat und die im Rahmen des Kartee durch die gemeinsamen Initiativen
konzentriert weitergefiihrt wurde, konntesesentliche deutsche Reformanliegen im
Bereich Institutionen und ESVP verwirldit werden. Von Vorteil war, dass sich
sowohl die deutschen als autanzdsischen Vorstellung zfinalité politiquebereits

in einem langeren Diskussigezess miteinandauseinandergestthatten und auf
beiden Seiten eine Offnung besteheridstbilder und Begfflichkeiten stattfand.

Die von einigen Seiten kritisierte ,Strategie der pragmatischen Kompromissbildung*
(von Oppeln 2003: 17) stellte dabei eine Chance dar, gemeinsame Positionen zu
formulieren. Sowohl die symbolische kkung der deutsch-franzdsischen Beitrage
als auch die inhaltliche Kompromisklung waren eine Vorraussetzung, um in
einem komplexen Verhandlungsprozess sut verschiedenen Akteursinteressen
Einfluss auszuliben. Dabei ist es selbstt@ndlich, dass in einem Kompromiss nur
Teile der eigenen Forderungen verwirkliaverden kénnen, nach dem Motto: ,Wir
bekommen X, und ihr bekommt dafur Y’. Nichi unterschéatzen ist dabei, dass mit
Fischer und de Villepin zwei prominentinflussreiche, in manchen Punkten auch
.eitle’ Personlichkeiten die Gelegenheitnggzt haben, die Deba inhaltlich und
strukturell zu fuhren. Ohne die ¥Aderbelebung der deutsch-franzdsischen

Partnerschaft, ob nun aus strategischekifader wirklicher Verstandigung, ware

% Sijcherlich waren auch andere Interpretationen’ denkbar, z.B. dass eine starke pro-européische
Grundeinstellung der politischen Elite Deutschlands fur eine geringere Kritikfahigkeit sorgt.
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ein wesentlicher Einfluss Deutschiés auf den Diskussionsprozess und die
Konventsergebnisse nichorstellbar geweséh

Dennoch haben besonders bei der Frdge ESVP die desth-franzdsischen
Initiativen durch die Umstande des Irak-Kjés einen zweideutigeren Effekt gehabt.
Sie haben gezeigt, dass die Zusammenasbalenweise Gefahr lauft, den Eindruck
von Exklusivitat und Antiamerikanismus zrwecken. Umso dringlicher ist es,
GrofRbritannien als wichtigsten sicherheitgmthen Partner ider EU einzubinden.
Wenn Deutschland, Frankreich undGroR3britannien gemeinsam eine
Weiterentwicklung der ESVBnterstitzen, scheint eimttelfristige Umsetzung der
Reformen sehr wahrscheinlich. Besorsdemit Blick auf die EU nach der
Erweiterung sollte deutlich werderdass die Zusammenarbeit mit Frankreich
grundlegend fur den Fortgang der europdsckinigung ist, gleichzeitig es aber
nicht mehr ausreichen wirdgich bilateral abzustimmen, um erfolgreich Einfluss
auszuuben.

2) Mit der Zusammensetzung der ,deitsn Delegation’ hat man wichtige
Personlichkeiten in den Konvent entsardié, zum Teil bereits Erfahrungen mit der
Konventsmethode gesammelt haben. Zudem unterstrich die deutsche
Bundesregierung mit der Nachnominierumgn Aufl3enminister Fischer, welche
besondere Bedeutung man der Konventsalde@mal. Fischers Anwesendheit sorgte
naturlich auch dafur, unlsame Konventsergebnisse zu verhindern. Insbesondere
das kontinuierliche Engagement dedeutschen Aul3enministers in der
Finalitatsdebatte hat der Bundesregierumgugiverwechselbares europaisches Profil
verliehen. Ebenfalls hat die Zusammeeat und Arbeitsteilung innerhalb der
,deutschen Delegation’ azu beigetragen, im gesant Konventsprozess eine
koh&rente Linie zu vertreten und die inpelitische Rickbidung der Diskussion
und Ergebnisse zu starken. Der eupmpgische Grundkonsens der deutschen
Parteien, der beispielhaft in dem SPDOtaetrag und dem CDU-Papier aus dem Jahr
2001 deutlich wird, hat dafur gesorgt, dadken ausgetragene Streitigkeiten Uber
deutschen Forderungen ausblieen

3) Die Konventsmethode bietet an sich wesentliche Vorteile gegenitber grof3en

Reformgipfeln. Eine langere Verhandlupbase, die unter den Augen und Ohren der

1 Auch fiir die franzésische Seite war der Einfluss auf den Konventsprozess und die -ergebnisse
durch die Zusammenarbeit mit Deutschland positiv.

%2 Bei Teilaspekten wie ,Einstimmigkeit bei Asylfragen und Zugang zum Arbeitsmarkt von nicht EU-
Birgern’ und ,Gottesbezug in der Verfassung’, die nicht im Fokus dieser Arbeit liegen, traten jedoch
starkere Differenzen zwischen SPD und CDU/CSU auf.
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Offentlichkeit stattfindet, bietet die Mogh&eit, Uberzeugungsarbeit zu leisten und
informellen Einfluss durch ,Deliberatiorauszutiben. Verfassungsgebungsprozesse
beziehen die Legitimitat und die Gultigkeitrer Verhandlungsergebnisse u.a. aus
einem ,gerechten Interessensausgleiaimd der o6ffentlichen Akzeptanz der
Ergebnisse, die durch die Arbeitsweise Kmnvent geférdert wurden. Gleichzeitig
zeigen sich jedoch auch Grenzen diesethidide, da eine nachhaltige Verstandigung
Uber wichtige Reformpunkte mit anderenitgfiedstaaten nicht erzielt werden
konnte. Denn die Uberzeugungskraft des ,oessérguments’ liegt in einer ,nicht
idealen Sprechsituation’ wie dem Kome(und der Regierungskonferenz) im
Ermessen des Betrachters (vgl. Kapitel 6).

4) Die Fahigkeit und Bereitschaft deutscHeolitiker, die Finalitdtsdebatte aktiv
mitzugestalten, zeigt, dass durch ,Diskgestaltungsmacht’ ein wesentlicher
Einfluss auf die Reform der EU ausgeiibt werden konnte. Das Konzefraoh#sg
bietet dabei eine Ergadnzung zur alyse von Verhandlungsergebnissen und
verdeutlicht, wie sich Positionen inngeren Diskussionsprozessen verschieben
konnen. Durch die Verknupfung der Reform der Institutionen mit der
bevorstehenden Erweiterung wurde eine konsequente Argumentation ermoglicht. So
wie die Union von neuen Mitgliein verlangt, den bestehendescquis
communautaireu Ubernehmen, misste die EU ibgats erweiterungsfahig werden.
Die Fortentwicklung der ESVP wurde in einen stringenten Zusammenhang mit
neuen, internationalen Sicherheitsbedrohanggesetzt. Die weltpolitische Lage
fordere von der EU eine aktivere sidmeits- und verteidigungslitische Rolle.
Dabei Gbernahm nicht nur der Hinweisf alie ,Verantwortung einer Weltmacht*
(Hansch 2002: 30), sondern auch die effiziente Nutzung knapper, finanzieller
Ressourcen eine entscheidefdmktion in der Diskussion.

5) Die Ergebnisse des VVE spiegedinen grundlegenden Einfluss und Erfolg
deutscher Positionen wieder.

Bei der Neugestaltung des institutionell&leichgewichts wurde wesentliche
Forderungen der deutschen Seite usegd. Dazu zéhlen die Wahl des
Kommissionsprasidenten durch das EP, die Ausweitung von
Mehrheitsentscheidungen und des Miseheidungsverfahrens des EP und die
Schaffung eines Europaischen Aul3ennté@is Diese Kernforderungen deutscher
Europapolitik konnten mit der Unterstitzufgankreichs verwirktht werden. Im

Rahmen des deutsch-franzdsischen Kiammpsses erschien es angemessen, der
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franzésischen Forderung nach einem hauptamtlichen Prasidenten des ER
nachzugeben, zudem dieses Amt im Kannieraereits friher auf positive Resonanz
gestol3en ist. Das Leitbild einer bundaasiichen Ordnung der EU bleibt dennoch
weiterhin eine Entwicklungsoption.

In Bezug auf die Einfihrung der ,doglpen Mehrheit’ wird jedoch ein
zwiespaltigeres Bild erkennbar. Einersditast das deutsche ,Schweigen” (Hansch
2003 a: 4) bei dieser Frage dazu beiggtra dass die ,doppelte Mehrheit’ Gberhaupt

in den Verfassungsvertrag aufgenommen wurdindererseits sollte sich auf dem
Gipfeltreffen in Briissel deutlich zeigen, dass diese Anderung fiir Polen inakzeptabel
ist. Die ,doppelte Mehrheitsoll in erster Linie die Handlungsfahigkeit der
erweiterten Union, nicht die deutee Dominanz in der EU, starkénSogar die
franzosische Regierung, dessen Prasi@dmtac in Nizza noch vehement gegen das
neue Entscheidungsverfahren gekampft hattégrstitze diese. Eine Alternative zur
,doppelten Mehrheit’, um die inneréHandlungsfahigkeit der EU nach der
Erweiterung nicht nur zu erhalten, sondexach zu steigern, ist zur Zeit nicht
denkbar — auf3er man beflirwortet eine greitDifferenzierung und Flexibilisierung

des Integrationsprojektes (vgl. Kapitel 6).

Auch die Ergebnisse zur ESVP zeigen, dass die deutsche Europapolitik seit dem ER
1999 in Koln aktiv eine Fortentwicklung und Starkung decherheits- und
verteidigungspolitischenRolle der EU fordert. Mit der Einrichtung einer
europaischen RuUstungsagentur und dédglichkeit, die VZ/SZ im Bereich
Sicherheits- und Verteidigungspolitik zunutzen, wird die EU durch ihre
Mitgliedstaaten einsatzfahige und kompkimilitarische Ressourcen erhalten. Fur
die GASP und ESVP wird der EuropaiscAul3enminister inZukunft wichtige
Impulse geben konnen, auch wenn eine intergouvernementale Struktur auf
unabsehbare Zeit erhaltdoeiben wird (vgl. Wagne 2003: 578). Die aullere
Handlungsfahigkeit der EU, die sich berefig den Einsatzen in Mazedonien und in
der kongolesischen Stadt Bunia gezeigt Wat] zunehmen, wenn der VVE (und die
entsprechenden Protokolle) umgesetzt werden. Mit der Einigung zwischen
Deutschland, Frankreich und GrofRbmitégen Uber den Ausbau der europaische
Verteidigungspolitik Ende November 2003 hat die ESVP mittelfristig eine neue

Perspektive erhalten. Bundeskanzler 8der und Prasident Chirac vereinbarten

83 Zukiinftige demographische Veranderungen innerhalb der EU kénnten zudem dazu filhren, dass der
deutsche Einfluss durch die Einfuhrung der ,doppelte Mehrheit’ langfristig abnidemandere
Mitgliedslander einen stéarkeren Bevdlkerungszuwachs haben werden als Deutschland.
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zusammen mit Premier Blair u.a. denfdau einer EU-Eingreiftruppe (ca. 1.500
Mann), die Nutzung der SZ und die Unterzeichung eines neuen
Fahigkeitenprotokolls (vgl. Wernick€003 a). Die Erweiterung der deutsch-
franzosischen Zusammenarbeit um Grol3bnian ermdglichte dzei erst, dass ein
Kompromiss erzielt werden konnte uneine starkere sicherheits- und
verteidigungspolitische Rolleler EU nicht als antiamerikanisches Gegengewicht
wahrgenommen wird (vgl. Schuller 2003)éhrend man Grof3batnien in die
Kernforderungen einbinden konnte, bleiBblen weiterhin die zweite kritische
Grolke, die den deutsch-franzosistheé/orschlagen zur ESVP ablehnend
gegenubersteht.

Die Annaherung zwischen Deutschland,rfkr@ich und Grof3britannien als auch das
von Javier Solana Anfang Dezember vorgede(und Uberarbeitete) Strategiepapier
machen deutlich, dass die EU in mittisifiger Zukunft eine wichtigere Rolle im
internationalen Krisenmanagement, d.h. abehKampfeinsatzen, spielen wird. Die
Spaltung der europaischen Staaten im tak-Krise hat somit den positiven
Nebeneffekt gehabt, dass man im Berd&3VP (und GASP) Fasthritte erzielen
konnte (vgl. Bacia 2003 e).

Die Frage, ob und welchen Einfluss dagdaeérvereinte Deutschland in Europa und

in der EU hat, wird auch weiterhidie politische und wissenschaftliche Debatte
beschéaftigen. Weitere Analysen solltesich dementsprechend mit folgenden
Aspekten beschaftigen, um eine mdglichst klare Antwort auf diese Frage zu erhalten.
Der Zusammenhang zwischen Macht, Einfluss und Erfolg erscheint weiterhin
ambivalent. Mehr formale Macht bedeutet nicht, mehr Einfluss zu haben; mehr
formale Macht zu fordern, bedeutet keindisfamehr Einfluss zu erhalten; und mehr
informeller Einfluss bedeutet nicht, dassendlich erfolgreich zu sein. Das
Zusammenspiel von informellem Einfluss (,Diskursgestaltungsmacht’), der
Forderung nach mehr Macht und dem Erfetin Reformpolitiken bleibt in hohem
Maf3e von dem situativen Kontext und dem Politikfeld abhéangig. Weitere Studien
bieten die Mdglichkeit, mehr Licht in eées Zusammenspiel anhand von politikfeld-

und akteursspezifisch&h Fallstudien zu bringenZudem bietet die erneute

% Obwohl alle am Konvent beteiligten deutschestitationen sehr zufrieden mit den Ergebnisses des
VVE sind, wirde eine akteursspezifische Detailgs® Aufschluss dariiber bieten, inwieweit z.B.
die deutschen Lénder ihre Interessen durchsetzen konnten und ob die deutsche Bundesregierung die
Forderungen der Lander als Verhandlungsvorteil nutzen konnte. Denn Schneider/Bailer weisen
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Vertragreform die Mdoglichkeit, einen weren empirischen Mosaikstein Uber die
.indirect institutional power* (Bulmer 199774) Deutschlands zu erganzen, indem
das neue institutionelle System einer vergleichenden Analyse unterzogen wird.
Ebenfalls sollte der Konventsprozess eigenaueren landerergleichenden Analyse
unterzogen werden. Um die Frage nach Mactt Einfluss zu vertfen, bieten sich
verschiedene Kombinationen an Mitglieastten an. In Bezug auf die Differenzen
Uber die Einfuhrung der ,doppelten Mehrhedrscheint ein Vergleich zwischen
Deutschland, Frankreich, Polen und gegebalis Spanien angebracht. Eine weitere
Kombination wére eine vergleichende Aysd mit einem grof3en (z.B. Deutschland)
und einem kleinen (z.B. Luxemburg) Mitgliedsl&hdum mégliche Unterschiede
zwischen formaler Macht und informellem Einfluss aufzuzeigen. Von besonderem
Interesse konnte zudem eine Gegenuberstellung der Verhandlungspositionen und
Einflussmdglichkeiten von alten und neuged-Mitgliedern sein, um den mdglichen
Sozialisationseffekt der EU-Miligdschaft zu verdeutlichen.

In der vorliegenden Arbeit hat siclezgigt, dass die Verbindung von Prozess- und
Ergebnisanalysen Chancen bietet,ne@ umfassenderen Einblick in die
Besonderheiten von Verhandlungen aufropédischer Ebene zu erlangen. Der
Konvent zur Zukunft Europas bietet durskine spezielle Struktur und Methode
Anhaltspunkte, um in einer Detailanalyder Gleichzeitigkie und ,Kombination von
deliberativen Elementen mit klasdsm zwischenstaatlichem Bargaining”
(Goler/Marhold 2003: 328) nachzugehenr damit verbundene Perspektivwechsel,
dassarguing und bargaining nicht einander ausschBende Verhandlungsmuster
sind, bietet eine AnknUpfung an die ssenschaftliche Debatte zwischen
rationalistischen und konstruktivistischen Ansatzen (vgl. u.a. Keck 1994; Mduller
1994; Risse 2003; Zangl/Zurn 1996; vgl. zur EU Elgstrom/Jonsson 2000). Die EU
und insbesondere der Konvent als kompte Verhandlungssystem bieten dabei
umfangreiches Material, um Antwortexuf die Frage der Grundlagen fir und der
Wahl zwischen Verhandlungsmodi zu finden.

Das Ergebnis der vorliegenden Arbeit, dasstsighe Europapolitik im Rahmen des
Konvents einfluss- und erfolgréiovar, wirft zwangslaufig die Frage auf, ob es sich

dabei um einen ,neuen’ Trend handelte Murchsetzung deutscher Forderungen zur

darauf hin, dass die Abstimmung mit den Landsne ,institutionelle Hurde" (vgl. Schneider/Bailer
2002: 56) in EU-Verhandlungen darstellen kann.

% Schneider/Bailer haben mit ihrer Studie belegssdgerade Luxemburg einen wesentlichen Einfluss
auf die européische Sach- und Personalpolitik hat (vgl. Schneider/Bailer 2002: 53).
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Aussetzung des Wachstums- und Stabilitdtsgsasetzen eine Entwicklungstendenz
deutscher AufRenpolitik fartdie starker um die Beriicksichtigung nationaler
Interessen kampft. Dabei stellt sich diead®, ob die deutsche Europapolitik nach
einer Phase der ,Pragmatisierung’ in eimeue ,Phase des Wandels’ Uibergeht, wo
nicht nur verbal nationale Interesses estérkere, handlungstende Rolle spielen
(vgl. zur Ubersicht Schneider/Jopp/Schm2002). Sollte die ,doppelte Mehrheit’ in
absehbarer Zeit dennoch zum neuen Ewisicimgsverfahren in der EU werden,
ergeben sich fir die Prognose und Analyse Macht und Einfluss Deutschlands in
der EU neue Aufgabenfelder.

Nach dem Scheitern des VVE auf dem Briess€@ipfel erscheint eine weitergehende
Beschaftigung mit der Arbeit des Komte zur Zukunft Europas als auch dem
deutschen Einfluss auf die Reform der Eichso dringlicher. Denn wie bereits
Giscard d’ Estaing seine Kolleginnen uiallegen aufforderte, sollte auch dem
Forschenden ,(...) der Erfolg unserer Aalbg leidenschaftlich am Herzen liegen
(...)* (Giscard 2002: 16).
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6. Der Brisseler Alptraum

Aber wir sind noch nicht am Ende, es kann auch noch
negative Ergebnisse geben. Nun, was wirde das bedeuten?
Es wirde zwar nicht bedeuten, dass Europa zum Stillstand
kommt, sondern dass das Europa der 25 und mehr groR3e
Probleme bekame, dass das Instrument der verstarkten
Zusammenarbeit oder sogar einzelne Fortschritte, d.h.
Kernbildung, auRerhalb stattfinden.

Joschka Fischer am 30. Mai 2003 im Plenum des Konvents

Auf der Regierungskonferenz am 13. DezemP003 in Brissel ist der VVE bis auf
weiteres gescheit8ft Die spanische, und insbesorglalie polnische Regierung
,\weigerten’ sich, die im VVE ab 2009 vorgesehene ,doppelte Mehrheit’ als
Grundlage der Entscheidungsfindung im t/Rinisterrat zu akzeptieren. Die
deutsche, und insbesondere die franzésische Regierung bestanden jedoch darauf,
dass in der erweiterten EU Beschlussenaleratischer und effizienter zustande
kommen mussten. Nach dénssagen von Aul3enminister Fischer sei die Einfihrung
der ,doppelten Mehrheit’ fur Bén ein ,ganz wichtiger Punkt® (zit. nach Wernicke
2003 b), der nicht vertagt werden konmkenn, die erweiterte Union musse Uber
.Gestaltungsmehrheiten” anstatt ,Bla@demehrheiten® verfigen. Bundeskanzler
Schréder wies ausdricklich in der Préssderenz nach dem Beitern des Gipfels
darauf hin, wie beachtlich es sei,sdaFrankreich die Bfihrung der ,doppelten
Mehrheit” fordere, denn diesesVerfahren wirde Deutschland als
bevolkerungsreichstes Mitgliedsland deld enorm starken. Die polnische Haltung
hat man in dieser Frage scheinbar weni hartnackig eingeschatzt. Dass die
,doppelte Mehrheit’ fiir Polen inakzepltst, war allerBeteiligten bekanfif. Dass

der polnische Ministerprasident Miller bei dieser Frage so unnachgiebig sein wirde,
scheinbar nicht. Ebenfalls hat man vessaumt, im Konvent mit den polnischen
(Europaministerin  Danuta  HUbner) undspanischen Regierungsvertreter

(AuRBenministerin Ana Palacio) vorab zuldn, inwieweit die Ergebnisse des VVE

% Dass der VVE nicht ohne Anderungen durch die Staats- und Regierungschefs angenommen werden
wirde, zeigte sich schon kurz nach Beginn der Regierungskonferenz Anfang Oktober 2003. Die
Neuerung, dass der Rat in seiner LegislativfunkiioBukunft 6ffentlich tagen soll, wurde als erster
Punkt gestrichen (vgl. Stabenow 2003 e).

%7 Die polnische Opposition brachte dies mit derkwigsvollen Formel ,Firr Nizza sterben’ auf den
Punkt.
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in Polen und Spanien Unterstutzunghdien. Die Kompromissvorschlage der
italienischen Prasidentschaft, wonacls @&volkerungsquorum auf 66% hatte herauf
gesetzt werden sollen, um eine Sperrmtébfir Spanien und Polen zu ermdglichen,
fanden keine Zustimmung. Demnach folgte der Abbruch der Regierungskonferenz
auf deutscher und franzésischer Seite dem Motto lieber keine Verfassung, als eine
schlechte Verfassung'.

Das Scheitern des Gipfels ist fur die deh&s&uropapolitik ein herber Rickschlag

und zeigt, dass man trotzt einfluss- undblgreicher Mitgestaltung im Konvent
schlussendlich das Ziel einer européisn Verfassung nicht erreichen konnte.

Wie kénnte es nun weiter gehen? WelchaemeHerausforderungen warten auf die

deutsche Europapolitik?

Zukunftsperspektiven

Ob der Verfassungsvertrag in absehbateit doch noch angenommen wird, ist
weiterhin offen. Daswindow of opportunityist zumindest recht kurz: Mit der
Ubernahme der irischen PrasidentsthafJanuar 2004 beginnen die Verhandlungen
Uber den neuen Finanzrahmen der EU (200%3), die bereits voden Nettozahlern

als Druckmittel vorgebracht wurd®n Auf dem ersten Treffen des ER am 25. und
26. Mérz 2004 wird aller Voraussicht naokine Entscheidung tber den VVE fallen,

da zur selben Zeit in Spanien Parlamematsen sind. Nach dem Beitritt der zehn
neuen EU-Mitglieder am 1. Mai und d&uropawahlen Anfang Juni 2004 beginnt
bereits im Juli die niederlandische Ratsprasidentschaft. Die Niederlande haben
bereits zwei groRe Vertragsrevisionen (Maastricht und Amsterdam) unter inrer Agide
zu einem erfolgreichen Abschluss gebracht. Dennoch fallt die niederlandische
Prasidentschaft mit dem Asantritt der neuen Komssion und dem Inkrafttreten

der Nizza-Regelungen zum 1. Novembei020n eine Umbruchphase, die sich
negativ auf die Annahme des VVE auswirkgimnte. Es scheint, dass sich erst im
Dezember 2004 das weitere Schicksal der europaischen Verfassung — Traum oder
Wirklichkeit — entscheiden wird (vgl. Stabenow 2003 f).

® Deutschland, Frankreich, Schweden, GroRbritannien, Osterreich und die Niederlande forderten in

einem gemeinsamen Brief an Kommissionsprasident Romano Prodi ein Einfrieren der
durchschnittichen Ausgaben an die EU auf dem derzeitigen Niveau, d.h. 1% des
Bruttonationalproduktes (vgl. Siddeahe Zeitung vom 16. Dezember 2003).
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Nach dem Scheitern des VVE wird derri@k zur Differenzierung” (Deubner 2003:

30) zunehmen, wenn am 1. Mai 2004 zehn niditgliedstaaternder EU beitreten.
Bereits wenige Tage vor dem Gipfel wurde mit der Schaffung eines Kerneuropas
gedroht, wenn der VVE nicht angenomnvegrden sollte (vgl. Wernicke 2003 b).

Die wiederbelebte Debatte (ibeine starkere Differemzrung und Flexibilisierung

des Integrationsprojektes greift vermatene Aspekte der VZ auf. Durch die
Zusammenfiuhrung bestehender Kooperationsformen (z.B. WWU, Schengen) und die
Annahme des VVE durch diesen Krean Mitgliedstaaten konnte sich ein
Kerneuropa parallel zum bestehenden®&tht bilden. Als geschlossener Kreis von
ausgewahlten Mitgliedstaaten ware diggloch eine Gefahr fir das gesamte
Integrationsprojekt, da efie europaischen Institutionanarginalisieren und die EU

in ein machpolitisches Zentrum und losgabundene Peripheri¢gilen wirde (vgl.

u.a. Algier/Emmanoulidis/Marhun 2003: 6f.).

Eine weitergehende funktiolea politikfeldspezifische Differenzierung innerhalb des
EU-Rechts durch die Nutzungrd¢Z bote hingegen die Bglichkeit, kurzfristig die
Handlungsfahigkeit der EU in speziellen Fkbereichen zu steigern (z.B. ESVP).
Dieses Modell wirde Teilaspekte voRischers und Chiracs Ideen eines
.Gravitationszentrums* bzw. einer ,Avagdarde” aufgreifen und verwirklichen. Die
kontinuierliche Ausweitung des Teilnehmegises als auch die mittelfristige
Perspektive, diese Formen der VZ in deeguis communautaireu uberfuhren,
sollte dabei ein prioritares Ziel deutscHeuropapolitik seinDie Fortentwicklung

der ESVP und die Mdglichkeit, dass duratf3enpolitische ,out-put performance”
(Kohler-Koch 1999: 4) das europaische li@tsgefihl gestarkt wird, werden fur
diese Entwicklung ein entscheidendera@®nesser sein. Dabei wird die EU ihr
aul3en-, sicherheits- und verteidigunggEahes Profil unter einem enormen
internationalen Problem- und Erwartungsdirfioden missen. Deutschland sollte in
diesem Prozess mit der notwendigen Sensibilitat und ausreichendem Pragmatismus
seine europdaischen undamsatlantischen Partner davon uberzeigen, dass die EU
einen eigenen Beitrag zur Sicherkeiind Verteidigungspolitik leisten kann.

Die Hoffnung, dass der VVE im Dexmber 2004 angenommen wird, bleibt.
Vorderstes Anliegen deutscher Europ@pol und engagierter Européer sollte
demnach sein, weiterhin Uberzeugungsarbaitleisten, anstatt mit der Schaffung

eines Kerneuropas oder finanziellenrkiingen gegeniber der EU zu drohen. Wie
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sich u.a. mit der Arbeit im Konvent geigt hat, sollten Bescheidenheit und die
Jeisen Tone’ die vorrangigepeutschen Tugenden’ in Europa sein, um erfolgreich
Einfluss austben zu kénnen.

Die Vollendung der Einigung Europas ist mit dem Vertrag einer Verfassung fur
Europa keinesfalls am Ende der ,congittnal road” (Shaw 1999: 596) angelangt.
Nach dem Scheitern des Brusseler Gipfethtstie EU und mit ihr alle derzeitigen

und kiunftigen Mitgliedstaaten vor einer sébrigen Phase, in der es nun um die
Verwirklichung eines Traumes gehen wirlll zu grof3e Sorgen sollten wir uns
deshalb jedoch nicht machen, denn — men zuweilen im Auswartigen Amt hort —

sind die Krisen in der Europaischen Einigungsgeschichte wie das Salz in der Suppe;

man muss nur aufpassen, dass es nicht zu viel wird.
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Abkurzungsverzeichnis

AdR

AG
BVerfG
ECOFIN
EEA

EG
EGKS
EP

EPG
EPZ

ER
EUREKA
ESVP
EU
EuGH
EUV-A
EUV-N
EVG
EWG
FAWEU
GASP
GD

Lol

MdB
MdEP
MdL
NATO
OCCAR
SACEUR
VVE

Ausschuss der Regionen

Arbeitsgruppe (im Konvent)

deutsches Bundesverfassungsgericht
European Council of Finances

Einheitliche Européische Akte

Europaische Gemeinschaft(en)

Européische Gemeinschatt fir Kohle und Stahl
Européaisches Parlament

Europaische Politische Gemeinschaft
Europaische Politische Zusammenarbeit
Européischer Rat

European Research Coordination Agency
Europaische Sichegits- und Verteidigungspolitik
Europaische Union

Europaischer Gerichtshof

Vertrag uber die Europaische Union in der Fassung von Amsterdam

Vertrag Uber die Europaische Union in der Fassung von Nizza
Europaische Verteidigungsgemeinschaft
Europaische Wirtschaftsgemeinschaft

der WEU zugeordnete Streitkrafte

Gemeinsame Aul3en- und Sicherheitspolitik
Generaldirektion(erger Européischen Kommission
Letter of Intent

Mitglied des Deutschen Bundestag

Mitglied des Européischen Parlaments

Mitglied des Landtags

North Atlantic Treaty Organization

Organisation for Joint Armaments Cooperation
Oberster Alliierter Behlshaber der NATO in Europa

Entwurf eines Vertrags Uber ne Verfassung fur Europa in der

Fassung vom 18. Juli 2003
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WEU Westeuropdaische Union
WSA Wirtschafts- und Sozialausschuss
Wwu Europaische Wirtdafts- und Wahrungsunion



88

Quellenverzeichnis

Barnier, Michel 2002: Schlussberiater Gruppe VIl ,Verteidigung“ vom
16. Dezember 2002, CONV 461/02, dokumentiert in: Fischer, K. 2003.

Blair, Tony/Chirac, Jacques 1998: ErklAg zur europaischen Verteidigung am
4. Dezember 1998 in Saint Malo, abgedruckt in:
Internationale Polik 1999/2-3, 127-128.

Blair, Tony 2000: Europe’s Political Futi Rede in der polnischen Bérse am
6. Oktober 2000, erhéltlich unter:
www.britischebotschaft.de/en/news/items/001 (& 1.2004).

Blair, Tony/Aznar, José Maria 2008he Union Institutions. Beitrag vom

27. Februar 2003, unveroffentlicht.

Bocklet, Reinhold/Schéauble, WolfgarP01: Vorschlage von CDU und CSU flr
einen Europaischen Verfassungsveytkem 26. November 2001, erhaltlich

unter:
www.cdu.de/presse/archiv-2002fepa-verfassungsvertrag.pdf.1.2004).

Brok, Elmar 2002: Redebeitrag im Plenum des Konvents am 20. Dezember 2002, in:
Plenardebatte zum Thema ,Aul3enpatitiss Handeln und Verteidigung“ im
Konvent zur Zukunft Europas am 20. Dezember 2002, Brissel, 28,

dokumentiert in: Fischer, K. 2003.

Brok, ElImar 2003 a: Redebeitrag im len des Konvents am 20. Januar 2003, in:
Plenardebatte zum Thema ,Die Fuokisweise der Organe” im Konvent zur
Zukunft Europas am 20./21. Januar 2003(isBel, 15-16, dokumentiert in:

Fischer, K. 2003.

Brok, Elmar 2003 b: Der Konvent — eine Chance flr die europdaische Verfassung, in:

Integration, 26:4, 338-344.


http://www.britischebotschaft.de/en/news/items/001006
http://www.cdu.de/presse/archiv-2002/europa-verfassungsvertrag.pdf

89

Bury, Hans Martin 2003: Europa wgia mehr Demokratie vom 28. Juli 2003,

unveroffentlichtes Manuskript, Berlin.

Chirac, Jacques 2000: Unser Europaddreor dem Deutschen Bundestag am
27. Juni 2000, erhéaltlich unter:
www.bundestag.de/blickptarch _bpk/chiracl.htr(15.10.2003).

Chirac, Jacques/Juncker, Jean-Claucd®/@&ler, Gerhard/Verhofstad, Guy 2003:
Gemeinsame Erklarung Deutschlandsrikreichs, Luxemburgs und Belgiens
zur Européischen Sicherheits- undriéedigungspolitik am 29. April 2003 in
Brussel, abgedruckt in: Inteationale Politik, 9/2003, 85-88.

Dehaene, Jean-Luc 2002: Schlussther der Gruppe VII ,Aul3enpolitisches
Handeln* vom 16. Dezember 2002, CONV 459/02, dokumentiert in: Fischer,
K. 2003.

Delors, Jacques 2000: Foderation der Natiaaaten. Interview ier franzdsischen
Zeitung Le Monde am 19. Januar 2000, abgedruckt in: Internationale Politik,
8/2000, 82-84.

Europaische Kommission (Hrsg.) 2001: &sarometer 56, Briissel, erhaltlich unter:
http://europa.eu.int/comm/dg10/efiH.1.2004).

Dies. 2003: Eurobarometer 60,UBsel, erhaltlich unter:
http://europa.eu.int/comm/dg10/efiH.1.2004).

Dies. 2003: Flash Eurobarometer 142. Convention on the Future of Europe, Brussel,
erhaltlich unter:
http://europa.eu.int/comm/dg10/efiH.1.2004).

Europaischer Konvent 2003: Entwurf esnd&/ertrags Uber eine Verfassung fir
Europa vom 18. Juli 2003, erhaltlich unter:
http://publications.eu.infl5.1.2004).



http://www.bundestag.de/blickpkt/arch_bpk/chirac1.htm
http://europa.eu.int/comm/dg10/epo
http://europa.eu.int/comm/dg10/epo
http://europa.eu.int/comm/dg10/epo
http://publications.eu.int/

90

ER 2001: Schlussfolgerung des Vorsitzestopéischer Rat in Laeken am 14. und
15. Dezember 2001, SN 300/01. erhaltlich unter:
http://ue.eu.int/pessData/de/ec/68829.pdf5.1.2004).

Farnleitner, Hannes 2003: RedebeitragPienum des Konvents am 20. Januar 2003,
in: Plenardebatte zum Thema ,Dieirtktionsweise der Organe” im Konvent
zur Zukunft Europas am 20./21. Januar 2003, Brissel, 40, dokumentiert in:
Fischer, K. 2003.

Fischer, Joschka 2000 a: Vom Staatebuad zur Foderation — Gedanken Uber die
Finalitat der europdaischen Integration. Rede in ldemboldt-Universitat zu
Berlin am 12. Mai 2000, abgedikian: Integration, 23:3, 149-156.

Fischer, Joschka 2000 b: Gegen pekspische Blindheit. Rede vor dem
auswartigen Ausschuss rdanzésischen Nationalversammlung, abgedruckt

in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 15. Juni 2000.

Fischer, Joschka 2002: Redebgjtna Plenum des Konvents am
20. Dezember 2002, in: PlenardebattenZlhema ,,Au3enpolitisches Handeln
und Verteidigung“ im Konvent zur ZukunEuropas am 20. Dezember 2002,
Briussel, 63-64, dokumentiert in: Fischer, K. 2003.

Fischer, Joschka 2003: Redebeitrag ienBm des Konvents am 21. Januar 2003, in:
Plenardebatte zum Thema ,Die Fuokisweise der Organe® im Konvent zur
Zukunft Europas am 20./21. Januar 2003(isBel, 13-14, dokumentiert in:
Fischer, K. 2003.

Fischer, Joschka/de Villepin, Dominiqu®02: Gemeinsame deutsch-franzésische
Vorschlage fur den Européischen Konvent zum Bereich Sicherheits- und
Verteidigungspolitik® vom 22. Noverds 2002, Brissel,CONV 422/02,
dokumentiert in: Fischer, K. 2003.


http://ue.eu.int/pressData/de/ec/68829.pdf

91

Fischer, Joschka/de Villepin, Dominiq@®03: Deutsch-franzdsischer Beitrag fur
den Konvent zum institutionelleAufbau der Union vom 16. Januar 2003,
Brissel, CONV 489/03, dokumentiert in: Fischer, K. 2003.

Giscard d’Estaing, Valéry 2002: Eroffnumgde im Konvent zur Zukunft Europas in

Brissel am 26. Februar 2002, Bris€ONV 4/02, dokumentiert in: Fischer,
K. 2003.

Giscard d’Estaing, Valéry 2003: MundlichBericht an den Européischen Rat in
Thessaloniki vom 20. Juni 2003, erhaltlich unter:

http://european-conventiomént/docs/speeches/9606.[{d6.1.2004).

Hain, Peter 2002: Redebeitrag im Plendes Konvents am 20. Dezember 2002, in:
Plenardebatte zum Thema ,Aul3enpatitiss Handeln und Verteidigung“ im
Konvent zur Zukunft Europas ar@0. Dezember 2002, Brissel, 13-14,
dokumentiert in: Fischer, K. 2003.

Hain, Peter 2003: Redebeitrag im mien des Konvents am 20. Januar 2003, in:
Plenardebatte zum Thema ,Die Fuokisweise der Organe” im Konvent zur

Zukunft Europas am 20./21. Januar 2003(sBel, 13-14, dokumentiert in:
Fischer, K. 2003.

Héansch, Klaus 2002: Redebeitrag inefim des Konvents am 20. Dezember 2002,
in: Plenardebatte zum Thema ,Aul3enpethes Handeln und Verteidigung*
im Konvent zur Zukunft Europas a20. Dezember 2002, Brussel, 29-30,
dokumentiert in: Fischer, K. 2003.

Hansch, Klaus 2003 a: Beitrag fur Docents, unveroffentlichtes Manuskript,
Brussel.

Héansch, Klaus 2003 b: Der Konvent — unkamvenell, in: Integration 26(4): 331-
337.


http://european-convention.eu.int/docs/speeches/9606.pdf

92

Kaufmann, Sylvia-Yvonne 2002: Redelbag im Plenum des Konvents am
20. Dezember 2002, in: PlenardebattenZlhema ,,Au3enpolitisches Handeln
und Verteidigung“ im Konvent zur ZukunEuropas am 20. Dezember 2002,
Brussel, 44-45, dokumentiert in: Fischer, K. 2003.

Kaufmann 2003: Requirements for the Gdnsonal Treaty for a European Union
capable of Peace vom 11. April 20@lssel, CONV 681/03, dokumentiert
in: Fischer, K. 2003.

Prasidium des Konvents 2003: Organe — Entwurf von Artikeln fur Titel IV des
Teils | der Fassung vom 23. Ap2003, CONV 691/03, dokumentiert in:
Fischer, K. 2003.

Schréder, Gerhard 2001: Verantwortumgr Europa. SPD-Leitantrag auf dem
Bundesparteitag in Nurnberg &88. April 2001, erhaltlich unter:
www.europa-digital.de/text/aktuellddsier/reden/textschroeder.shtml
(15.1.2004).

Solana, Javier 2003: Ein sicheres Eurapaeiner besseren Welt. Beitrag zum
Europaischen Rat in Thessalonilem 20. Juni 2003, abgedruckt in:
Internationale Politik, 9/2003, 107-114.

Védrine, Hubert 2000: Klassiser Foderalismus und Foderation von
Nationalstaaten. Offener Brief adoschka Fischer vom 8. Juni 2000,
abgedruckt in: Frankfurterligemeine Zeitung vom 13. Juni 2000.

de Villepin, Dominique 2002: Redeb&ig im Plenum des Konvents am
20. Dezember 2002, in: PlenardebattenZzlhema ,Aul3enpolitisches Handeln
und Verteidigung” im Konvent zur ZukunEuropas am 20. Dezember 2002,
Briussel, 40-41, dokumentiert in: Fischer, K. 2003.

de Villepin, Dominique 2003: Redebaiy im Plenum des Konvents am


http://www.europa-digital.de/text/aktuell/dossier/reden/textschroeder.shtml

93

21. Januar 2003, in: Plenardebatte zdimema ,Die Funktionsweise der
Organe” im Konvent zur Zukunft Eopas am 20./21. Januar 2003, Brtssel,
14-15, dokumentiert in: Fischer, K. 2003.

Voggenhuber, Johannes 2003: Redebeitrag im Plenum des Konvents am
20. Januar 2003, in: Plenardebatte ziitmema ,Die Funktionsweise der
Organe” im Konvent zur Zukunft Eopas am 20./21. Januar 2003, Brtssel,
35-36, dokumentiert in: Fischer, K. 2003.

Interviews®

Altmaier, Peter 2003: Gesprach mit Peter Altmaier, MdB (CDU), am
12. September 2003 in Berlin.

Auswartiges Amt 2003: Gesprach im gwiértigen Amt am 11. September 2003 in

Berlin.

Dammeyer, Manfred 2003: Gesprach mofPDr. Manfred Dammeyer, MdL (SPD),
am 17. September 2003 in Dusseldorf.

Gerhards, Wolfgang 2003: Gesprach mit liyang Gerhards, Justizminister des
Landes Nordrhein-Westfalen (SPRjn 18. September 2003 in Dusseldorf.

Héansch, Klaus 2003: Gesprach mit Prof. Dr. Klaus Hansch, MdEP (SPD), am
9. September 2003 in Brissel.

Meyer, Jurgen 2003: Gesprach mit Prof. litgen Meyer, MdB a.D. (SPD), am 11.
September 2003 in Berlin.

SBW 2003: Gesprach im Staatsministerium Baden-Wurttemberg am
30. September 2003 in Stuttgart.

% Protokolle der Interviews sind fiir wissenschaftliche Zwecke bei der Autorin erhaltlich.



94

Stabenow, Michael 2003 g: Gespraamit Michael Stabenow, standiger
Korrespondent der Frankfurter Allgemen Zeitung bei der EU und in
Belgien, am
9. September 2003 in Brissel.

Wuermeling, Joachim 2003: Gesprach it Joachim Wuermeling, MdEP (CSU),
am 10. September 2003 in Briissel.

Internetlinks

http://european-convention.eu.{{i5.1.2004)

offizielle Hompage des Konvents zur Zukunft Europas

www.europa.eu.int/futurum/index_de.h{t6.1.2004)

Informationsportal der EU zur Verfassungsdebatte

www.occar-ea.or@15.1.2004)

offizielle Hompage de©rganisation for Joint Armaments Cooperation

www.christian-schmidt.de/news.php?id=135%.1.2004)
Stellungnahme von Christian Schmidt dB) zum Gipfeltreffen von Schroder,
Chirac, Juncker und Verrsthdt am 29. April 2003

www.bonde.com/index.phtml|?sid=48&aid=118(1%.1.2004)

Stellungnahme von PeteoBde (MdEP) zur Annahnaes Konventsentwurfes



http://european-convention.eu.int/
http://www.europa.eu.int/futurum/index_de.htm
http://www.occar-ea.org/
http://www.christian-schmidt.de/news.php?id=153
http://www.bonde.com/index.phtml?sid=48&aid=11810

95

Literaturverzeichnis

Algieri, Franco 1998: Die Reformder GASP - Anleitung zu begrenztem
gemeinsamen Handeln, in: Weidenfeld, Werner (Hrsg.): Amsterdam in der
Analyse, Gitersloh, 89-120.

Ders. 2001: Die Europaische Sicherheitsid Verteidigungspolitik: erweiterter
Handlungsspielraum fir die GASP, in: Wenfeld, Werner (Hrsg.): Nizza in
der Analyse, Gutersloh, 161-201.

Ders./Emmanouilidis, Janis/Maruhn, Roman 2003: Szenarien zur Zukunft der EU,
Miinchen, erhéltlich unter:

www.cap.uni-muenchen.de/publikationen/cap/szenarienhdni.2004).

Anderson, Jeffrey J. 1997: Hard Interes$aft Power, and Germany’s Changing
Role in Europe, in: Katzenstein, Peter J. (Hrsg.): Tamed Power. Germany in
Europe, Ithaka/London, 80-107.

Arnold, Hans/Kramer, Raimund (Hrsg.) 200icherheit fur das grolRere Europa.

Politische Optionen im Spannungsfeld, Bonn.

Bacia, Horst 2003 a: Vierer-Gipfel in Brigskin zweiter Pfeile in der Nato, in:

Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 20. April 2003.

Ders. 2003 b: , Tervuren® ist kein Reizwort mehr. Der britische Premierminister geht
in der Sicherheitspolitik auf @fac und Schrdoder zu, in: Frankfurter

Allgemeine Zeitung vom 24. September 2003.

Ders. 2003 c: Washington besorgt Uber EeH¥idigung, in: Frankfurter Allgemeine
Zeitung vom 21. Oktober 2003.

Ders. 2003 d: Von Tervuren spricht niemdamehr. Ein EU-Hauptquartier wird es
nicht geben, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 4. Dezember 2003.


http://www.cap.uni-muenchen.de/publikationen/cap/szenarien.htm

96

Ders. 2003 e: Aus der Irak-Krise gelermiz gemeinsame europaische Auf3en- und
Sicherheitspolitik, in: Frankirter Allgemeine Zeitung vom
13. Dezember 2003.

Banchoff, Thomas 1999: German Identégd European Integtion, in: European
Journal of Internatinal Relations, 5:3, 259-289.

Ders./Smith, Mitchell P. (Hrsg.) 1999: g#imacy and the European Union. The
contested polity, London, New York.

Baumann, Rainer/Rittberger, Volker/\gfeer, Wolfgang 2001: Neorealist foreign
policy theory, in: Rittberger, Volker (Hrsg.): German foreign policy since
unification. Theories and case seg] Manchaster/New York, 37-67.

Bellamy, Richard/Castiglione, Dario(Hrsg.) 1996: Constitutionalism in
Transformation. European and Theorattieerspectives, Oxford/Norwich.

Boekle, Henning/Rittberger, Volker/Wagn&kolfgang 2001: Constructivist foreign
policy theory, in: Rittberger, Volker (Hrsg.): German foreign policy since

unification. Theories and case sesg] Manchaster/New York, 105-137.

Bolesch, Cornelia 2003: Die Unberthrbabee Regierungschefs werden es kaum
wagen, die EU-Verfassung noch einmal massiv zu andern, in: Studdeutsche
Zeitung vom 21. Juni 2003.

Dies./Wernicke, Christian 2003: Regieruolysfs loben Verfassungsentwurf, in:
Siuddeutsche Zeitung vom 21. Juni 2003.

Brauninger, Thomas et.al. 2001: The dymes of European Integration: a
constitutional analysis of & Amsterdam Treaty, in: Schneider,
Gerald/Aspinwall, Mark (Hrsg.): Theules of integrabn. Institutionalist

approaches to the study of Bpe, Manchaster/New York, 46-68.



97

Bulmer, Simon 1997: Shaping the Rules? Tbastitutive Politics of the European
Union and German Power, in: Katzeziat Peter J. (Hrsg.): Tamed Power.

Germany in Europe, Ithaka/London, 49-79.

Ders./Paterson, William E. 1996: Germany in the European Union: gentle giant or

emergent leader?, in: Imteational Affairs, 71:1, 9-32.

Busse, Christian 2000: Braucht Europa riern? Zur gegenwtigen Diskussion
um die Zukunft der europaischen Integration, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte B47/2003, 3-12.

Busse, Nikolas 2002: Eine EU a laaRkreich. Deutschland und der Europa-
Prasident, in: Frankfurterliyemeine Zeitung vom 31. Mai 2002.

Ders. 2003 a: Aus der Traum? Blair und Aznar sind gegen die Wahl des EU-
Kommissionsprasidenten, in: Fkfurter Allgemeine Zeitung vom
4. Marz 2003.

Ders. 2003 b: Kerneuropa ist Irakeuropae Bintracht zwischen Berlin und Paris
weckt alte Angste. Deutstand sollte zur Kohlschen Politik des Ausgleichs
zuriickkehren, in: Frankfurter llemeine Sonntagszeitung vom
26. Oktober 2003.

Castiglione, Dario 1996: The political Theory of the Constitution, in: Bellamy,
Richard/Castiglione, Dario (Hrsg.)Constitutionalism in Transformation.

European and Theoretical Peestives, Oxford/Norwich, 5-23.

Decker, Frank 2002: Institutionelle Entwicklungspfade im europaischen
Integrationsprozess. Eine Antwort auf Katharina Holzinger und Christoph
Knill, in: Zeitschrift fir Pditikwissenschaft, 12:2, 611-636.

Ders. 2003: Parlamentarisch, pdentiell, semi-préasidentiell? Der
Verfassungskonvent ringt um die kinftige institutionelle Gestalt Europas, in:
Aus Politik und Zeitgeschichte B1-2/2003, 16-23.



98

Denninger, Erhard 1994: Sicherheit/Vielf8iidaritat: Ethisierung der Verfassung?,
in: Ulrich K. Preul3 (Hrsg.): ZunBegriff der Verfassung. Die Ordnung des
Politischen, Frankfurt am Main, 95-129.

Deubner, Christian 1995: Deutsche ré&papolitik. Von Maastricht nach

Kerneuropa?, Baden-Baden.

Ders. 2003: Differenzierte tegration: Ubergangsersainung oder Strukturmerkmal
der kunftigen Europaischen Union?, in: Aus Politik und Zeitgeschichte B1-
2/2003, 24-32.

Deutscher Bundestag (Hrsg.) 2002: D¢eg zum EU-Verfassungskonvent. Berichte

und Dokumentationen, Berlin.

Deutscher Bundestag (Hrsg.) 2003: Die Arlma Europaischen Konvent, Ausschuss
fur die Angelegenheiten der Europ#hen Union, Arbeitsgruppe Konvent,

Berlin

Didzoleit, Winfried/Koch, Dirk 2002: Gacht und Stimme, irDer Spiegel, 24, 40.

Diez, Thomas 1995: Neues Europa, altesd®ll. Die Konstruktbn von Staatlichkeit
im politischen Diskurs zur Zukunft der Europadischen Gemeinschaft, Frankfurt

am Main.

Ders. 1996: Postmoderne und europdische Integration. Die Dominanz des
Staatsmodells, die Verantwortung gegentber dem Anderen und die
Konstruktion eines alternativen Horizentin: Zeitschrift fur Internationale
Beziehungen, 3:2, 255-281.

Ehrhart, Hans-Georg 200%Vhat model for CFSP? Chaitl Papers 55, Institute for

Security Studies, Paris.



99

Elgstrom, Ole/Jonsson, Christer 2000tegotiation in the European Union:
bargaining or problem-solving?, in: Joaf of European Public Policy, 7:5,
684-704.

Elster, Jon 1994: Die Schaffung von \$ungen: Analyse der allgemeinen
Grundlagen, in: Preuf3, Ulrich K. (Hr3: Zum Begriff der Verfassung. Die
Ordnung des Politischen, Frankfurt am Main, 37-57.

Falkner, Gerda (Hrsg.) 2002: EU treaty Reicas a Three Level Process: Historical

Institutionalist Perspectives, in: Journal of European Public Policy, 9:1, 1-11.

de Flers, Nicole Alecu/Goler, Daniel 200Rine europaische Verfassung? Deutsche
und franzésische Konzeptionen zwischen Intergouvernementalismus und
Supranationalismus, in: Dokumente. Zelisft fir den deutsch-franzdsischen
Dialog, 58:5, 17-21.

Flick, Uwe u.a. (Hrsg.) 1995: Handbucjualitative Sozialforschung. Grundlagen,

Konzepte, Methoden und Anweungen, 2. Aufl., Weinheim.

Fischer, Klemens H. 2003: Konvent zzukunft Europas. Tde und Kommentar,

Baden-Baden.

Goetz, Klaus 1996: Integration policy in a&uropeanized state. Germany and the
Intergovernmental Conference, in: Joairof European Public Policy, 3:1, 23-
44.

Goler, Daniel 2002: Die neue reypaische Verfassungsdebatte, Bonn.

Ders. 2003 a: Die Européaische Union vor ihrer Konstitutionalisierung: Eine Bilanz

der ersten Verfassungsentwirife Integration, 26:1, 17-30.

Ders. 2003 b: Die KonventsmethodeEin innovatives Verfahren der
Vertragsreform?, in: Dokumente. Zaisift fir den deutsch-franzésischen
Dialog, 59:5, 26-32.



100

Ders. /Marhold, Hartmut 2003: Die Konventethode, in: Integtion, 26:4, 317-330.

Goldstein, Judith/Keohane, Robert (Hrsg.) 1993: Ideas and Foreign Policy.
Beliefs, Institutions, and Midcal Change, Ithaka/London.

Grimm, Dieter 1995: Braucht Eopa eine Verfassung?, Minchen.

Guérot, Ulrike 2003: Die Bedeutung demutikch-franzésischen Kooperation fiir den
europdaischen Integrationsprozess, in: Aus Politik und Zeitgeschichte B3-
4/2003, 14-20.

Hacke, Christian 1997: Die AulRengidi der Bundesrepublik Deutschland.
Weltmacht wider Willen?, Berlin.

Hageliken, Alexander 2004: EU-Kommissi verklagt die Finanzminister, in:

Suddeutsche Zeitung vom 14. Januar 2004.

Hall, Peter A./Taylor, Rosemary C.R996: Political Science and the three new
Institutionalisms, in: Political Studies, 44:4, 936-957.

Hallstein, Walter 1969: Der unvollendeteifi®lesstaat. Europaische Erfahrungen und

Erkenntnisse, Disseldorf.

Harnisch, Sebastian 2001: Change anaht@uity in Post-Unification German
Foreign Policy, in: Webber, Douglas (Hrsg.): New Europe, New Germany, Old
Foreign Policy? German Foreign Pglisince Unification, London/Portland,
35-60.

Hellmann, Gunther 2002 a: Berlin — Pari Brissel — Stral3burg: Deutsche
AulRenpolitik fir eine gemeinsame europédische Zukunft, in: Arnold,
Hans/Kramer, Raimund (Hrsg.): Sicheithiéir das groRere Europa. Politische

Optionen im Spannungsfeld, Bonn, 311-331.



101

Ders. 2002 b: Deutschland in Europa: Eine symbiotische Beziehung, in: Aus Politik
und Zeitgeschichte B48/2002, 24-31.

Ders. 2002 c: Der ,deutsche Weg“. Eine auf3enpolitische Gratwanderung, in:

Internationale Politik, 9, 1-8.

Ders. 2002 d: Sag beim Abschied leisevgs. Die Ziviimacht Deutschland beginnt
ein neues ,Selbst” zu behaupten, inlifiszhe Vierteljahraeschrift, 3, 498-507.

Ders. 2003: Agenda 2020. Krise und Perspektive deutscher AulRenpolitik, in:
Internationale Politik, 9, 39-50.

Ders./Wolf, Klaus D./Zlirn, Michael (Hrsg.): Die neuen Internationalen

Beziehungen, Baden-Baden.

Hill, Christopher 1993: The Capabilityxgectation Gap, or Conceptualizing
Europe’s International Role, in: dmal of Common Market Studies, 31:3,
305-328.

Holzinger, Katharina/Knill, Christoph 2001nstitutionelle Entwicklungspfade im
europaischen Integrationsprozess: Biaestruktive Kritik an Joschka Fischers
Reformvorschlagen, in: ZeitschriftifiPolitikwissenschaft, 11:3, 987-1010.

Hopf, Christel 1995: Qualitate Interviews in der Soalforschung. Ein Uberblick,
in:  Flick, Uwe wu.a. (Hrsg.): Handbuch qualitative Sozialforschung.
Grundlagen, Konzepte, Methodemdu Anwendungen, 2. Aufl.,, Weinheim,
177-182.

Howorth, Jolyon 2000: European integoatiand defence. The ultimate challenge?
Chaillot Papers 43, Institute for Security Studies of WEU, Paris.

Ipsen, Hans Peter 1972: Europaessiemeinschaftsrecht, Tubingen.



102

Jachtenfuchs, Markus/Diez, Thomas/Jugbine 1998: Which Europe? Conflicting
Models of a Legitimate European Pol#icOrder, in: European Journal of
International Relations, 4:4, 409-445.

Jachtenfuchs, Markus/Kohler-Koch, Beét#rsg.) 2003: Europaifie Integration,
2. Aufl., Opladen.

Jachtenfuchs, Markus 2002: Die Komgtion Europas. Verfassungsideen und
institutionelle Entwicklung, Baden-Baden.

Janning, Josef 1996: A German Europe — a European Germany? On the debate over

Germany'’s foreign policy, in: bernational Affairs, 72:1, 33-41.

Ders. 1998: Differenzierung als Integratipnazip. Die Flexibilitat im neuen EU-
Vertrag, in: Weidenfeld, Werner (Bg.): Amsterdam in der Analyse,
Gutersloh, 203-217.

Ders. 2001: Zweiter Anlauf — Die >> véfiskte Zusammenarbeit<< im Vertrag von
Nizza, in: Weidenfeld, Werner (Hrsg.): Nizza in der Analyse, Gutersloh, 145-
159.

Joas, Hans 1992: Die Kreativitatsddandelns, Frankfurt am Main.

Joerges, Christian/Mény, Yves/Weiled.H.H. (Hrsg.) 2000: What Kind of
Constitution for What Kind of Polity? Responses to Joschka Fischer, San

Domenico.

Jopp, Mathias/Martl, Saskia 2003: HRmktiven der deutsch-franzésischen
Konventsvorschlage fiur die institutidiee Architektur de Europaischen
Union, in: Integration, 26:2, 99-109.

Jopp, Mathias 2002: Perceptions of Gemgia European Policy — an Introduction,
in: Jopp, Mathias/Schneider, Heinri€lchmalz, Uwe 2002 (Hrsg.): Germany'’s

European Policy. Perceptions in Key Partner Countries, Bonn, 9-19.



103

Katzenstein, Peter J. 1997: United Gemghan an Integrating Europe, in: ders.

(Hrsg.): Tamed Power. Germgain Europe, Ithaka/London, 1-48.

Keck, Otto 1995: Rationales kommunikatives Hand@in den internationalen

Beziehungen, in: Zeitschrift fir t@ernationale Beziehungen, 2:1, 5-48.

Klau, Thomas 2003 a: Verheilungsvollesldgeschrei fur die EU-Reform, in:
Financial Times Deutschland vom 23. Januar 2003.

Ders. 2003 b: Giscard knickt vor EU-Mitgliedsstaaten ein, in: Financial Times
Deutschland vom 27. Mai 2003.

Ders. 2003 c: EU-Konvent — Nicht perfekt, aber unverhofft, in: Financial Times
Deutschland vom 16. Juni 2003.

Kohler-Koch, Beate 1999: A Constitutionrf&urope?, Arbeitspapiere Mannheimer
Zentrum fur Europaische Sozialforschung 8, Mannheim.

Dies. 2000: Framing: the bottleneck obnstructing legitimate institutions, in:
Journal of European Public Policy, 7:4, 513-531.

Koopmann, Martin 2003: Leadship oder Krisenmanagement? Kommentar zu den
deutsch-franzdsischen Europainitiatiyan: Dokumente. Zeitschrift fir den

deutsch-franzdsischen Dialog, 59:3, 19-34.

Kreile, Michael 2002: Der Wandel desteémationalen Systems und der Faktor
.Macht" in der deutschen Europafid, in: Schneider, Heinrich/Jopp,
Mathias/Schmalz, Uwe (Hrsg.): Eine neue deutsche Europapolitik?
Rahmenbedingungen — Problemfelder — Optionen, Bonn, 135-152.

Kilz, Hannes/Klau, Thomas 2003: Gistaprovoziert mit EU-Verfassungsplan
Eklat, in: Finacial Times vom 24. April 2003.



104

Link, Werner 2002: Deutschid als europaisch#&lacht, in: Weidenfeld, Werner
(Hrsg.): Europa-Handbuch, Bonn, 605-617.

Lohse, Eckhart/Bannas, Gunter 2003: Lfab Fischer, Anspruch fur Deutschland.
Das Amt in Brissel, in: Frankftar Allgemeine Zeitung vom 13. Mai 2003.

Lohse, Eckart 2003: Schroders Bpa. Wie der Bundeskanzler seinem
AulRenminister Fischer wichtige Kompeizen genommen hat, in: Frankfurter
Allgemeine Zeitung vom 19. September 2003.

Loth, Wielfried 2002: Entwlrfe einer eyréischen Verfassung. Eine historische

Bilanz, Bonn.

March, James G./Olsen, Johan P. 1998: The Institutional Dynamics of International
Political Order, in: Intern@onal Organization, 52:4, 943-969.

Marhold, Hartmut (Hrsg.) 2001: Die neuerBpadebatte. Leitbilder fur das Europa

der Zukunft, Bonn.

Ders. 2002: Der Konvent zwischen Konsens Kontroversen: Zwischenbilanz nach
der ersten Phase, in: Integration, 25:4, 251-268.

Maurer, Victor 2000: Eine Sicherheits- und Verteidigungspolitik fir Europa, in: Aus
Politik und Zeitgeschichte B47/2003, 22-30.

Mearsheimer, John J. 2001: The Tedg of Great Power Politics, New
York/London.

Meimeth, Michael 2003: Deutsche undranzésische Perspektiven einer
Gemeinsamen Sicherheits- und Vatigungspolitik. Offene Fragen und
verdeckte Widerspriche, in: Auslfi& und Zeitgeschichte B3-4/2003, 21-30.

Muller, Harald 1994: Interationale Beziehungen als konunikatives Handeln, in:

Zeitschrift fur Internatioale Beziehungen, 1:1, 15-44.



105

Olsen, Johan P. 2002: Reforming Europearittrigins of Governaee, in: Journal of
Common Market Studies, 40:4, 581-602.

von Oppeln, Sabine 2003: Deutsch-frangélse Zusammenarbeit Europa - das
Ende einer privilegierten Beziehungh: Dokumente. Zeitschrift fir den

deutsch-franzdsischen Dialog, 59:3, 11-18.

Payne, Rodger A. 2001: Persuasion, Fraams Norm Construction, in: European
Journal of Internatinal Relations, 7:1, 37-61.

Peters, Dirk 2001: The debate about a @svman foreign policy after unification.
in: Rittberger, Volker (Hrsg.): Geram foreign policy since unification.
Theories and case studidsnchaster/New York, 11-33.

Piepenschneider, Melanie 2002: DeutscReiorititen bei der Reform der
europaischen Institutione und Verfahren, in: Scleder, Heinrich/Jopp,
Mathias/Schmalz, Uwe (Hrsg.): Eine neue deutsche Europapolitik?
Rahmenbedingungen — Problemfelder — Optionen, Bonn, 325-348.

Preuf3, Ulrich K. 1994: DeBegriff der Verfassung und rila Beziehung zur Politik,
in: ders. (Hrsg.): Zum Begriff déverfassung. Die Ordnung des Politischen,
Frankfurt am Main, 7-33.

Putnam, Robert D. 1988: Diplomacy ardbmestic politics, in: International
Organization, 42:3, 427-661.

Rein, Martin/Schon, Donald 1991: Framdleetive policy discourse, in: Wagner,
Peter et. al.: Social Sciences anddarn states. National experiences and
theoretical crossroads, Cambridge, 262-289.

Rittberger, Volker (Hrsg.) 2001: Germdoreign policy since unification. Theories
and case studies, Manchaster/New York.



106

Risse, Thomas 2003: Konstruktivismus, Baélismus und Theorien Internationaler
Beziehungen — warum empirisch nich$® heiR gegessen wird, wie es
theoretisch gekocht wurde, in: Helmn, Gunther/Wolf, Klaus D./Zirn,
Michael (Hrsg.): Die neuen Intermanalen Beziehungen, Baden-Baden, 99-
132.

Scharpf, Fritz W. 1997: Games Real ActBtay. Actor-Centered Institutionalism in
Policy Research, Oxford.

Schmalz, Uwe 2002 a: Deutsche Eunogédik nach 1989/1990. Die Frage von
Kontinuitat und Wandel, in: Schneidéteinrich/Jopp, Mathias/Schmalz, Uwe
(Hrsg.): Eine neue deutsche rBpapolitik? Rahmenbedingungen -
Problemfelder — Optionen, Bonn, 15-68.

Ders. 2002 b: Die europaisierte Macht —uBehland in der europaischen Aul3en-
und Sicherheitspolitik, in: Schneider, Heinrich/Jopp, Mathias/Schmalz, Uwe
(Hrsg.): Eine neue deutsche rBpapolitik? Rahmenbedingungen -
Problemfelder — Optionen, Bonn, 515-580.

Smith, Michael 2003: The framing of Europdaneign and security policy: towards
a post-modern policy framework, in: Journal of European Public Policy, 10:4,
556-575.

Schmitt, Burkard 2001: Defence Industrgridolidation — Time for Political Action,
erhaltlich unterwww.iss-eu.org/new/analysis/analy012.h{i1%.1.2004).

Ders. 2003: The European Union and Ameamts. Getting a bgger bang for the
Euro, Chaillot-Papers 63, Instituter f8ecurity Studies of WEU, Paris.

Schneider, Gerald/Aspinwall, Mark (Hrsg.) 2001: The sulef integration.

Institutionalist approaches to theidy of Europe, Manchaster/New York.


http://www.iss-eu.org/new/analysis/analy012.html

107

Schneider, Gerald/Bailer, Stefanie 200RAachtig, aber wenig einflussreich:
Ursachen und Konsequenzen des slthén Integrationsdilemmas, in:
Integration, 25:1, 49-60.

Schneider, Heinrich/Jopp, Ma#ls/Schmalz, Uwe (Hrsg.) 2002: Eine neue deutsche

Europapolitik? RahmenbedingungeRroblemfelder — Optionen, Bonn.

Schneider, Heinrich 2002 a: Deutsche Eupmbéik: Leitbilder in der Perspektive,
in: Schneider, Heinrich/Jopp, Mathias/Schmalz, Uwe (Hrsg.): Eine neue
deutsche Europapolitik? Rahmenbedingungen — Problemfelder — Optionen,
Bonn, 69-131.

Ders. 2002 b: Optionen der politisché&malitat: Foderaon — Konfoderation —
Verfassung, in: Schneider, Heinrich/Jopp, Mathias/Schmalz, Uwe (Hrsg.):
Eine neue deutsche EuropapolitikRthmenbedingungen — Problemfelder —
Optionen, Bonn, 583-666.

Schuller, Konrad 2003: Berlin hort die &age. Zwischen Washington und Berlin
sucht die Bundesregierung ihren Platz, in: Frankfurter Allgemeine

Sonntagszeitung vom 21. September 2003.

Schwarz, Hans-Peter 1994: Die Zentralma€bropas. Deutschlands Ruckkehr auf
die Weltbthne, Berlin.

Shaw, Jo 1999: Postnational constitutionalism in the European Union, in: Journal of
European Public Policy, 6:4, 579-597.

Stabenow, Michael 2001: Ist Giscardr ddann der Zukunft? An der Eignung des
Vorsitzenden des EU-Konvents gibt es éfel, in: Frankfurter Allgemeine

Zeitung vom 17. Dezember 2001.

Ders. 2002 a: Hauptsache Substanz. DigfBung des europaischen Konvents, in:

Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 23. Marz 2002.



108

Ders. 2002 b: Gerust fir den Konvent, lnankfurter Allgemeine Zeitung vom
15. Juli 2002.

Ders. 2003 a: Mehr als ein Formelkompresjiin: Frankfurter Allgemeine Zeitung
vom 17. Januar 2003.

Ders. 2003 b: Giscards Uberraschungen. Kmrventsprasident legt Vorschlage zur
EU-Reform vor, von denen im Konventcht die Rede war, in: Frankfurter

Allgemeine Zeitung vom 24. April 2003.

Ders. 2003 c: Auf der Zielgeraden. Die Haffig auf einen ehrgeizigen Entwurf der
EU-Verfassung schwindet, in: Fikarter Allgemeine Zeitung vom
26. Mai 2003.

Ders. 2003 d: Eine Union der Burger urtaaten Europas, in: Frankfurter

Allgemeine Zeitung vom 13. Juni 2003.

Ders. 2003 e: Nicht nur der Erfolg hateld Vater, in: Frakfurter Allgemeine
Zeitung vom 15. Dezember 2003.

Ders. 2003 f: Wie kann es weiter gehem?,Frankfurter Allgemeine Zeitung vom
15. Dezember 2003.

Varwick, Johannes/Woyke, Wichard 2000eiukunft der NATO. Transatlantische
Sicherheit im Wandel, Opladen.

Wagner, Peter et. al. 1991: Social Sciersned modern states. National experiences

and theoretical crossroads, Cambridge.

Wagner, Wolfgang 2001: German EU constitnal foreign policy, in: Rittberger,
Volker (Hrsg.): German foreign policgince unification. Theories and case
studies, Manchester/New York, 185-229.



109

Ders. 2003: Why the EU’s common fonmeigand security policy will remain
intergovernmental: a rationalist instituti@ choice analysis of European crisis

management policy, in: Journal ofilepean Public Policy, 10: 4; 576-595.
Ders./Hellmann, Gunther 2003: Zivile Welacht? Die Aul3en-, Sicherheits- und

Verteidigungspolitik  der  Europdaken Union, in: Jachtenfuchs,

Markus/Kohler-Koch, Beat (Hrsg.): Europaische Integration, 2. Aufl.,

Opladen, 569-596.

Wallace, Helen 2001: Stimmen und Stmmngen aus Nizza. Entscheidungen der

Regierungskonferenz 2000 zumtRa. Integration, 24:2, 125-132.

Waltz, Kenneth N. 1993: The Emerging Structure of International Politics, in:
International Security, 18:2, 44-79.

Webber, Douglas (Hrsg.) 2001: New Bpe, New Germany, Old Foreign Policy?
German Foreign Policy ste Unification, London/Portland.

Weber, Max 1956: Wirtschaftnd Gesellschaft, Tubingen.

Weidenfeld, Werner 1998: Amstiam in der Analyse, Gitersloh.

Ders. (Hrsg.) 2001 a: Nizza in der Analyse. Strategien fir Europa, Gutersloh.

Ders. 2001 b: Zwischen Anspruch und Wickkeit — die europ&che Integration

nach Nizza, in: ders. (Hrsg.): Nizza in der Analyse. Strategien fur Europa,

Gutersloh, 19-49.

Ders. 2002: Europa-Handbuch, Bonn.

Weiler, Joseph H. H. 1999: The ConstitutminEurope. Do the new clothes have an

emperor? And other essays on European integration, Cambridge.



110

Wernicke, Christian 2003 a: Einigung tibEuropas Verteidigungspolitik. Berlin,
Paris und London wollen bis 2007 sche@eEU-Eingreiftruppe fir UN-
Einsatze schaffen, in: Stiddeutsche Zeitung vom 29. November 2003.

Ders. 2003 b: Fischer droht mit Kermepa, in: Siddeutsche Zeitung vom
9. Dezember 2003.

Wessels, Wolfgang 2002: Der Komte Modell fiir eine innovative

Integrationsmethode, integration, 25:2, 83-98.

Ders. 2003: Der Verfassungsvertrag intefygrationstrend: Eine Zusammenschau

zentraler Ergebnisse, imtegration, 26:4, 284-300.

Wolf, Reinhard 2000: Finanzierungsproblerder Europaischen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik unter demBedingungen der Wahrungsunion, in: Aus
Politik und Zeitgeschichte B47/2003, 31-38.

Zangl, Berhard/Zirn, Michael 1996: Argemtatives Handeln bei internationalen
Verhandlungen. Moderate Anmerkungemnr post-realistischen Debatte, in:

Zeitschrift fur Internatioale Beziehungen, 3:2, 341-366.

Zehful3, Maja 1998: Sprachlosigkeit s&hkt ein. Zur Bedeutung von Sprache in

konstruktivistischen Theorien, in: Zeitsdh fur Internationale Beziehungen,

5:1, 109-137.

Zervakis, Peter A./lvon Gossler, Séebast003: 40 Jahre Elysée-Vertrag: Hat das
deutsch-franzésische Tandem noch eine Zukunft?, in: Aus Politik und

Zeitgeschichte B3-4/2003, 6-13.



Lebenslauf

GABRIELE SCHLAG

geb. am 17. Oktober 1978 in Mainz

AUSBILDUNG

1985-1989 Martinus-Grundschule, Mainz

1989-1998 MariaWard-Gymnasiumiiainz,

Oktober 1998 Johannes Gutenberg-Universitat Mainz

bis Juli 2000 Studium (M.A.) der Politiwissenschaft, Soziologie
und Kunstgeschichte

Juli 2000 Magisterzwischenprifung

Seit Oktober 2000 Fortsetzung des Magisterstudiums an dEhann
Wolfgang Goethe-Universigét Frankfurt am Main

ERFAHRUNG

April 2001 bis Mai 2003 freiberufliche Tatigkeit fur die Friedrich-Ebert-
Stiftung, Mainz

Oktober 2002 studentische Hilfskraft affachbereich Gesellschafts-

bis Marz 2004 wissenschaften derJohann Wolfgang Goethe-

Universitat Frankfurt am Main

Frankfurt, 26. Januar 2004



Erklarung

Hiermit erklare ich, dass die vorliegendebeit selbststandi verfasst und keine
anderen als die angegebenen Hilfsmittehutet sowie die Stedn der Arbeit, die
anderen Werken dem Wortlaut oder d8mn nach entnommen sind, durch Angabe

der Quelle kenntlich gemacht wurden.

GabrieleSchlag Frankfurt26.Janua2004



	Abschlussarbeit
	Gabriele Schlag

	Gliederung
	1. Die Europäische Union zwischen Traum und Wirklichkeit ...
	1.1. Ziel der Arbeit .......................................
	1.2. Quellenauswahl und methodische Anmerkungen ............
	1.3. Aufbau der Arbeit .....................................

	2. Deutschland in Europa: mehr Macht, aber weniger Einfluss?
	2.1. Deutschland in Europa .................................
	2.2. Mehr Macht, aber weniger Einfluss? ....................
	2.3. Einfluss, mitzugestalten ..............................

	3. Auf dem Weg zur europäischen Verfassung .................
	3.1. Verfassung, Verfassungsgebung und Europa ..............
	3.2. Quo vadis, Europa? ……………………………………………………….. 20
	3.2.1. Fischers Föderation .................................
	3.2.2. Chiracs Avantgarde ..................................
	3.2.3. Blairs Superpower ...................................

	3.3. Eine Verfassung für Europa ............................

	4. Europa erträumen: Der Konvent zur Zukunft Europas .......
	4.1. Von Nizza nach Laeken .................................
	4.2. Auftrag, personelle Zusammensetzung und
	Arbeitsmethode des Konvents ................................
	4.2.1. Welchen Auftrag hatte der Konvent? ..................
	4.2.2. Wer nahm aus Deutschland am Konvent teil? ...........
	4.2.3. Wie arbeitete der Konvent? ..........................

	4.3. Eine ‚neue’ Architektur: die Institutionen der EU .....
	4.3.1. Der deutsch-französische Beitrag zur Reform der Insti
	4.3.2. Der Einfluss des deutsch-französischen Beitrags .....
	4.3.2.1. Die Bedeutung der deutsch-französischen
	Zusammenarbeit .............................................
	4.3.2.2. Der hauptamtliche Präsident des ER ................
	4.3.2.3. Der Europäische Außenminister .....................
	4.3.2.4. Die Europäische Kommission, das EP
	und die ‚doppelte Mehrheit’ ................................

	4.3.3. Die Ergebnisse des Verfassungsvertrages .............
	4.3.4. Der deutsche Einfluss auf die Reform der Institutione

	4.4. Eine ‚neue’ Politik: Die europäische Sicherheits-
	und Verteidigungspolitik ...................................
	4.4.1. Der deutsch-französische Beitrag zur ESVP ...........
	4.4.2. Der Einfluss des deutsch-französischen Beitrags .....
	4.4.2.1. Die Bedeutung des Irak-Krieges ....................
	4.4.2.2. Ziele und Aufgaben der ESVP .......................
	4.4.2.3. Die verstärkte und strukturierte Zusammenarbeit ...

	4.4.3. Die Ergebnisse des Verfassungsvertrages .............
	4.4.4. Der deutsche Einfluss auf die Fortentwicklung der ESV


	5. Deutschland im Konvent: mehr Einfluss, weniger Erfolg? ..
	6. Der Brüsseler Alptraum ..................................
	Anhang .....................................................
	Abkürzungsverzeichnis ......................................
	Quellenverzeichnis .........................................
	Interviews .................................................
	Internetlinks ..............................................

	Literaturverzeichnis .......................................
	Lebenslauf .................................................
	Erklärung ..................................................
	1. Die Europäische Union zwischen Traum und Wirklichkeit
	1.1. Ziel der Arbeit
	1.2. Quellenauswahl und methodische Anmerkungen
	1.3. Aufbau der Arbeit

	2. Deutschland in Europa: mehr Macht, aber weniger Einfluss?
	2.1. Deutschland in Europa
	2.2. Mehr Macht, aber weniger Einfluss?
	2.3. Einfluss, mitzugestalten

	3. Auf dem Weg zur europäischen Verfassung
	3.1. Verfassung, Verfassungsgebung und Europa
	3.2. Quo vadis, Europa?
	3.2.1. Fischers Föderation
	3.2.2. Chiracs Avantgarde
	3.2.3. Blairs Superpower

	3.3. Eine Verfassung für Europa

	4. Europa erträumen: Der Konvent zur Zukunft Europas
	4.1. Von Nizza nach Laeken
	4.2. Auftrag, personelle Zusammensetzung und Arbeitsmethode 
	4.2.1. Welchen Auftrag hatte der Konvent?
	4.2.2. Wer nahm aus Deutschland am Konvent teil?
	4.2.3. Wie arbeitete der Konvent?

	4.3. Eine ‚neue’ Architektur: die Institutionen der EU
	4.3.1. Der deutsch-französische Beitrag zur Reform der Insti
	4.3.2. Der Einfluss des deutsch-französischen Beitrags
	4.3.2.1. Die Bedeutung der deutsch-französischen Zusammenarb
	4.3.2.2. Der hauptamtliche Präsident des ER
	4.3.2.3. Der Europäische Außenminister
	4.3.2.4. Die Europäische Kommission, das EP und die ‚doppelt

	4.3.3. Die Ergebnisse des Verfassungsvertrages
	Institutionen



	Europäisches Parlament
	Europäische Kommission
	Europäischer Außenminister
	Institutionen

	Europäischer Außenminister
	Ministerrat
	Europäischer Rat
	4.3.4. Der deutsche Einfluss auf die Reform der Institutione
	4.4. Eine ‚neue’ Politik: Die europäische Sicherheits- und V
	4.4.1. Der deutsch-französische Beitrag zur ESVP
	4.4.2. Der Einfluss des deutsch-französischen Beitrags
	4.4.2.1. Die Bedeutung des Irak-Krieges
	4.4.2.2. Ziele und Aufgaben der ESVP
	4.4.2.3. Die verstärkte und strukturierte Zusammenarbeit

	4.4.3. Die Ergebnisse des Verfassungsvertrages
	4.4.4. Der deutsche Einfluss auf die Fortentwicklung der ESV


	5. Deutschland im Konvent: mehr Einfluss, weniger Erfolg?
	6. Der Brüsseler Alptraum
	Anhang
	Abkürzungsverzeichnis
	Quellenverzeichnis
	Interviews
	Internetlinks

	Literaturverzeichnis
	Lebenslauf
	Erklärung

